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Aus für über Tausend 

Die Pläne von Iveco 
vernichten über 1 000 
Arbeitsplätze in Ulm, 
Weisweil und Görlitz. 
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Vertagte Entscheidungen 

Die Ergebnisse des EU-Gipfels 
lassen sich so zusammenfassen: 
Der Streit, wie man aus der Kri¬ 
se herauskommen könnte, geht 
weiter. Und: Alle Entscheidungen 
werden hinausgeschoben 
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Hochspannung 
für die Profite 

Während die Privathaushalte 
für die Energiewende mit zig 
Milliarden bluten müssen, ver¬ 
dienen die Energiekonzerne 
prächtiger denn je. 
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CDU entdeckt 


neue „Schmarotzer 



D er Hass gegen Menschen ande¬ 
rer Herkunft hat in Form des 
Antiziganismus in Europa bei 
rechten Politikern und Nationalisten 
derzeit Hochkonjunktur. In Deutsch¬ 
land gibt es zwischen CDU-Granden 
und der NPD Übereinstimmungen, 
die an die „Sündenbock-Theorie“ im 
Faschismus erinnern: Sozialschmarot¬ 
zer müssen weg! 

Dies belegen aktuell Stimmen aus 
der bürgerlichen Rechten gegen die 
Roma. So fordert Bundesinnenmi¬ 
nister Hans Friedrich (CSU) schnelle 
Asylverfahren, schnelle Rückführung, 
bessere Schließung der Grenzen für 
Roma durch Einführung der Visum- 
Pflicht für Serbien und Mazedonien. 
Der niedersächsische Innenminister 
Uwe Schünemann (CDU) suggeriert 
Sozialschmarotzertum, Hans-Peter 
Uhl (CSU) unterstellt massiven Miss¬ 
brauch. Wolfgang Bosbach (CDU) 
denkt ebenfalls darüber nach, die 
Visum-Freiheit einzuschränken. Der 
sächsische NPD-Landesfraktionsvor- 
sitzende und NPD-Bundes vor sitzende 
Holger Apfel fordert „die möglichst 
rasche Abschiebung der vielen Sozi¬ 
alschmarotzer, die nur aus wirtschaft¬ 
lichen Gründen kommen und nicht 
wegen politischer Verfolgung“. Asyl¬ 
suchende wie Migrantinnen und Mi¬ 
granten beleidigt er als „arrogante 
Wohlstandsneger“ und „staatsalimen¬ 
tierte orientalische Großfamilien“. 
Unterstützung bekommen die Abge¬ 
ordneten der Union und die Faschis¬ 
ten von vielen Seiten. „Für die Kom¬ 
munen sind die Neuankömmlinge eine 
doppelte Last“, schreibt die liberale 
„Westdeutsche Zeitung“. Der Grund: 
die gestiegene Anzahl der Bewerber 
und 346 Euro statt 225 Euro für den 
Lebensunterhalt in einem Monat. 
Das Bundesverfassungsgericht hatte 
erkannt, dass der niedrigere Betrag 
nicht zum Überleben genügt. Hartz- 
IV-Bezieher bekommen 382 Euro. 

In ganz Europa verschärft sich die Si¬ 
tuation. Im Leitantrag des DKP-Par- 
teivorstandes an den kommenden Par¬ 
teitag werden die aktuellen Gefahren 
und Gefährdungen prägnant zusam¬ 
mengefasst: „Wenn es keine stärke¬ 


re Gegenwehr der Arbeiter- und Ge¬ 
werkschaftsbewegung, der Kommu¬ 
nisten sowie der anderen linken und 
aller anderen demokratischen Kräfte 
gibt, werden sich Nationalismus, Ego¬ 
ismus, Rassismus und Hass auf Mig¬ 
rantinnen und Migranten noch weiter 
ausbreiten. Populistische Parteien der 
extremen Rechten sowie offen faschis¬ 
tische Kräfte könnten in EU-Europa 
und auch in Deutschland weiter an 
Zustimmung gewinnen.“ 

Diese Gefahren und Gefährdungen 
sind bereits unübersehbar. In Ungarn 
gehen Nationalisten schon längere 
Zeit mit Gewalt gegen Roma vor. Die 
neue rechtsliberal angeführte Regie¬ 
rung der Niederlande, Österreich mit 
seiner großen Koalition (SPÖ/ÖVP) 
und der „sozialistische“ Präsident von 
Frankreich schieben die Roma als Pro¬ 
blem schneller vom Tisch: Innerhalb 
von 48 Stunden sind die Flüchtlinge 
aus dem Balkan wieder draußen. Auch 
in Deutschland tendiert die Chance 
auf Asyl bei den Roma „gegen Null“. 
So der Wuppertaler Sozialdezernent 
Stefan Kühn (SPD). Es dauert nur et¬ 
was länger. 


Gleich zwei Abschiebetermine sind im 
November geplant: Dienstag, 13. No¬ 
vember, Sammelabschiebung vom 
Flughafen Düsseldorf nach Belgrad. 
Ausgangspunkt ist die Zentrale Aus¬ 
länderbehörde Bielefeld (ZAB). Sie 
ist nach Angaben der Stadt Bielefeld 
„nur zuständig für Aufenthaltsbeen¬ 
digungen und das Beschaffen von 
Pass-Ersatzpapieren (ausweislos aus¬ 
reisepflichtige Ausländer)“. Die Ge¬ 
fangenen kommen aus der Abschie¬ 
behaftanstalt Büren, die bis 1994 eine 
NATO-Kaserne war. Aktuell gibt die 
Justizvollzugsanstalt an, dass dort 530 
„männliche und weibliche Insassen“ 
inhaftiert sind. 

Die zweite Abschiebung wird vom Re¬ 
gierungspräsidium Karlsruhe organi¬ 
siert: Donnerstag,15. November, Sam¬ 
melabschiebung ab Flughafen Stutt¬ 
gart in den Kosovo. 

Es liegen Informationen vor, dass bei¬ 
de Flüge von FRONTEX koordiniert 
werden*. 

Wenn es darum geht, Minderheiten 
als Hassobjekte zu missbrauchen, 
gelten die Angriffe bald auch denen, 
die sich solidarisch und schützend 


vor diese Minderheiten stellen. Die 
DKP-Vorsitzende Bettina Jürgensen 
betonte am Ende ihres Interviews in 
der aktuellen Ausgabe der „Marxisti¬ 
schen Blätter“: „Mit Repressionen in 
vielen unterschiedlichen Formen und 
Ausprägungen wird versucht, einzu¬ 
schüchtern und mundtot zu machen. 
Zuerst trifft es in der Tat in der Re¬ 
gel die Kommunistinnen.“ Sie ver¬ 
weist auf Ungarn, Polen, Moldawien, 
Tschechien. Es sind allesamt Länder, 
in denen auch die Roma „nichts zu la¬ 
chen“ haben. Ihre gesamten Lebens¬ 
bedingungen zwingen sie, ihre Heimat 
zu verlassen. (MB, 5/2012, S. 20) 

Die DKP setzt gegen eine solche Po¬ 
litik zuallererst praktische Solidarität. 
Wir treten aber vor allem ein für ge¬ 
sellschaftliche Zustände und eine Ge¬ 
sellschaft, in der alle Menschen - un¬ 
abhängig von ihrer Herkunft - solida¬ 
risch miteinander leben. 

Uwe Koopmann 

* Kontakt: abschiebestop@riseup.net 


Thema der Woche 


Jeder achte hungert 

Am 16. Oktober war der Welthunger¬ 
tag. Passend dazu hatte die FAO ihren 
Welthungerbericht 2012 veröffentlicht: 
Nach diesen Zahlen hungern weltweit 
rund 868 Millionen Menschen. Es hun¬ 
gert also etwa jeder achte Mensch. Je¬ 
den Tag sterben bis zu 100 000 Men¬ 
schen an Hunger oder seinen Fol¬ 
gen - jährlich macht das ungefähr 
36,5 Millionen Menschen. Damit ist der 
Hunger die Haupttodesursache auf un¬ 
serem Planeten. „Und dieser Hunger“, 
so Jean Ziegler, Vizepräsident des UN- 
Menschenrechtsrats und früherer UN- 
Sonderberichterstatter für das Recht 
auf Nahrung, „ist von Menschenhand 
gemacht. Wer an Hunger stirbt, stirbt 
als Opfer eines Mordes.“ 
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Bildungspolitische 
Konferenz der DKP 

io. November, 
ii bis 17 Uhr, 
Frankfurt am Main 

Eingangsstatements: 

Wera Richter (DKP-Partei- 
vorstand) • Rolf Jüngermann 
(DKP Ruhr-Westfalen) • Paul 
Rodermund (SDAJ-Bundes- 
vorstand) 

Workshops: 

Eine Schule für alle - Weg mit 
der Selektion! • Für kosten¬ 
freie Bildung-Schluss mit Pri¬ 
vatisierungen! • Bundeswehr 
raus aus Schulen und Univer¬ 
sitäten! • Zeit zum Lernen und 
zum Kämpfen - Weg mit G8! 
• Beschäftigte im Bildungs¬ 
wesen. Situation und Forde¬ 
rungen • Widerstand: SV-Ar- 
beit & Interessenvertretung 

Kontakt: DKP-Parteivorstand, 
Hoffnungstraße 18, 45127 Es¬ 
sen, dkp.pv@t-online.de 


Immernoch gegen den Wind 

4. Kulturforum der DKP 

16./17. November 2012 in Hannover 

Eingangsstatements von Dietmar 
Dath und Dr. Diether Dehrn 
Workshops: Gemeinsam gegen kultu¬ 
rellen Kahlschlag/Deutsche Leitkul¬ 
tur/Das politische Lied heute/Bildbe¬ 
trachtung 

Konzert: Hannover hört Rot - mit DGB- 
Chor Hannover, Peter Schenzer + Dirk 
Wilke (Ex Rotdorn), Oma Körner Band, 
Diether Dehrn und Michael Letz. 

Infos und Anmeldungen unter: 
einheiztext@t-online.de 


Angst vor Zelten 

Diskussionsveranstaltung von Blockupy - Erster internationaler Generalstreik in Europa geplant 


Wenn ein Regime Angst vor Zelten 
hat, in denen Menschen den katastro¬ 
phalen Zustand der Verhältnisse disku¬ 
tieren wollen, dann ist dieses Regime 
am Ende. Nicht militärisch, sondern 
moralisch. 

Die Stadt Frankfurt hatte die Diskus¬ 
sionsveranstaltungen von Blockupy im 
Mai 2012 allesamt verboten und später 
ihre Zelte vor der Europäischen Zent¬ 
ralbank (EZB) geräumt. Am Wochen¬ 
ende vom 20./21. Oktober ist die Dis¬ 
kussion nachgeholt worden - aber auch 
nur durch die Anwendung des Tricks 
des Sondernutzungsrechtes - denn das 
Regime hat ja Angst vor Zelten. 

Ein breites Spektrum saß auf dem Po¬ 
dium, das von der Partei „Die Linke“ 
über einen Vertreter der GEW, von 
„Wem gehört die Stadt“, bis hin zu Sy- 
riza, den Indignados aus Spanien und 
anderen reichte. Die Diskussion war in 
drei thematische Abschnitte eingeteilt: 

1. Demokratie (auch das Versamm¬ 
lungsrecht) und Wirtschaftsdemokra¬ 


tie, was heißt das für uns; 2. Möglich¬ 
keiten der Gegenwehr gegen den Fron¬ 
talangriff des Spätkapitalismus und 3. 
Wege aus der Krise in Europa. 

Vor ca. 100 Interessierten wurden fol¬ 
gende Haupt-Aspekte herausgearbei¬ 
tet: 

1. Der Kampf gegen den Sozialkahl¬ 
schlag des Kapitals benötigt die ganze 
Breite der betroffenen Bevölkerung, 
also noch viel mehr als es jetzt sind - 
denn die 99 % sind noch nicht wach 
und kämpfen noch nicht. Daran gilt es 
zu arbeiten! 

2. Es geht nicht nur um die Rückgewin¬ 
nung des Gehabten (kommunale und 
öffentliche Arbeitsplätze und Einrich¬ 
tungen), sondern es muss darüber hi¬ 
nausgegangen werden - und die Be¬ 
wegung stellt auch inhaltliche Forde¬ 
rungen, z.B. wer soll was an den Unis 
lehren, welche Inhalte sollen Lehrplä¬ 
ne haben? Wie soll ein Betrieb funkti¬ 
onieren und soll er sich an Spekulati¬ 
onen beteiligen? Das muss ein Thema 


für die Beschäftigten werden - und in 
die Mitbestimmungsforderungen ein¬ 
fließen. 

3. Es müssen neue Allianzen geschmie¬ 
det werden, die es bisher noch nicht 
gab: Kleine Gruppen, die sich auf dem 
Land z. B. gegen den Verkehrslärm 
wehren und Menschen, die für billige 
öffentliche Verkehrsmittel in der na¬ 
heliegenden Stadt kämpfen oder In¬ 
itiativen für billigen Wohnraum und 
Gegner von Flug- und Autolärm, die 
zusammen mit der GEW (Lärm auch 
in Schulen!) kämpfen. Hier ist Kreati¬ 
vität und Offenheit gefragt! 

Und: Die Gewerkschaften und die 
Kirchen wurden vermisst. Die Akti¬ 
ven wünschen sich viel mehr Betei- 
lung von beiden. Es sei „harte Arbeit“, 
in den Gewerkschaften die Verbindung 
zu den neuen Protestbewegungen her- 
zustellen. Einige Redner sagten aber 
auch, dass die Aktivierung der Ge¬ 
werkschaft von unten und innen ge¬ 
schehen muss. 


Unsere Freunde aus Spanien und Grie¬ 
chenland berichteten von ihren Akti¬ 
vitäten: Die Unterstützung der vielen 
Familien, die ihre Wohnung durch die 
Banken gekündigt bekommen. Da 
bieten sie z.B. die Verhandlungen mit 
eben diesen Banken an - und es gibt 
Teilerfolge! Bei den Empörten/Indi- 
gnados ist Koordinierung der Haupt¬ 
begriff, auch weil es zu viele Initiativen 
dort gibt, die sich nicht verzetteln dür¬ 
fen. Daher wurden fünf Eckpunkte der 
Arbeit genannt: Wohnraum, Gesund¬ 
heit/Bildung, Prekariat und Mindest¬ 
lohn, Gesetze und Schuldenzahlung 
sowie Demokratie. Um diese fünf Be¬ 
reiche werden nach einem Zeitplan die 
Aktivitäten koordiniert und zwar lan¬ 
desweit. 

Und Syriza? Der Genosse nannte uns 
die Hauptlehre, die sie gezogen haben: 
Nicht die Fragen des Gegners beant¬ 
worten, sondern eigene Fragen stellen 
und dafür auch die eigenen Antwor¬ 
ten suchen. 


Mit Souveränität und Radikalität ar¬ 
beitet dieses breite linke Bündnis, 
das jetzt zur Partei geworden ist, auf 
den Straßen, um die obdachlosen 
Menschen bei der Organisierung der 
Selbst- und Überlebenshilfe zu un¬ 
terstützen. Ohne Fahnen, denn man 
weiß dort auch so, wer sie sind. Und 
wenn die Wahl im Juni auch noch kei¬ 
ne Mehrheit brachte - ihre Zeit wird 
kommen. 

Eine Aktion, der unsere bedingungslo¬ 
se Solidarität gehören sollte, wird Mitte 
November 2012 stattfinden: Der erste 
internationale Generalstreik in Euro¬ 
pa, denn dann rufen die Gewerkschaf¬ 
ten in Portugal, Spanien und Grie¬ 
chenland gemeinsam zu dieser Groß¬ 
aktivität auf. Das wird eine weitere 
Gelegenheit für die Linke in Deutsch¬ 
land sein, mit Aktionen die Arbeiter¬ 
klasse und alle Aktiven im Süden Eu¬ 
ropas zu unterstützen und sich damit 
selbst zu stärken. 

Bettina Mandellaub 





















2 Freitag, 26. Oktober 2012 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Volker Metzroth 


Spalter fordern Einheit 


Beim sogenannten Arbeitgebertag 
der Bundesvereinigung der Deut¬ 
schen Arbeitgeberverbände (BDA) 
am 16. Oktober trafen sich in Ber¬ 
lin jene, die wirklich Macht haben 
in Deutschland. Das politische Per¬ 
sonal lauschte andächtig und zeig¬ 
te sich dienstbeflissen. Nicht weni¬ 
ger als eine gesetzliche „Tarifein¬ 
heit“ forderten die Hundt und Co., 
und Kanzlerin Merkel versprach, am 
runden Tisch mit allen Beteiligten an 
einem Abend alles lösen zu können. 
SPD und Grüne, derzeit zweite Rei¬ 
he an den Trögen, da ist Opposition 
wohl der falsche Begriff, sagten ihre 
Unterstützung zu. Aber nicht nur ver. 
di lehnte den Versuch ab, das deut¬ 
sche Arbeitskampfrecht noch weiter 
zu beschneiden. 

Das Bundesarbeitsgericht revidier¬ 
te 2010 seine Rechtsprechung, nach 
der eine sogenannte Tarifeinheit im 
Betrieb und damit nur ein Tarifver¬ 
trag galt. Eine für die Mitgliedschaft 
überraschende gemeinsame Initiative 
von DGB und BDA kurz nach dem 
DGB-Bundeskongress zielte darauf 
ab, die Tarifeinheit gesetzlich zu re¬ 
geln. Da dies eine weitere Einschrän¬ 
kung des deutschen Arbeitskampf¬ 
rechts und erstmals eine gesetzlich 
geregelte Friedenspflicht der Ge¬ 
werkschaften befürchten ließ, wurde 
die Beteiligung der Gewerkschaften 
gestoppt. Eine breite Diskussion vor 
allem in ver.di war ausschlaggebend, 
Frank Bsirske erklärte noch vor dem 
Bundeskongress seiner Organisati¬ 
on deren Ausstieg. Namhafte Verfas- 
sungs- und auch Arbeitsrechtler wie 
Prof. Däubler hatten zudem das Ziel 
der Initiative als nicht vereinbar mit 
dem Grundgesetz bezeichnet. Auch 
europäisches Recht sieht anderes vor. 
Zur Untermalung der Unternehmer¬ 
forderung zeigte der SWR am Abend 
einen Beitrag, nach dem z.B. bei der 
BASF mit ihren Dutzenden Berufs¬ 
gruppen zu befürchten sei, dass der 
Betrieb von Streik zu Streik taumele, 
weshalb sich auch der rheinland-pfäl- 
zer BDA-Boss Simon so vehement für 
die Tarifeinheit einsetzte. Von Streik 
zu Streik taumeln, das kann man in 
einem Land, in dem mit fünf Streik¬ 
tagen pro 1 000 Beschäftigte im Jahr 
nicht mal ein Sechstel des Wertes der 
USA erreicht wird, ein Zwanzigstel 
des Französischen, als Halluzination 
abtun. Zumal Streik immer mit Op¬ 
fern für die Streikenden verbunden 
ist und niemand aus „Spaß und Dol¬ 
lerei“ zu diesem Kampfmittel greift. 
Tarifeinheit, ein Betrieb, ein Tarif¬ 
vertrag für alle, ist es das, was die 


Unternehmer wollen? Aber bitte- 
schön, sie haben es doch über wei¬ 
te Strecken selbst in den Händen. 
Verzicht auf Ausgliederungen in ei¬ 
nen schlechteren Tarifbereich unter 



Missbrauch des § 613 a BGB, Verzicht 
auf Leih- und Zeitarbeit zum halben 
Lohn der Stammbelegschaft, Verzicht 
auf Dumpingverträge mit „christli¬ 
chen Gewerkschaften“, Verzicht auf 
schlechtere Bezahlung von Frauen, 
Verzicht auf „Beschäftigungsbrü¬ 
cken“ oder ähnliche Lohnsenkungs¬ 
instrumente für junge Beschäftigte 
und vor allen Verzicht auf Werkver¬ 
träge, das alles schüfe Tarifeinheit. 
Der ver.di-Sprecher Christoph 
Schmitz wird von der Tageszeitung 
„neues deutschland“ so zitiert: „Wir 
lehnen einen gesetzlichen Eingriff in 
die Tarifautonomie und das Streik¬ 
recht ab. Da, wo Tarifeinheit wün¬ 
schenswert ist, wollen wir das mit ge¬ 
werkschaftlichen Mitteln erreichen.“ 
Wir Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten sind für die Einheitsgewerk¬ 
schaft. Neben der politischen Offen¬ 
heit für alle (außer Faschisten und 
Rassisten) heißt das auch: ein Be¬ 
trieb, eine Gewerkschaft, ein Tarif¬ 
vertrag. Wir sehen deshalb im Agie¬ 
ren von Spartengewerkschaften eine 
Gefahr für die Einheitsgewerkschaft. 
Wir sehen aber auch, dass Sparten¬ 
gewerkschaften dort Chancen ha¬ 
ben, wo Beschäftigte sich nicht durch 
DGB-Gewerkschaften vertreten füh¬ 
len. Unsere „Rezept“ dagegen heißt, 
durch Mitarbeit unserer Genossinnen 
und Genossen gemeinsam mit unse¬ 
ren Kolleginnen und Kollegen die 
Gewerkschaften als kämpferische 
und autonome Klassenorganisatio¬ 
nen stärken. Dann erreichen wir auch 
die Tarifeinheit, aber anders, als sich 
das die Herren Hundt, Simon und 
Konsorten sowie ihr politisches Per¬ 
sonal in Berlin vorstellen. 



Zunehmende Sanktionen bei 
Hartz-IV-Empfängern 

„Steuerhinterzieher erfahren mehr Gerechtigkeit“ 



Aus den Medien war zu erfahren, dass 
es noch nie so viele Sanktionen gegen 
Hartz-IV-Beziehende in Deutschland 
gab, wie im ersten Halbjahr 2012. So 
wurden bis Ende Juni bereits 520 792 
Sanktionen ausgesprochen. Bereits im 
Februar waren es 93 931 Strafen gegen 
Hartz-IV-Beziehende. Bis Ende 2012 
könnte die Anzahl von einer Million 
Sanktionen überschritten werden. 

Im Zuge dieser Entwicklung beantrag¬ 
ten immer mehr Menschen bei den 
Jobcentern Darlehen, um zu überle¬ 
ben. Das Bundesland Sachsen präsen¬ 
tiert dazu aktuelle Zahlen. Danach 
gewährten die Jobcenter 2007 monat¬ 
lich durchschnittlich 630 Betroffenen 
Darlehen und 2011 erhöhte sich die 
Anzahl der Betroffenen bereits auf 
707 Menschen. Die steigende Anzahl 
von Bestrafungen zeigt, dass sich durch 
Hartz IV ein System etabliert hat, in 
dem das Individuum nichts mehr zählt. 
Sanktionen werden rücksichtslos und 
stur nach Vorgaben verhängt. 

Würde man so im Strafrecht verfah¬ 
ren, müsste man zu Recht von einem 
Unrechtsstaat sprechen. Inzwischen 
reicht offenbar schon das geringste 
„Fehlverhalten“ und die Sanktions¬ 
falle schnappt erbarmungslos zu. Zum 
Beispiel dann, wenn der so genannte 
„Kunde“ des Jobcenters in einem Mo¬ 
nat statt der geforderten zehn nur neun 
Bewerbungen vorweist. 


Die Zahlen sagen auch nichts darü¬ 
ber aus, ob die Sanktionen überhaupt 
gerechtfertigt waren. Jeder Steuer¬ 
hinterzieher muss erst dann mit einer 
Strafe rechnen, wenn alle Umstände 
aufgeklärt sind und seine Tat vor Ge¬ 
richt verhandelt wurde. Bei Hartz IV 
wird sofort und rücksichtslos sanktio¬ 
niert. „Dass die Zahl der Notkredite 
zunimmt verwundert nicht, denn der 
Hartz-IV-Regelsatz lässt nur das nack¬ 
te Überleben zu. Die Reparatur einer 
defekten Waschmaschine, gar ein Neu¬ 
kauf oder eine Stromnachzahlung sind 
nicht drin. Man muss sich verschulden 
oder ohne Waschmaschine und Strom 


leben. Ausgehend von der gestern 
durch die Bundesregierung angekün¬ 
digten Erhöhung der „Öko-Abgabe“ 
und der daraus folgenden steigenden 
Strompreise, ist damit zu rechnen, dass 
die Zahl der Kredite im nächsten Jahr 
drastisch zunehmen wird und dass es 
zu vermehrten Stromabschaltungen 
kommt. 

Von einer menschenwürdigen Exis¬ 
tenzsicherung sind wir nach wie vor 
weit entfernt.- Steuerhinterzieher er¬ 
fahren mehr Gerechtigkeit“ erklärte 
dazu Martin Behrsing, Sprecher des 
Erwerbslosen Forum Deutschland. 

„Montagsinfo“ der DKP Karlsruhe vom 22.10.12 


Ohne Armut kein Kapitalismus! 

Aktionsmonat des Krefelder Sozialbündnisses 



Die Aktionsmonate, die das Krefelder 
Sozialbündnis seit dem letzten Jahr ins 
Leben gerufen hat, beginnen sich zu 
etablieren. In diesem Jahr richtet sich 
der Aktionsmonat gegen die Armut, in 
dessen Rahmen sechs Veranstaltungen 
von verschiedenen Bündnispartnern 
sich mit der zunehmenden Armut in 
dieser Gesellschaft auseinander setzen. 
Während sich fünf Veranstaltungen mit 
den unterschiedlichen Armutstypen, 
von Frauen- über Kinder- und Alters¬ 
armut bis hin zu Hartz-IV-Sanktionen 
und dem Problem der Armut trotz Ar¬ 
beit beschäftigen, hatte sich die DKP 
auf die Fahnen geschrieben über die 
Ursachen von Armut zu informieren. 
Fast vierzig Teilnehmer kamen am 
18. Oktober ins Krefelder ALZ, was 
von großem Interesse an unseren Ana¬ 
lysen zeugt. 

Dem Referenten Jürgen Lloyd, ver¬ 
antwortlich für marxistische Bildungs¬ 
arbeit im Kreis und Mitglied des Vor¬ 
standes der Marx-Engels-Stiftung, ist es 
zu verdanken, dass dieses recht spröde 
und theorielastige Thema doch leben¬ 
dig und spannend rüber gekommen ist. 
Es ist gelungen deutlich zu machen, 
dass Armut nicht in erster Linie ein 
Problem von zu wenig Geld ist, son¬ 
dern ein gesellschaftliches Verhältnis, 
das sich in der Diskrepanz zwischen der 


gesellschaftlich möglichen Bedürfnis¬ 
befriedigung und der realen Möglich¬ 
keit der Bedürfnisbefriedigung mani¬ 
festiert. Grundlage dieser Diskrepanz 
ist der Widerspruch von gesamtgesell¬ 
schaftlich erarbeitetem Reichtum und 
privatkapitalistischer Aneignung. Die 
einen werden in diesem Prozess immer 
„ärmer“, können immer weniger ihre 
Bedürfnisse im Gegensatz zu den stei¬ 
genden Möglichkeiten befriedigen und 
die anderen werden immer „reicher“. 
Der gesellschaftliche Reichtum fließt 
von unten nach oben, von den Produ¬ 
zenten zu den Kapitaleignern. 


Die Veranstaltung war gekennzeich¬ 
net von hoher Konzentration und die 
anschließenden Stellungnahmen und 
Nachfragen der Teilnehmer zeugten 
davon, dass doch sehr viele aus dieser 
Veranstaltung etwas klüger rausge¬ 
kommen sind, als sie hineingegangen 
sind. Fazit des DKP-Kreisvorsitzenden 
Peter Lommes, der die Veranstaltung 
moderierte war, dass es sich wesentlich 
besser gegen die gesellschaftliche Ver¬ 
armung kämpfen lässt, wenn man de¬ 
ren Ursachen begriffen hat. 

-ler 


Ein vernichtendes Urteil 

Deutsches Rentensystem liegt weit hinten 


Im direkten Vergleich der Rentensys¬ 
teme in 18 ausgesuchten Ländern liegt 
Deutschland auf dem katastrophalen 
Platz 12. Nur Frankreich liegt knapp 
darunter, ansonsten asiatische Länder 
wie Singapur und China. Südkorea, Ja¬ 
pan und Indien sind die Schlusslichter. 
Den Spitzenplatz nimmt Dänemark 
ein, gefolgt von den Niederlanden 
und Australien. Schweden, die Schweiz 
und Großbritannien liegen noch vor 
Deutschland. Zwar ist Deutschland ein 
wenig nach oben gerutscht, wenn man 
die Position der Vorjahre vergleicht: 
Platz 13 von 16 in 2011 und Platz 12 
von 14 im Jahr 2010, aber dieses Er¬ 
gebnis des Mitte August veröffentlich¬ 
ten Melbourne Mercer Global Pension 
Index 2012 ist ein vernichtendes Urteil 
über die deutsche Politik. Den Studien¬ 


bericht findet man unter www.global- 
pensionindex.com 

Im Rahmen dieser Studie, die das in¬ 
ternationale Beratungsunternehmen 
Mercer zusammen mit dem Australi¬ 
en Centre for Financial Services bereits 
zum vierten Mal durchführte, wurde 
in diesem Jahr die Altersversorgung 
von 18 Ländern weltweit, darunter die 
wichtigsten Industriestaaten, im Hin¬ 
blick auf ihre Angemessenheit (40 Pro¬ 
zent), Nachhaltigkeit (35 Prozent) und 
Integrität (25 Prozent) untersucht und 
bewertet. Dabei wurden nicht nur die 
staatlichen Rentensysteme berücksich¬ 
tigt, sondern auch die ergänzende be¬ 
triebliche Altersversorgung. 

Unter dem Kriterium „Angemessen¬ 
heit“ werden die derzeit gewährten 
Versorgungsleistungen und einige 


Charakteristika wie Versorgungsni¬ 
veau, steuerliche Anreize, Sparquote 
untersucht und wird als wichtigster In¬ 
dex mit 40 Prozent gewichtet. Das Kri¬ 
terium Nachhaltigkeit, gewichtet mit 
35 Prozent, untersucht, ob das gegen¬ 
wärtige System in Zukunft aufrechter¬ 
halten werden kann. Hier spielen Fak¬ 
toren wie Rückdeckung, Finanzierung, 
Demographie, Staatsverschuldung und 
flexible Arbeitszeitmodelle für ältere 
Beschäftigte eine Rolle. Der Sub-In- 
dex Integrität stellt auf die Bereiche 
der Privatvorsorge ab und untersucht, 
wie beständig und „vertrauenswür¬ 
dig“ das Vorsorgesystem ist. Hier fin¬ 
den staatliche Aufsicht, Governance, 
Risikosteuerung und Kommunikation 
Berücksichtigung. Georges Hallermayer 
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Iveco-Umbau kostet über 
i ooo Arbeitsplätze 

Auslagerung von Arbeitsplätzen erfolgt mit Subventionen der EU 


D er italienische LKW-Hersteller 
Iveco kämpft seit geraumer Zeit 
mit schwächerem Absatz und 
spürbaren Proüteinbußen und wird 
daher fünf seiner Fabriken in Europa 
schließen. Wenn es nach dem Willen 
von Iveco-Chef Alfredo Altavilla geht, 
sollen die Werke bereits bis zum Jah¬ 
resende 2012 ihre Werkstore schließen. 
Betroffen von den Schließungsplänen 
sind auch drei deutsche Werke an den 
Standorten Ulm, Weisweil und Görlitz. 
Dazu soll wohl auch noch das Werk in 
Chambery in Frankreich und in Öster¬ 
reich der Standort Graz dichtgemacht 
werden. 

Wenn die Konzernherren ihren Willen 
ungezügelt durchsetzen können und 
wirklich alle fünf Werke des Herstel¬ 
lers schwerer Lkws geschlossen wer¬ 
den, verlieren 1 075 Beschäftigte ih¬ 
ren Arbeitsplatz. Die „Stiefväter“ von 
(FIAT Industrial) der Fiat-Tochter 
(Iveco) begründen ihre kaltschnäu¬ 
zigen Pläne mit den schwächelnden 
Verkaufszahlen. Branchenkennern 
zufolge wird Iveco aufgrund seiner 
Fokussierung auf den Marktplatz Eu¬ 
ropa besonders stark von der europä¬ 
ischen Staatsschuldenkrise und ihren 
Auswirkungen getroffen. Aufgrund der 
düsteren Konjunkturlage rechnet Ive¬ 
co in diesem Jahr mit einem weiteren 
Absatzrückgang um zehn Prozent. 
Auf diese Situation reagiert Iveco mit 
der Verlagerung der Produktion von 
schweren LKW von Ulm nach Mad¬ 
rid/Spanien, wo derzeit schon ein iden¬ 
tisches Werk steht und dieselben LKW 
produziert werden. Dieses Werk wird 
durch die Verlagerung künftig eben 
besser ausgenützt sein. Die Werke in 
Weisweil und in Görlitz sind Brand¬ 
schutzwerke (Produktion Feuerwehr¬ 
aufbauten) von Iveco. Diese Sparte 
soll nach Ulm verlagert werden, wo 
ebenfalls ein Werk für Brandschutz¬ 
fahrzeuge (Drehleitern) ist, das nun 
aufgestockt werden soll. 

Damit aber wird nur zum geringeren 
Teil der Wegfall der dortigen LKW- 
Produktion kompensiert. Die Um¬ 
strukturierung wird dann als Kompe¬ 
tenzzentrum für Brandschutz geführt. 
In Weisweil und Görlitz waren bislang 
die spezielle Technik, besonders aber 


auch die Kollegen-Teams mit dem 
nötigen Wissen um die Brandschutz¬ 
technik zu Hause. Dieses Wissen war 
bisher nur zum Teil dokumentiert und 
abgespeichert und damit noch nicht 
jederzeit anderen Orts abrufbar. Zum 
überwiegenden Teil steckt das Wissen 
noch in den Köpfen der Weisweiler Be¬ 
schäftigten. 

Doch bevor das Werk zum Jahres¬ 
ende plattgemacht ist, wird von der 
Konzernleitung ein „Wissenstransfer“ 
zwischen dem Werk in Ulm und den 
Brandschutzwerken Weis weil und an¬ 
dern Orts durchgezogen. Im Klartext 
bedeutet das nichts anderes als die ent¬ 
schädigungslose Enteignung des Wis¬ 
sens der Weisweiler Belegschaft. Der 
Umbau der Werksstruktur in Ulm 
kostet rund 670 der etwa 1 100 Ar¬ 
beitsplätze in der Montage des Nutz¬ 
fahrzeugherstellers. Iveco beschäftig¬ 
te bisher am Standort Ulm rund 1 900 
Kolleginnen, davon 430 in der traditi¬ 
onsreichen Brandschutz-Sparte, die in 
Zukunft dort neu aufgesteht werden 
soll. 

Eigentlich wollte Iveco die Werks- 
schließung in Weisweil in Wildwest 
Manier bei Nacht und Nebel durch¬ 
ziehen. Die Iveco-Manager charterten 
dazu ein LKW-Räumkommando das 
schon mal die Maschinen und Gerä¬ 
te nach Ulm wegschaffen sollte. Dies 
aber wurde durch wache Weisweiler 
Bürger und die mutige Werkstorbeset¬ 
zung der Belegschaft verhindert. Die 
UZ berichtete darüber, und die DKP 
Gerresheim bei Düsseldorf schickte 
gleich nach der Veröffentlichung der 
Entlassungspläne bei Iveco Weisweil 
durch die UZ eine Solidaritätsadresse 
an die Iveco Kollegen: 

„Kolleginnen und Kollegen, die Entfer¬ 
nung zwischen der Heyestraße 178 in 
Düsseldorf und der C.-D.-Magirus-Stra- 
ße 20 in Weisweil beträgt rund 440 Ki¬ 
lometer. Es ist die Entfernung zwischen 
der einstmals größten Glashütte der Welt 
in Düsseldorf-Gerresheim und Iveco in 
Weisweil als einem Standort, der vor 
der Vernichtung steht. 440 Kilometer 
sind lang, aber die Entfernung ist kein 
Grund, um sich nicht solidarisch zu zei¬ 
gen, zumal es viele Parallelen gibt. Die 


Glashütte hatte in ihren besten Zeiten 
etwa 6.000 Beschäftigte. Zum Schluss 
waren es etwa 300 - bei stets gesteiger¬ 
ter Produktion. ... Die Hütte schrieb 
schwarze Zahlen, aber Owens-Illinois 
wollte mehr als „schwarz “ und zugleich 
den „Markt“bereinigen. Menschen zäh¬ 
len bei diesen betriebswirtschaftlichen 
Erwägungen nicht. Ähnlich mag die 
Strategie von FIAT aussehen. Der Kon¬ 
zern tritt bei diesem grausamen Spiel 
als European Player auf: Der Standort 
Weisweil wird vernichtet, Ulm wird um¬ 
geschichtet und ausgedünnt.... Auch in 
Gerresheim gab es Abfindungen, über 
die vor den Arbeitsgerichten gestritten 
werden musste. Das entscheidende aber 
war die Verantwortungslosigkeit des 
Konzerns für die kommenden Gene¬ 
rationen: „Die Blaumann-Arbeitsplät¬ 
ze“ waren endgültig weg ... Die DKP 
Düsseldorf solidarisiert sich deshalb mit 
allen Beschäftigten, mit den Betriebsrä¬ 
ten und mit der Gewerkschaft, die sich 
gegen die Präkarisierung von Arbeits- 
verhältnissen und die Vernichtung von 
Arbeitsplätzen wehren. 

Mit solidarischen Grüßen 
i.A. Uwe Koopmann“. 

Die IG Metall Offenburg meldete in¬ 
zwischen, dass im Streit mit der Iveco- 
Geschäftsführung für die Mitarbeiter 
des Iveco-Werks in Weisweil ein trag¬ 
fähiger Kompromiss gefunden worden 
sei. Der Weisweiler Iveco-Betriebsrat 
teile die Einschätzung der IGM, dass 
der vereinbarte Rahmen im Sinne 
der Belegschaft sei. Demnächst wür¬ 
den von den Verhandlungsführern 
und auch den Anwälten nur noch die 
Details der Einigung festgezurrt. Üb¬ 
rigens: Für die Auslagerung der Ul- 
mer LKW-Produktion nach Madrid 
bekommt Iveco von der spanischen 
Regierung 500 Millionen Euro Sub¬ 
ventionen. Nach dem Beihilfe-Recht 
der EU sind solche Zahlungen aber 
verboten, damit Konzerne nicht ihre 
Standorte gegeneinander ausspielen. 
Der Baden-Württembergische Wirt¬ 
schaftsminister müsste jetzt eigentlich 
sofort Klage gegen diese illegalen Sub¬ 
ventionen einreichen. 

Manfred Dietenberger 







Mitte Oktober informierten Nachbarn des Iveco-Werks Weisweil den Betriebsrat, dass fremde Lastwagen auf dem 
Betriebsgelände angekommen wären. Über eine vorsorglich vom Betriebsrat eingerichtete Telefonkette wurde blitz¬ 
schnell die Belegschaft informiert und mobilisiert. Die sofort herbeigeeilten rund 30 Kolleginnen blockierten kurz 
entschlossen alle Zufahrten zum Werk und verhinderten den Abtransport von Maschinen. 


Tarifkonflikt beendet 


2 000 Kolleginnen im Warnstreik 



Über 2 000 Beschäftigte der Arbeiterwohlfahrt in NRW beteiligten sich an dem 
ersten Warnstreik in der Tarifrunde 2012 (siehe letzte Ausgabe der UZ). 


Im Tarifkonflikt zwischen der Arbei¬ 
terwohlfahrt (AWO) in Nordrhein- 
Westfalen und der Gewerkschaft ver. 
di gibt es ein Ergebnis. 

Nach zweitägigen Verhandlungen in 
Lage-Hörste bei Bielefeld einigten sich 
die Verhandlungskommissionen auf 
eine stufenweise Erhöhung der Ge¬ 
hälter um 6,3 Prozent innerhalbvon 25 
Monaten. Rückwirkend zum 1. Okto¬ 
ber 2012 gibt es für die über 30 000 Be¬ 
schäftigten 3,5 Prozent mehr Gehalt, 
am 1. Oktober 2013 eine weitere Stei¬ 
gerung um 2,0 Prozent und am 1. Juli 
2014 noch einmal 0,8 Prozent mehr. 
Spätestens bis zum 31. März 2013 wird 
zusätzlich eine Einmalzahlung von 120 
Euro fällig. Zudem bekommen ver.di- 
Mitglieder innerhalb der Laufzeit des 
Tarifvertrages (1.7.2012 bis 31.7.2014) 
wie bisher vier zusätzliche freie Tage. 
Die Ausbildungsvergütungen steigen 
zum 1. Oktober 2012 um 50 Euro und 
am 1. Oktober nächsten Jahres um wei¬ 
tere 40 Euro. Azubis, die im Schicht¬ 
dienst arbeiten, erhalten erstmals eine 
Zulage von 30 Euro monatlich. Außer¬ 


dem konnte ver.di eine Übernahme¬ 
regelung analog dem Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst erreichen. Da¬ 
nach werden die Auszubildenden bei 
betrieblichem Bedarf für 12 Monate 
und danach bei Bewährung unbefris¬ 
tet übernommen. 

„Ohne die hohe Beteiligung an den 
landesweiten Warnstreiks hätten wir 
dieses Ergebnis nicht erreicht“, sagte 
die ver.di-Verhandlungsführerin Sylvia 
Bühler. „Durch die klare Haltung der 
AWO-Beschäftigten konnten wir mit 
zeitlicher Verzögerung den Anschluss 
an die Bezahlung im öffentlichen 
Dienst sicherstellen“, erklärte Bühler 
weiter, ver.di hatte 6,5 Prozent mehr 
Lohn und eine Erhöhung der Ausbil¬ 
dungsvergütung von 100 Euro für 12 
Monate gefordert. Eine soziale Kom¬ 
ponente konnte ver.di nicht durchset¬ 
zen. 

Über das Ergebnis wird in den nächs¬ 
ten Tagen nach Beteiligung der ver.di- 
Mitglieder im Betrieb in der Tarifkom- 
mission der Gewerkschaft abgestimmt. 


Uniklinikum enteignen! 

Arbeitsbedingungen werden immer schlechter 


Die negativen Meldungen aus dem pri¬ 
vatisierten Uniklinikum Gießen-Mar¬ 
burg (UKGM) nehmen kein Ende. 
Jetzt hat der Gießener Betriebsrat fest¬ 
gestellt, dass die von der Geschäftslei¬ 
tung angestrebte Einsparung von 250 
Stellen bereits erreicht oder über¬ 
troffen wurde. Eigenkündigungen ge¬ 
stresster und unzufriedener Mitarbei¬ 
ter, Nichtverlängerungen von Zeit¬ 
verträgen und Beschäftigte, die ihr 
Rückkehrrecht zum Land wahrnah¬ 
men, haben die Belegschaft deutlich 
verringert - die Geschäftsleitung ver¬ 
weigert aber jede Auskunft darüber. 
Zusätzlich hat der Marburger Perso¬ 
nalrat, der die beim Land angestellten, 
aber in der Uniklinik tätigen Ärzte und 
wissenschaftlichen Mitarbeiter vertritt, 
eine geplante Kürzung um 30 Ärzte¬ 
stellen bekannt gemacht. 

Probleme mit dem Betreiber, der Rhön 
AG, haben auch die niedergelassenen 
Kinderärzte. 

Sie wollen die Kindernotfallzentra¬ 
le an das Evangelische Krankenhaus 
verlegen, weil an der Uni-Kinderkli- 
nik das Personal für Notfälle nicht 
ausreicht. Die Landesregierung, die 
an allem Übel schuld ist, hüllt sich in 
Schweigen. Ministerpräsident Bouffier 
war nicht einmal bereit, die 43 000 Un¬ 
terschriften, die gegen Stellenkürzun¬ 
gen gesammelt worden sind, persönlich 
entgegenzunehmen. 


Mit all diesen Skandalen steht das 
UKGM aber nicht alleine da. Bundes¬ 
weit machen die vielen von profitori¬ 
entierten Konzernen übernommenen 
Krankenhäuser nicht durch medizi¬ 
nische Leistungen, sondern durch rü¬ 
den Umgang mit ihren Beschäftigten 
auf sich aufmerksam. Überall werden 
Dienstleistungsbereiche an Niedrig¬ 
lohnbetriebe ausgegliedert, Stellen 
gekürzt und tarifliche Bezahlung ver¬ 
weigert. 

Das kann auch gar nicht anders sein. 
Im Krankenhausfinanzierungsgesetz 
von 1998 ist festgelegt, dass für Bau 
und Bauunterhaltung von Kranken¬ 
häuser die öffentliche Hand zuständig 
ist. Die mit den Krankenkassen ver¬ 
einbarten Gebühren, Fallpauschalen, 
Pflegesätze usw. decken nur die Kosten 
des laufenden Betriebes ab. Ein Anteil 
für Baufinanzierung, Abschreibungen 
und Profit ist in den Beträgen nicht 
enthalten. Ein solcher Anteil kann 
nur erwirtschaftet werden, wenn am 
Personal gespart wird - weniger und 
schlechter bezahlte Mitarbeiter müs¬ 
sen immer mehr Patienten versorgen. 
Länder und Kommunen haben sich mit 
Privatisierungsverträgen ihrer gesetzli¬ 
chen Pflicht zur Krankenhausfinanzie¬ 
rung entledigt - zu Lasten der Patien¬ 
ten und der Beschäftigten.Gernot Linhart 
Aus „Gießener Echo“, Zeitung der DKP Gießen, 
Oktober 2012 
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Rüstungswegweiser 
in Bremen 

Mit einem zweieinhalb Meter hohen 
Rüstungswegweiser haben Bremer 
Friedensgruppen, darunter die Deut¬ 
sche Friedensgesellschaft (DFG/VK) 
und das Bremer Friedensforum, am 
Freitag, den 19. Oktober, im Zentrum 
der Hansestadt auf die Rüstungspro¬ 
duktion in Bremen hingewiesen. „Bre¬ 
men ist eine Hochburg der Rüstungs¬ 
produktion“ erklärten die Friedensak¬ 
tivisten. „Unter anderem produzieren 
die Firmen Atlas-Elektronik, EADS, 
Lürssen-Werft, OHB und Rheinmetall 
Defence Electronics Rüstungsgüter. 
Die Bremer Lagerhaus-Gesellschaft 
(BLG) verschifft in den Häfen von 
Bremen und Bremerhaven Kriegsma¬ 
terialien für den Export.“ Diese und an¬ 
dere Betriebe verdienten an Rüstung 
und Krieg, heißt es in der Erklärung 
der Friedensinitiativen. Rüstungspro¬ 
duktion und -exporte könnten Kriege 
in Gang bringen und halten. Die Frie¬ 
densgruppen forderten deshalb die 
Einstellung von Rüstungsproduktion 
und -export sowie die Umstellung von 
Rüstungsbetrieben auf die Herstel¬ 
lung ziviler Güter (Rüstungskonversi¬ 
on). Sie forderten zudem den Bremer 
Senat auf, das Konversionsprogramm, 
das 2001 auslief, wieder aufzulegen 
und energisch voranzutreiben sowie die 
bremischen Häfen für den Umschlag 
von Kriegsmaterialien zu sperren. 

Hinterzimmerge¬ 
spräche zwischen 
Energiekonzernen 
und NRW-Politikern 

Als Skandal bezeichnet der Bundesver¬ 
band Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU) den jetzt öffentlich geworde¬ 
nen Versuch des Energiekonzerns Ex- 
xonMobil, Landtagsabgeordnete durch 
persönliche Gespräche oder zusam¬ 
men mit Parteikollegen am Rande der 
Plenarwochen in Düsseldorf zu beein¬ 
flussen. Neu gewählte Landtagsabge¬ 
ordnete berichteten zudem bereits im 
Juli von Exxon-Einladungen zu einem 
„Energiefrühstück“. Ziel dieser Ge¬ 
spräche ist offensichtlich, mittels der 
angesprochenen Landtagsabgeord¬ 
neten die Energiepolitik von Exxon- 
Mobil, die nach wie vor auf Fracking 
setzt, durchzusetzen. Der BBU fordert 
ExxonMobil auf, diese Praktiken so¬ 
fort einzustellen. Von den Landtags¬ 
abgeordneten des NRW-Parlaments 
erwartet der BBU eine klare Absage 
an derartige Hinterzimmergespräche. 
Das Exxon-Angebot, Politiker über die 
„wichtige Rolle von Erdgas im zukünf¬ 
tigen Energiemix in Deutschland“ zu 
informieren, ist dabei vor dem Hinter¬ 
grund der Konzernpläne zur Gewin¬ 
nung unkonventioneller Erdgasvor¬ 
kommen zu sehen. Diese Gewinnung 
mittels der extrem umweit- und grund¬ 
wassergefährdenden Fracking-Metho- 
de steht seit Jahren in der Kritik. 
Oliver Kalusch vom Geschäftsführen¬ 
den Vorstand des BBU führt hierzu aus: 
„ExxonMobil hat in der Vergangenheit 
versucht, durch öffentliche Veranstal¬ 
tungen und Gutachten Akzeptanz für 
ihre Fracking-Pläne zu schaffen. Dies 
ist gescheitert. Die Bevölkerung hält 
diese Technologie nach wie vor für un¬ 
beherrschbar. Nun geht Exxon offen¬ 
sichtlich einen anderen Weg. Durch di¬ 
rekte Einflussnahme auf Politiker soll 
Fracking anscheinend auch gegen den 
Willen der Bevölkerung der Weg geeb¬ 
net werden.“ 

Das Verhalten von Exxon Mobil zeigt, 
dass die Energiekonzerne ihre Fra¬ 
cking-Pläne in NRW nicht aufgegeben 
haben, sondern unverändert fortfüh¬ 
ren. Ermutigt werden sie dabei von der 
schwankenden Position der Landesre¬ 
gierung. So hat diese Fracking nur „bis 
auf Weiteres“ und nicht endgültig aus¬ 
geschlossen. Zudem will sie hinsicht¬ 
lich der zukünftigen Gewinnung von 
Erdgas aus unkonventionellen Lager¬ 
stätten Bohrungen zur Erkundung 
und Erforschung des Untergrundes 
durchführen, „um weitere Daten und 
Erkenntnisse zu sammeln“. Damit hält 
sich die Landesregierung die Möglich¬ 
keit von Erdgasbohrungen mit Fra¬ 
cking weiter offen. 


Vertuscht, verharmlost - 
so wie es die Atomlobby wollte 

Endlagersuche für Atomabfälle kommt nicht voran - 
Asse-Untersuchungsausschuss beendet 



D ie Suche nach einem Endlager 
für Atomabfälle kommt nicht 
wirklich voran und scheint auch 
nicht ernsthaft verfolgt zu werden. 
Bundesumweltminister Peter Altmai¬ 
er (CDU) stellte kürzlich einen Gesetz¬ 
entwurf zur Endlagersuche vor, der As¬ 
se-Untersuchungsausschuss beendete 
seine Arbeit und die Atomlobby schreit 
frech „wir machen weiter wie gehabt 
und erhöhen die Strompreise“ 

Der Entwurf von Altmeier für die 
Endlagersuche lässt den ungeeigne¬ 
ten Salzstock in Gorleben weiterhin 
als möglichen Standort im Spiel. Jo¬ 
chen Stay von der Anti-Atom-Orga¬ 
nisation „.ausgestrahlt“ kritisiert, dass 
die Bundesregierung keinen zweiten 
Salz-Standort untersuchen will. Das 
wasserundurchlässige 
Deckgebirge, das es in 
Gorleben nicht gibt, 
fehle in dem Entwurf 
als geologisches Kri¬ 
terium für ein Endla¬ 
ger. Statt eines „wahl¬ 
kampftauglichen For¬ 
melkompromiss“ 
müsse es eine „ge¬ 
samtgesellschaftliche 
Atommüll-Debatte“ 
geben, so Stay. 

„Gesamtgesellschaft¬ 
lich“ heißt, dass nicht 
nur die herrschenden 
und mit ihnen ver¬ 
bündete Parteien über 
die nächsten Milli¬ 
onen von Jahren, in 
denen der Atommüll 
eingeschlossen wer¬ 
den müsste, in Hinter¬ 
zimmern verhandeln. 

Gemeint sind auch 
Bürgerinitiativen, 

Umwelt verbände, Ge¬ 
werkschaften, Betrof¬ 
fene vor Ort und vie¬ 
le andere Gruppen, 
die in einem transpa¬ 
renten Verfahren die 
Suppe auslöffeln müs 
sen, die uns die deut 
sehe Atompolitik ein 
gebrockt hat. 


Wie schwierig und teuer es werden 
kann, wenn die falsche Entscheidung 
bei der Endlagerung getroffen wird, 
kann in der Asse anschaulich verfolgt 
werden. Die Rückholung des Mülls ist 
politisch zwar gewollt, aber technisch 
noch äußerst anspruchsvoll, wenn nicht 
gar unmöglich. Milliarden müssen aus¬ 
gegeben werden, um die Müllkippe der 
Atommacht BRD aufzuräumen. 

Wenn die Bundesregierung nun doch 
wieder auf Gorleben setzt, wo genau 
wie in der Asse ein Salzstock für Si¬ 
cherheit sorgen soll, dann ist die nächs¬ 
te Rückholaktion doch schon absehbar. 
Wichtige Erfahrungen dafür werden 
jetzt in der Asse gesammelt. 

Der Untersuchungsausschuss des 
Landtags hat seine Arbeit abgeschlos¬ 


sen und auch die CDU musste einge¬ 
stehen, dass die Asse niemals als Lager 
für radioaktive Stoffe hätte ausgewählt 
werden dürfen. Schön,... und was folgt 
nun daraus? Übernehmen die Konser¬ 
vativen die Verantwortung für ihre Po¬ 
litik? Werden die Kosten für Rückho¬ 
lung des Atommülls, für Rückbau von 
AKWs und für Ausbau einer regene¬ 
rativen Energieversorgung aus CDU- 
Kassen bezahlt? Da müssten dann aber 
schon die schwärzesten Kassen hervor¬ 
gekramt werden, um die teuren und un¬ 
verantwortlichen Sünden der Vergan¬ 
genheit auszugleichen. 

Wer heute nicht die Verantwortung für 
sein Handeln von gestern übernimmt, 
dem kann doch nicht getraut werden, 
wenn es um die Zukunft geht! Das gilt 


nicht nur für CDU/CSU/FDP, sondern 
auch für SPD und Grüne. Sie alle waren 
beteiligt, haben weggesehen, vertuscht, 
verharmlost - sie haben eben „pariert“. 
So wie es die Atomlobby wollte. 

Ich kann nicht entscheiden, wie und 
wo der bereits angefallene Atommüll 
sicher gelagert werden kann. Ich weiß 
nur: Jeder Tag, an dem weiterer strah¬ 
lender Abfall produziert wird, ver¬ 
schlimmert das Problem. 

Und jeder Tag, an dem sich Risikotech¬ 
nologien wie Atomkraft in den Händen 
frei waltender Marktkräfte befinden, 
wird keine zufriedenstellende Lösung 
bringen. 

Christel Wegner 


Aus einem AKW fließt grüne Masse, die von Menschen in Schutzanzügen mit Eimern aufgefangen wird. Auf den Eimern steht „Morsleben“, 
„Asse“ und „Gorleben“ - doch die Eimer sind nicht dicht. So demonstrierten auch letztes Jahr Atomkraftgegner vor dem Tagungshotel der 
Umweltminister aus Bund und Ländern in Dessau, um auf die ungelöste Atommüll-Entsorgung aufmerksam zu machen. 


Große Sprüche, an denen er gemessen werden muss 

Fritz Kuhn erster grüner OB in einer deutschen Landeshauptstadt 



D er Grünen-Politiker Kuhn sieg¬ 
te beim zweiten Wahlgang der 
OB-Wahl in Stuttgart mit 52,9 
% in deutlichem Abstand über den 
von CDU, FDP und „Freien Wählern“ 
unterstützten „parteilosen“ Unterneh¬ 
mer Turner, der nur auf 45,3 % kam. 
Auch die SPD hatte zur Wahl von Kuhn 
aufgerufen und Hannes Rockenbauch 
trat im 2. Wahlgang nicht mehr an. Die 
Wahlbeteiligung war leicht auf 47,2 % 
gestiegen. 


Damit hat sich der Trend verfestigt, 
dass sich die Krise der hiesigen CDU 
nicht so schnell beheben lassen wird, 
nach fast 60 Jahren Vorherrschaft im 
Lande und 38 Jahren in der Landes¬ 
hauptstadt! 

Die offen und skrupellos reaktionä¬ 
ren Vertreter von Kapital-Interessen 
haben v.a. vor dem Hintergrund der 
langjährigen S21-Proteste zunehmend 
Probleme, ihre Anhängerschaft zu mo¬ 
bilisieren. 


Da half auch der Einsatz von Polit- 
Prominenz wie zum Beispiel Kanz¬ 
lerin Merkel oder der Rita Süssmuth 
und FDP-Lindner nicht wesentlich, 
die Stimmen für Turner zu steigern. 
Mit Werbesprüchen wie „Kann Wirt¬ 
schaft - Schafft Zukunft“ und großem 
Materialaufwand versuchte Turner 
noch, die Stimmung zu drehen, aber 
die Grünen treffen offenbar merklich 
genauer den Nerv der „bürgerlichen 
Mitte“ im großstädtischen Milieu. 

Fritz Kuhn äußerte am Wahlabend, 
dass er eine weltoffene Stadt wolle, die 
wirtschaftlich gut dastehe („Mit grünen 
Ideen schwarze Zahlen schreiben“), in 
der die Ökologie beachtet wird und in 
der es sozial zugehe! Als Schwerpunkt 
nannte er den Kita-Ausbau. Große 
Sprüche, an denen er gemessen wer¬ 
den muss. 

Dennoch darf man sich bei einem OB 
Kuhn nichts vormachen. Auch wenn er 
im Vergleich zum offenen Reaktionär 
Turner das „kleinere Übel“ darstellt, 
so stand und steht er real für Kriegs-, 
für Agenda 2010-, Rettungsschirm- 
und Schuldenstopp-Politik, was in letz¬ 
ter Konsequenz auch für Stuttgart die 
Entmachtung der Gemeinde-Selbst¬ 
verwaltung bedeutet. S21 will er nur 
noch kritisch begleiten. Die Ironie der 
Geschichte will, dass das Milliarden- 
Wahnsinns-Projekt S21 unter einem 
grünen Ministerpräsidenten, einem 


grünen Verkehrsminister und jetzt auch 
noch unter einem grünen OB realisiert 
werden wird, wenn es nicht letzten En¬ 
des vom Druck der Protestbewegung 
doch noch gestoppt werden kann. So 
ist auch ein OB Kuhn de facto der Ver¬ 
treter des Großkapitals, aber eben mit 
moderneren, flexibleren und eher „die 
Bürger mitnehmenden“ Methoden. 

Da er von Grünen und letztlich auch 
der SPD unterstützt wurde, besteht 
die reale Gefahr, dass dieser Politik 
des neuen OB‘s im Gemeinderat au¬ 
ßer SÖS und Linkspartei keine wirk¬ 
same Opposition mehr gegenübersteht 
und dass die Protestbewegungen in die¬ 
se Politik eingebunden und abgewürgt 
werden sollen. Umso wichtiger bleibt 
es, dass vom Achtungserfolg von Han¬ 
nes Rockenbauch im ersten Wahlgang 
(10,4 %) ausgehend für die weitere Pe¬ 
riode der Kommunalpolitik in Stuttgart 
eine enge Verzahnung von außerparla¬ 
mentarischem Druck der Bewegungen 
mit dem parlamentarischen Auftreten 
von SÖS-/Linke-StadträtInnen erreicht 
wird. So könnte im günstigsten Falle ein 
OB Kuhn die Stuttgarter Stadtverwal¬ 
tung druckanfälliger machen für fort¬ 
schrittliche und antikapitalistische Ini¬ 
tiativen von unten. Dringend notwen¬ 
dig wäre es darüber hinaus, dass die 
Themen der Arbeiterbewegung stärker 
in die öffentliche Debatte hineingetra¬ 
gen werden. Klaus Mausner, Stuttgart 





















m unsere zeit _ Innenpolitik _ 

„Das heute war erst der Anfang“ 

Beschäftigte der Finanz-Informatik der Sparkassen demonstrieren gegen Standortschließung 


Rentner erfolgreich 
gegen Räumung 

Die „Occupy-Senioren“ von Berlin- 
Pankow können ihre Begegnungsstät¬ 
te behalten. 112 Tage hielten sie ihre 
Freizeitstätte in Berlin-Pankow besetzt. 
Um diesen Mut zu unterstützen, haben 
über 11 000 Menschen die Petition ge¬ 
gen die Schließung der Stille Straße un¬ 
terschrieben. 

Doris Syrbe (72), eine der Initiatorin¬ 
nen der Petition auf Change.org, sagte 
dazu: 

„Unsere Standhaftigkeit und Ihre So¬ 
lidarität haben sich gelohnt. Wer sagt 
denn, dass man in der Welt nichts mehr 
ändern kann? Egal wie alt oder jung, 
wir sind für unsere Überzeugungen ein¬ 
gestanden! 

Am Donnerstag, den 18.10., beschloss 
der Finanzausschuss der Bezirksver¬ 
ordnetenversammlung einstimmig, 
dass die Verhandlungen um einen Erb¬ 
baurechtsvertrag zwischen der Volks¬ 
solidarität e. V. und dem Bezirksamt be¬ 
ginnen können. Gleichzeitig erhalten 
die Seniorinnen und Senioren die Mög¬ 
lichkeit einer befristeten, 12-monatigen 
Zwischennutzung. Wir planen nun die 
Gründung unseres eigenen ,Förderver¬ 
eins Stille Straße 10 4 . 

Ich möchte mich ganz herzlich bei Ih¬ 
nen für Ihre Unterstützung im Inter¬ 
net und vor Ort bedanken. Dank der 
Petition auf Change.org waren wir nie 
nur sieben Besetzerinnen, sondern im¬ 
mer über 11 0000 Menschen. Wir hof¬ 
fen, dass unser Protest auch Sie ein we¬ 
nig inspirieren konnte, es uns gleich zu 
tun.“ 


150 Kolleginnen und Kollegen der Fi¬ 
nanz-Informatik - das ist die IT-Aus¬ 
gliederung der Sparkassen - demons¬ 
trierten am Montag, den 22. Oktober, 
gegen die Schließung des Münchner 
Standortes. Die Gewerkschaft ver.di 
hatte aus diesem Anlass zu einem ganz¬ 
tägigen Streik aufgerufen, an dem sich 
in mehreren Städten etwa 1 200 Be¬ 
schäftigte beteiligten. 

„Bislang haben die Arbeitgeber kein 
Entgegenkommen bei 
einigen unserer zentra¬ 
len Forderungen gezeigt. 

Deshalb muss nun der 
Druck erhöht werden“ 
erklärte die Gewerk¬ 
schaftssekretärin Sigi 
Stenzei von ver.di Bay¬ 
ern. Nach einer Demons¬ 
tration vom Münch¬ 
ner Gewerkschaftshaus 
durch die Innenstadt 
traf man sich zu einer 
Potestkundgebung zur 
Filiale der Kreissparkas¬ 
se im Zentrum. Auf der 
dortigen Protestkundge¬ 
bung sprach unter ande¬ 
rem die Betriebsrats Vor¬ 
sitzende des Standortes 
München. In einer emo¬ 
tionalen und kämpferi¬ 
schen Rede betonte sie, 
dass nur mit den Einsatz 
aller Beschäftigten ver¬ 


hindert werden könne, dass den Be¬ 
schäftigten nicht nur Lohneinbußen 
sondern auch ein Umzug in andere 
Städte zugemutet werde. 

Der Kollege Claus sagte in seiner Rede, 
die Heuchelei der Politiker in den Gre¬ 
mien der Sparkassen ist unerträglich. 
Sie reden im Wahlkampf von Heimat 
aber muten uns und unseren Familien 
einen Umzug in andere Städte zu. Auf 
unsere Argumente haben wir bisher 


nur kaltschnäuzige Antworten erhal¬ 
ten. Bei den Parteien haben wir keine 
Verbündeten. Wir müssen uns wehren. 
Das heute war erst der Anfang. 

Auf der Kundgebung wurde eine Soli¬ 
daritätsadresse der SDAJ verlesen in 
der betont wurde, dass den Beschäftig¬ 
ten ein größeres Stück vom „Kuchen“ 
zusteht. Symbolisch gab es dafür von 
der SDAJ Muffins für die Teilnehmen¬ 
den der Kundgebung. Walter Listl 



Stunde der Energie-„Konterrevolutionäre“? 

Widersprüche und Grenzen bürgerlich-liberaler Öko-Politik 


Zehn Punkte für eine Energie und Um¬ 
weltpolitik „mit Ambition und Augen¬ 
maß“ hatte Umweltminister Altmaier 
inmitten des „parlamentarischen Som¬ 
merlochs“ vorgelegt. Mittlerweile wis¬ 
sen wir, was dieses harmlose Wörtchen 
„Augenmaß“ bedeutet. Explodierende 
Strompreise für die privaten Stromver¬ 
braucher, die, wenn sie zu der wachsen¬ 
den Zahl der Armen zählen, demnächst 
grübeln dürfen, woran sie zuerst sparen 
sollen - am Strom oder am Brot. 
Altmaier hatte klar gesagt, wem seine 
massige Person sich am allermeisten 
verpflichtet fühlt: „... ambitionierter 
Umweltschutz (kann) nur gelingen, 
wenn auch Wirtschaft und Unterneh¬ 
men dafür gewonnen werden und wenn 
der Standort Deutschland dadurch im 
Ergebnis gestärkt und nicht geschwächt 
wird.“ Also: nur wenn das Kapital zu¬ 
stimmt, gibt es „Umweltschutz“. 

Selbst wenn im Prinzip die mit ato¬ 
maren und fossilen Brennstoffen ge¬ 
heizten Kraftwerke im Prinzip ersetzt 
werden könnten durch die weitere 
Förderungen der „grünen“ und kli¬ 
mafreundlichen Energiequellen, die 
schon ein Viertel der Bedarfsmenge 
abdecken, soll sich auf diesem Sektor 
machbarer Umwelt- und Klimapolitik 
nicht viel mehr abspielen. Mit „neuer 
Energie“ soll stattdessen das Geschäft 
für die großen Stromkonzerne betrie¬ 
ben werden. Denn wem sonst nutzt die 
angekündigte „Deckelung“ der Solar¬ 
energie und Konzentration der Strom¬ 
produktion aus Windenergie in riesigen 
„Windparks“? 

Das spricht sich nicht nur unter aus¬ 
gemachten Linken oder unter „Ökos“ 
herum. Einer der sonst keineswegs be¬ 
sonders „radikal“ in Umwelt- und Kli¬ 
mafragen argumentierenden promi¬ 
nenteren Medienleute, Fritz Vorholz, 
Wirtschaftsredakteur der „ZEIT“, 
spricht jetzt deshalb sogar von der 
„Stunde der Konterrevolutionäre“, die 
versuchten die Energiewende „schlecht 
zu reden“. Das „Alte“ wehre sich gegen 
das „Neue“ - so sagt er zunächst etwas 
nebulös, um dann doch erstaunlichen 
Klartext zu reden. Es zeige sich, dass 
das Geschäftsmodell der Stromkonzer¬ 
ne „erodiere“. Ihre „Lenker“ seien be¬ 
müht, die „eigentliche Errungenschaft 
der Energiewende“, den Ausstieg aus 
der Kernenergie, zumindest zu ver¬ 
langsamen. Der Grund sei klar: „RWE 
& Co. kostet das Milliardengewinne“. 


Hinzu komme die Konkurrenz der klei¬ 
neren Stromproduzenten. 

„Die ,Atomkonzerne 4 betreiben indes 
nicht nur nukleare Stromfabriken. Vor 
allem betreiben sie große Dampfkraft¬ 
werke, die mit fossilen Brennstoffen 


befeuert werden. Diese Großkraftwer¬ 
ke konkurrieren neuerdings mit Wind¬ 
rädern oder Solaranlagen, die auch 
normale Bürger errichten und betrei¬ 
ben können. ... Inzwischen ist schon 
jedes vierte Stromquantum ,grün 4 , was 
den Marktanteil der Platzhirsche hat 
schrumpfen lassen. Deshalb setzen sie 
alles in Bewegung, um die Wendepo¬ 
litik zu diskreditieren, um Angst zu 
schüren. 

Plötzlich gilt als unanständig, wer mit 
der Erzeugung von grünem Strom Geld 
verdient. So, als hätten die Konzerne 
ihre Kundschaft nicht jahrelang regel¬ 
recht ausgebeutet, mit staatlicher Hilfe 
und ohne viel für den Klimaschutz zu 
tun.“ (DIE ZEIT vom 11.10.2012) 

Das ist eine erfreulich klare Sprache. 
Und auch dem Folgenden kann man 
zustimmen: „Die Konterrevolution 
schreckt selbst davor nicht zurück, 
arme Menschen als Kronzeugen ge¬ 
gen die Energiewende aufmarschieren 
zu lassen. Richtig ist, dass steigende 


Preise für unverzichtbare Güter wie 
Strom umso schmerzhafter sind, je ge¬ 
ringer das Einkommen ist.“ Doch was 
dann kommt, zeigt auch die Grenzen 
bürgerlich-liberaler Öko-Politik auf. 
Vorholz verstößt gegen das „Grund¬ 


gesetz“ jeglicher politischer Logik, wo¬ 
nach derjenige der „A 4 sagt, dann auch 
„B“ sagen muss, wenn er glaubwürdig 
bleiben will. Denn nach Vorholz Mei¬ 
nung wäre es „falsch ... die Energie¬ 
politik deshalb in den Dienst sozialpo¬ 
litischer Ziele zu stellen.“ Er verstrickt 
sich in einer selbst gebauten gedankli¬ 
chen und argumentativen Falle, wenn 
er diesen realen Zusammenhang als 
einen Widerspruch zu einer effektiven 
Umweltpolitik begreift. Er unterstellt, 
dass die Verbindung von Energie- und 
Sozialpolitik dazu führen müsse, „auf 
die Bekämpfung von Klimafrevel und 
Atomgefahren zu verzichten.“ Ein Um¬ 
steuern in der Energiepolitik sei nun 
mal eine kostspielige Angelegenheit. 
Was ist das für eine „Logik“? War¬ 
um würde die doch auf der Hand lie¬ 
gende Anwendung und Durchsetzung 
ökonomischer und politischer Hebel 
gegen die Stromkonzerne zu einem 
„Verzicht“ auf die Bekämpfung von 
Klimafrevel und Atomgefahren füh¬ 


ren müssen? Der EU-Stresstest hat 
bestätigt, dass die Atommeiler nicht si¬ 
cher sind. Sie werden aber schon jahr¬ 
zehntelang - durch staatliche Subven¬ 
tionen privilegiert. Der Preis des von 
ihnen erzeugten Stroms wird künstlich 
niedrig gehal¬ 
tenen - ebenso 
wie die Kosten 
der Strompro¬ 
duktion in Koh¬ 
lekraftwerken. 
Aber das ist 
nichts anderes 
als die Privile¬ 
gierung der gro¬ 
ßen Stromerzeu¬ 
ger und -anbie- 
ter. Das sind für 
deren Eigentü¬ 
mer, Manager 
und Aktionäre 
gigantische „so¬ 
zialpolitische“ 
Geschenke, bei 
denen es noch 
nie eine „ Be¬ 
dürftigkeitsprü¬ 
fung“ gegeben 
hatte. 

Wenn jetzt die 
Verteuerung 
der Öko-Umla¬ 
ge beschlossen 
wird, statt die 
mit milliardenschweren Subventionen 
gepäppelten Stromgiganten, die indust¬ 
riellen und agrarischen Großabnehmer 
zur Kasse zu bitten, dann ist das erst 
recht die Fortsetzung einer Energie¬ 
politik für „sozialpolitische Zwecke“ - 
nämlich für die Erhöhung von Profiten, 
Boni und Dividenden der Energie-, In¬ 
dustrie- und Agrarkapitalisten. Das ist 
doch der eigentliche Skandal. 

„Grüne Energien werden teurer“ la¬ 
mentiert Vorholz. Aber die „Energie¬ 
wende“ sei nun mal „kapitalintensiv.“ 
Das sei nicht anders machbar und wer 
die daraus entstehenden ökonomi¬ 
schen Nöte „lindern“ wolle, müsse not¬ 
falls den „Bedürftigen beim Stromspa¬ 
ren“ helfen. Wenn das die Antwort auf 
die lauthals kritisierte „Konterrevolu¬ 
tion“ sein soll, dann werden die „Kon¬ 
terrevolutionäre“ dafür dem „ZEIT“- 
Redakteur gerne Beifall zollen. 

Hans-Peter Brenner 

Siehe auch Seite 13 „Hochspannung für Profite“ 
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Polizeiattacke auf 
Anti-Nazi-Demo 

Auf einer Kundgebung gegen den Nazi¬ 
aufmarsch in Coburg wurde am Sams¬ 
tag, den 22. Oktober, ein 60-jähriger De¬ 
monstrant, der nach einem ersten Poli¬ 
zeiübergriff bereits in der Obhut des 
Notarztes war, nochmals vom USK an¬ 
gegriffen. Mit ihm musste auch eine jun¬ 
ge Nazigegnerin verletzt in ein Kranken¬ 
haus eingeliefert werden. Der Landes¬ 
sprecher der Partei „Die Linke“ Bayern, 
Xaver Merk, ist erschüttert: „Bei einem 
solch ungeheuerlichen Vorgang müssen 
grundsätzliche Konsequenzen gezogen 
werden. Menschen, die gegen Nazis auf 
die Straße gehen, werden krankenhaus¬ 
reif geschlagen. Währenddessen deutet 
sich im NSU-Ausschuss des Landtags an, 
dass die Aufklärung der NSU-Morde be¬ 
hindert wurde. Die Regierung in Bayern 
bekämpft die linken Kräfte, die über Na¬ 
zis informieren und dagegen demonst¬ 
rieren. Die Rechten werden geschützt 
und die Aufklärung faschistischer Mor¬ 
de verheimlicht. Einige haben nichts 
gelernt. Die Partei ,Die Linke 4 fordert: 
Nicht nur die direkt beteiligten Polizei¬ 
beamten müssen strafrechtlich belangt 
werden. Wir fordern personelle Konse¬ 
quenzen auch auf höheren Ebenen und 
ein generelles Umdenken. Wir dürfen 
uns davon allerdings nicht erschüttern 
lassen und müssen gegen die Nazis erst 
recht auf die Straße gehen.“ 

Polizeieinsätze im 
Ausland in der Grauzone 

„Die Bundesregierung hat jahrelang 
Angaben über Ausbildungsmaßnah¬ 
men unterschlagen, die für ausländi¬ 
sche Sicherheitskräfte in Deutschland 
durchgeführt wurden“ erklärt die in¬ 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
der Partei „Die Linke“ Ulla Jelpke zur 
Antwort der Bundesregierung auf eine 
Kleine Anfrage der Fraktion der Partei 
„Die Linke“ zu „Polizeiliche Zusam¬ 
menarbeit mit Belarus“ (Drs. 17/10727) 
„Das ist eine rotzfreche Missachtung 
des Parlaments“, so Jelpke weiter. „Die 
internationale Polizeizusammenarbeit 
vollzieht sich offensichtlich in einem 
kaum einzusehenden Graubereich. Die 
Angaben der Bundesregierung sind er¬ 
kennbar improvisiert. Sie scheint selbst 
keine Übersicht zu haben. Das macht 
umso deutlicher, dass wir eine neue ge¬ 
setzliche Grundlage haben. Das Parla¬ 
ment muss wissen, wo deutsche Polizis¬ 
ten hingeschickt werden, welchen Dik¬ 
taturen sie Hilfe anbieten, und es muss 
das Recht bekommen, solche Einsätze 
im Zweifelsfall zu stoppen.“ 

Antifaschistischer 
Ratschlag in Gotha 

In einer Woche wird der 22. antirassisti¬ 
sche und antifaschistische Ratschlag in 
Gotha stattfinden. Insgesamt 15 Work¬ 
shops, Infostände und gemeinsame 
Diskussionen erwarten die Teilnehmer 
am 3. November in Gotha. Bereits am 
2. November soll es einen antifaschis¬ 
tischen Stadtrundgang geben. Neben 
einer breiten Palette an unterschied¬ 
lichen Themen soll es in diesem Jahr 
verstärkt um den Sinn und die Zukunft 
dieses Austausch- und Vernetzungstref¬ 
fens gehen. Das komplette Programm 
sowie den inhaltlichen Aufruf und die 
diesjährigen Unterstützer_innen sind 
auf der Homepage des Ratschlages 
unter www.ratschlag-thueringen.de zu 
finden. 

Bundeswehr raus 
aus den Schulen 

Nach langen Verhandlungen hat das 
Schulministerium NRW eine geänder¬ 
te Kooperationsvereinbarung mit der 
Bundeswehr unterzeichnet. Sie löst die 
alte von 2008 ab, die unter der schwarz/ 
gelben Regierung unterzeichnet wur¬ 
de. Obwohl die Vereinbarung schon 
seit dem 30. August vorliegt, ist sie erst 
jetzt in der Öffentlichkeit wahrgenom¬ 
men worden. In der Öffentlichkeit wird 
vor allem von den beteiligten Grünen- 
Politikern der falsche Eindruck er¬ 
weckt, mit der neuen Vereinbarung sei 
eine Gleichstellung zwischen Bundes¬ 
wehr und Friedensbewegung erreicht. 
Das weist unter anderem der DFG/VK 
NRW zurück und betonen, dass ihr Ziel 
weiterhin die Kündigung der Koopera¬ 
tionsvereinbarung bleibt. 
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EU-Gipfel der vertagten Entscheidungen 

Es soll weiter um Souveränitätsabbau, Lohnsenkung und Sozialabbau gehen 


Klarer Linkssieg 

Regionalwahlen in Tschechien 

Allgemein werden die tschechischen 
Kommunisten als die eigentlichen Wahl¬ 
sieger angesehen. Zwar erhielten die So¬ 
zialdemokraten bei den jüngsten Regio¬ 
nalwahlen in Böhmen und Mähren die 
höchste Zahl an Stimmen. Doch verloren 
sie gleichzeitig 75 Mandate. Demgegen¬ 
über gewann die KP im Vergleich zu den 
Wahlen von 2008 68 Sitze dazu. Über¬ 
haupt war diese Wahl ein großer Sieg für 
die Linke insgesamt und gleichzeitig eine 
Niederlage für die Rechte. Die Wahlbe¬ 
teiligung war mit 36,9 Prozent allerdings 
eher gering. 

Nicht weniger als 78 Sitze verlor die Bür¬ 
gerlich-Demokratische Partei (ODS). 
Dafür kam die TOP 09/STAN genannte 
rechte Wahlallianz, die 2008 noch nicht 
existierte, auf immerhin 37 Sitze. Die 
Volkspartei konnte einen Zuwachs von 
fünf Sitzen verbuchen. 

Beim Vergleich aller Regionalparla¬ 
mente schneiden die Sozialdemokraten 
am besten ab, die in neun Regionen die 
Mehrheit erhielten; die Kommunistische 
Partei siegte in zwei Regionalparlamen¬ 
ten. Die Neugründung ODS (Bürgerlich- 
Demokratische Partei, etwa vergleichbar 
mit den Freien Wählern bei uns) standen 
nur in einer Region vorn, im Bezirk Pil¬ 
sen. Im Bezirk Liberec war eine Grup¬ 
pe, die sich „Bürgermeister für Liberec“ 
nennt, am erfolgreichsten. 

„Ich freue mich, dass die KP Tschechiens 
gestärkt aus den Wahlen hervorgeht“, er¬ 
klärte Vojtech Filip, der Vorsitzende des 
Zentralkomitees der KP Böhmen und 
Mähren. Er ist nicht zuletzt sehr zufrie¬ 
den mit dem Wahlerfolg der kommunis¬ 
tischen Kandidatinnen und Kandidaten 
angesichts der bislang höchsten Zahl an 
Kandidaturen anderer Parteien und Be¬ 
wegungen für ein politisches Amt seit 
2000. 

„Die Tatsache, dass wir in einem solchen 
Ausmaß Erfolg hatten, beweist, dass wir 
Kommunisten es geschafft haben, als 
moderne linke Partei wahrgenommen 
zu werden“, stellte Filip fest, „als eine 
Partei, die an der richtigen Stelle Exper¬ 
ten zur Verfügung hat, die sich der Kor¬ 
ruption entgegenstellen und die Proble¬ 
me anpackt, mit denen die Tschechische 
Republik konfrontiert ist.“ Er geht davon 
aus, dass auch die Mitarbeit der KP in 
den Regierungen von Mähren-Schlesien 
bzw. Karlovy Vary von der Wählerschaft 
honoriert wurde, was in der erhöhten 
Stimmenzahl seinen Niederschlag ge¬ 
funden hat. 

In Hinblick auf die nun anstehenden Ko¬ 
alitionsverhandlungen erklärte Vojtech 
Filip: „Unsere Strategie ist klar: Koali¬ 
tionen auf der Basis programmatischer 
Übereinstimmung und entsprechend den 
Prinzipien proportionaler Beteiligung.“ 
Der sozialdemokratische Vorsitzende 
Bohuslav Sobotka sagte am Samstag 
auf die Frage von Journalisten nach po¬ 
tentiellen Koalitionspartnern, am ehes¬ 
ten kämen die Kommunisten sowie die 
Volkspartei in Frage. 

Die sozialdemokratische Partei hat ins¬ 
gesamt 23,6 Prozent der Stimmen errun¬ 
gen; die KP, als zweitbeste, 20,4 Prozent. 
Die Gesamtzahl von 182 Sitzen für die 
Kommunisten bedeutet die höchste Zahl 
seit den ersten Regionalwahlen im Jah¬ 
re 2000. Auf dem dritten Platz rangie¬ 
ren mit 12,3 Prozent die „Bürgerlichen“ 
(ODS); die Volkspartei erhielt 9,9 Pro¬ 
zent (allerdings als Teil diverser Wahl¬ 
bündnisse) und 6,6 Prozent die rechten 
TOP 09/STAN. Von allen anderen Partei¬ 
en bzw. Gruppierungen kam keine über 
fünf Prozent beim Gesamtergebnis. 

Bei der ersten Runde der Wahlen zum 
Senat konnte sich die KP ebenfalls über 
einen historischen Erfolg freuen. In zwölf 
von insgesamt 27 Wahlkreisen schafften 
es die kommunistischen Bewerber in die 
nächste Runde; vier von ihnen erreich¬ 
ten in der ersten Runde den Spitzenplatz. 
Unter ihnen ist das Mitglied des Parla¬ 
ments Jiri Dolejs. Der stellvertretende 
Vorsitzende der KP Tschechiens kandi¬ 
dierte in Prag-Stadt, bislang eine Hoch¬ 
burg der Rechten. 

(Information der KSCM, red. gekürzt. Übersetzung aus 
dem Englischen: E.P.) 


D ie Ergebnisse des EU-Gipfels 
am 18./19. Oktober lassen sich 
in zwei Sätzen zusammenfassen. 
Erstens: der Streit in den EU-Spitzen, 
wie man aus der Krise herauskommen 
könnte, geht weiter. Zweitens: Alle an¬ 
stehenden Entscheidungen werden 
weiter hinausgeschoben. Doch was 
dort beraten wurde, ist dennoch auf¬ 
schlussreich für die Richtung, in der es 
nach dem Willen der EU-Chefs „weiter 
voran“ gehen soll. 

Bankenaufsicht 

Angeblich haben sich Kanzlerin Mer¬ 
kel und der französische Staatspräsi¬ 
dent Hollande auf einen „Kompro¬ 
miss“ in Sachen Bankenaufsicht geei¬ 
nigt. Hollande drängte im Verein mit 
den Vertretern Spaniens, Italiens und 
der EU-Kommission darauf, dass die 
schon beim EU-Gipfel im Juni ver¬ 
einbarte europäische Bankenaufsicht, 
die unter dem Dach der Europäischen 
Zentralbank (EZB) angesiedelt wird, 
möglichst schon ab Januar 2013 in Ak¬ 
tion tritt. Von ihrer Einführung hängt 
ab, dass in Schwierigkeiten befindliche 
Banken künftig Hilfskredite direkt aus 
dem EU-Rettungsschirm EMS bekom¬ 
men können. 

Doch die deutsche Kanzlerin mau¬ 
erte. Sie wollte das In-Aktion-Treten 
der EU-Bankenaufsicht frühestens für 
Ende 2013 zugestehen. Hollande ließ 
durchblicken, dass dafür Wahlkampf¬ 
überlegungen ausschlaggebend seien, 
was inzwischen auch von SPD-Chef 
Gabriel wiederholt wird. Angeblich 
möchte Frau Merkel damit vermei¬ 
den, dass ESM-Gelder mitten im Bun¬ 
destagswahlkampf 2013 an spanische 
Banken fließen, weil dies für die Wahl¬ 
chancen der CDU/CSU schädlich sein 
könnte. 

Der vereinbarte „Kompromiss“ sieht 
nun vor, dass bis zum 1. Januar 2013 
wenigstens der „Rechtsrahmen“ für 
eine EU-Bankenaufsicht beschlossen 
werden soll. Danach könnte der Auf¬ 
bau der neuen Aufsichtsbehörde (ge¬ 
schätzt 400 Leute) bei der EZB begin¬ 
nen. Operationsfähig dürfte das dann 
frühestens im Herbst (also nach den 
Bundestagswahlen) werden. Ob dieser 
Zeitplan allerdings eingehalten wird, ist 
offen. Denn Frau Merkel verkündete in 
ihrer Regierungserklärung am 18. Ok¬ 
tober im Bundestag, kurz vor dem Gip¬ 
fel, dass da „noch eine Vielzahl kom¬ 
plizierter rechtlicher Fragen“ zu klären 
seien. Ob das bis zum 1.1.2013 zu schaf¬ 
fen sein wird, ist demnach ungewiss. 
Nun sollte man nicht glauben, dass die 
geplante EU-Bankenaufsicht ein wich¬ 
tiger Schritt wäre, um Banken und Fi¬ 
nanzkonzerne von riskanten Spekula¬ 
tionen abzuhalten. Schließlich soll das 
Ganze bei der EZB, also innerhalb des 
Bankensektors selbst angesiedelt wer¬ 
den. Nicht im Traum haben die Initia¬ 
toren jedoch daran gedacht, eine demo¬ 
kratische Kontrolle etwa durch „Nicht¬ 
banker“, beispielsweise Abgeordnete 
von Parlamenten oder gesellschaftli¬ 
che Organisationen wie Gewerkschaf¬ 
ten, auch nur in Erwägung zu ziehen. 
Dennoch werden die Chefs der Groß¬ 
banken Frau Merkel dankbar sein. Sie 
hat ihnen die in ihren Kreisen ungelieb¬ 
te EU-Bankenaufsicht mindestens für 
einige Zeit noch vom Hals gehalten. 

Wachstumspakt 

Auch beim Thema „Wachstumspakt“, 
der beim Juni-Gipfel als angebliche 
„Ergänzung“ zum Fiskalpakt beschlos¬ 
sen worden war, blieben die Festlegun¬ 
gen auf der jüngsten EU-Gipfeltagung 
vage. Es werde erwartet, dass die „Eu¬ 
ropäische Investitionsbank“ (EIB) „in 
den kommenden Wochen“ eine Kapi¬ 
talerhöhung um 10 Milliarden Euro be¬ 
schließt, um damit ihre Gesamtdarle¬ 
henskapazität zu erhöhen, sodass sie in 
den nächsten drei Jahren Investitionen 
bis zu 180 Milliarden Euro finanzieren 
kann, hieß es dazu im Schlussproto¬ 
koll der Tagung. Außerdem sei die EU- 
Kommission dabei, den Mitgliedstaa¬ 
ten zu „helfen“, die Mittel aus dem EU- 
Strukturfonds, der über 55 Mrd. Euro 
verfügt, gezielter auf Wachstum und 
Beschäftigung „umzuprogrammieren“ 
(was darauf verweist, dass es sich hier 


nicht um zusätzliche Gelder, sondern 
lediglich um deren Umschichtung han¬ 
delt). Mit anderen Worten: reale, für die 
Menschen tatsächlich spürbare Maß¬ 
nahmen zur Förderung von Wachstum 
und Beschäftigung durch EU-Mittel, 
etwa Investitionen zur Schaffung neu¬ 
er Arbeitsplätze, sind damit in nächster 
Zeit wohl kaum zu erwarten. 

„Zukunft Europas“ 

Unter diesem wohlklingenden Titel 
diskutierten die EU-Chefs ihre unter¬ 
schiedlichen Vorstellungen über die 
„institutioneile Weiterentwicklung“ der 
EU bzw. der „Wirtschafts- und Wäh¬ 
rungsunion“ (WWU) Auch hier be¬ 
stand das Ergebnis nur darin, dass alle 
Entscheidungen auf später, zunächst 
auf den dafür geplanten EU-Gipfel im 
Dezember verschoben wurden. 
Während die südlichen Staaten ein¬ 
schließlich Frankreich unter anderem 
vor allem auf die Einführung von „Eu¬ 
robonds“ und damit auf eine gewisse 
Vergemeinschaftung der Staatsschul¬ 
den drängten, wurde dies von der deut¬ 
schen Kanzlerin als „ökonomischem 


Irrweg“ kategorisch abgelehnt. Statt- 
dessen machte sie sich für den weiteren 
Ausbau der Befugnisse der EU-Zentra¬ 
len und besonders der Führungsgremi¬ 
en der Euro-Zone gegenüber den Mit¬ 
gliedstaaten stark. Der rasante Ausbau 
dieser Befugnisse in den letzten drei 
Jahren mit „Europäischem Semester“, 
„Six-Pack“ „Two-Pack“, Fiskalpakt und 
ESM reiche noch nicht aus, verkünde¬ 
te sie. 

Allerdings stießen die Vorstellungen 
der deutschen Regierung, wie sie u.a. 
von Finanzminister Schäuble kürzlich 
in Umlauf gebracht worden waren, zum 
Beispiel die Ernennung eines EU-Su- 
perkommissars für Haushaltsplanung 
mit einem Vetorecht gegen die Haus¬ 
haltspläne der Einzelstaaten, bislang 
auf wenig Gegenliebe. Auch der Vor¬ 
stoß, dass künftig neben dem EU- 
Haushalt ein gesonderter Haushalts¬ 
plan für die Euro-Zone mit einem eige¬ 
nen „Solidaritätsfonds“ zur „Förderung 
der Wettbewerbsfähigkeit“ eingeführt 
werden soll, war auf dieser Tagung 
nicht mehrheitsfähig. Ebensowenig die 
Idee, dass neben dem EU-Parlament 
eine Art „Euro-Parlament“ geschaffen 
wird, das über Angelegenheiten der 
Euro-Zone separat entscheidet. 

Griechenland 

Wie es mit der Bewältigung der enor¬ 
men Wirtschafts- und Finanzkrise in 
Griechenland weiter gehen soll, wurde 
auf dem jüngsten EU-Gipfel ebenfalls 
nicht beschlossen. Die EU-Chefs be¬ 
schränkten sich auf eine kurze Erklä¬ 
rung, in der lediglich betont wurde, dass 
der Bericht der „Troika“ abgewartet 
werde. Inzwischen heißt es in einschlä¬ 
gigen Kreisen, dass die Eurozonen-Fi- 
nanzminister darüber am 12. Novem¬ 
ber entscheiden würden, ebenso wie 
über weitere „Hilfen“ für Spanien, Zy¬ 
pern und Slowenien. 

In ihrer Regierungserklärung vor dem 
Bundestag hatte Kanzlerin Merkel 
noch einmal heftig die Peitsche ge¬ 
schwungen: vieles gehe in Griechen¬ 


land zu langsam, Maßnahmen, die 
längst hätten umgesetzt werden müs¬ 
sen, seien immer noch in Arbeit. Sie 
könne die Wut vieler Griechen verste¬ 
hen, „weil die wohlhabenden Griechen 
ihren Beitrag zur Lösung der Probleme 
in ihrem Land nicht leisten wollen“, be¬ 
hauptete die Kanzlerin sogar. Sie wisse, 
dass den Menschen in Spanien, Grie¬ 
chenland und anderen betroffenen 
Mitgliedstaaten „außerordentlich viel 
abverlangt“ wird. Das hinderte sie al¬ 
lerdings nicht, knallhart darauf zu be¬ 
stehen, dass Griechenland die „verab¬ 
redeten Maßnahmen“, also das Diktat 
der EU-Troika ohne Abstriche einzu¬ 
halten hat. Dass sie ihrem griechischen 
konservativen Parteifreund Samaras 
empfohlen hätte, endlich die Reichen 
tatsächlich mit allen verfügbaren Mit¬ 
teln zur Zahlung zu zwingen, war dabei 
allerdings nicht von ihr zu hören. 

Was Merkel für 
„Erfolge“ hält 

Bemerkenswert erscheint in diesem 
Zusammenhang jedoch - durchaus 


auch für die arbeitenden Menschen in 
Deutschland -, was Merkel in ihrer Re¬ 
gierungserklärung zu den „Erfolgen“ 
zählte, die in den Krisenstaaten bereits 
erreicht worden seien. Wörtlich: „In Ir¬ 
land, in Portugal, in Spanien, aber eben 
auch in Griechenland sind die Lohn¬ 
stückkosten deutlich gesunken. Dies 
ist ein wichtiger Faktor für die Verbes¬ 
serung der Wettbewerbsfähigkeit.“ Nur 
durch „Reformen am Arbeitsmarkt“, 
durch „Strukturreformen und solide 
Haushalte“ (lies Deregulierung und 
Streichung von Sozialleistungen, Kür¬ 
zung von Gesundheits-, Bildungs- und 
Kulturausgaben) könne wieder Be¬ 
schäftigung entstehen. Denn Wachstum 
entstehe „aus unternehmerischer Tä¬ 
tigkeit“, und „unternehmerische Tätig¬ 
keit entsteht aus der notwendigen Fle¬ 
xibilität“ (in Sachen Tarifverträge, Kün¬ 
digungsschutz, Billigjobs usw.). Das sei 
„der Schlüssel“. 

Damit wurde das neoliberale Cre¬ 
do der Kanzlerin in wünschenswerter 
Klarheit noch einmal dargestellt. Die 
Grundrichtung zur Bewältigung der 
„Euro-Krise“ bleibt wie bisher: die 
Banken und Finanzkonzerne sollen vor 
Verlusten verschont und mit dem Geld 
der Steuerzahler gerettet werden. Und 
die Kosten dafür werden den „kleinen 
Leuten“ in den Euro- und EU-Staaten 
aufgebürdet. Die „Wettbewerbsfähig¬ 
keit Europas“ soll per Lohn- und Sozi¬ 
alabbau „gestärkt“ werden, damit die 
„unternehmerische Tätigkeit“ durch 
die Aussicht auf noch höhere Profite 
angestachelt wird. Andere Schritte zur 
„Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit“ 
als Lohndumping, Sozialkürzungen 
und Zwangssparen fallen der Kanzle¬ 
rin nicht ein. „Merkel ist hart geblie¬ 
ben“, hieß es in deutschen Medien am 
Tag nach dem EU-Gipfel. Das stimmt: 
hart in der Verfechtung der Interessen 
der großen Kapitaleigentümer und 
Spekulanten, hart bei der Abwälzung 
der Kosten der Krise auf die Menschen 
in Europa. Georg Polikeit 


Bürokratieabbau in 
Kuba... 

... und die Medien geraten 
außer Rand und Band 

Am 16. Oktober meldete „Granma In- 
ternacional“: Kuba aktualisiert seine Mi¬ 
grationspolitik“. Das bisherige Antrags¬ 
verfahren für die Ausreiseerlaubnis wird 
beseitigt und auf die Vorbedingung einer 
Einladung wird ab Inkrafttreten des Ge¬ 
setzes am 14. Januar 2013 verzichtet. 

In Kuba wird also Bürokratie abgebaut. 
Das freut zu hören, vor allem uns Bür¬ 
ger des von Bürokratie überbordenden 
Staates Bundesrepublik Deutschland. 
Doch was soll nun diese mediale Welle, 
die von den Kieler Nachrichten („Dissi¬ 
denten zweifeln an voller Reisefreiheit 
für Kubaner“) über die NRZ („Ein Exo¬ 
dus droht“) bis zur Augsburger Allgemei¬ 
ne („Revolution auf Kuba“) schwappt? 
Allen gemein ist, dass die Beiträge nur 
so von Halb- und Unwahrheiten wim¬ 
meln und Migration als Kuba-spezifisch 
darstellen. Tatsächlich jedoch ist Emig¬ 
ration seit jeher ein Thema in allen Län¬ 
dern der 3. Welt und sie wird dort staat- 
licherseits seit einigen Jahren gezielt er¬ 
schwert, nicht zuletzt wegen des durch 
die Industriestaaten praktizierten „brain 
drain“, also der aggressiven Abwerbung 
von qualifizierten Fachkräften. 

Es sei an dieser Stelle auch daran erin¬ 
nert, dass den Ehefrauen von zwei der 
seit 14 Jahren widerrechtlich in den 
USA inhaftierten Kubaner, die weltweit 
als Miami 5 bekannt wurden, seit über 
einem Jahrzehnt (!) das Einreise- und 
Besuchsrecht in den USA verweigert 
wird. Wo bleibt hier die Empörung und 
der Aufschrei der globalen Medien nach 
Reisefreiheit? 

Seit 1963 ist es US-Bürgerinnen und 
-Bürgern bei Androhung von exorbitan¬ 
ten Geld- und ggf. Haftstrafen verboten, 
nach Kuba zu reisen. Wo bleibt hier die 
Empörung und der Aufschrei der globa¬ 
len Medien nach Reisefreiheit? 
Kubanischen wie auch anderen Staats¬ 
bürgerinnen und -bürgern aus den Staa¬ 
ten des Trikont wird der Erwerb von Visa 
durch die „Länder der freien Welt“ ext¬ 
rem erschwert. Wo bleibt die Empörung 
und der Aufschrei der globalen Medien 
nach Reisefreiheit? 

In den derzeit veröffentlichten Artikeln 
werden immer wieder die USA als Al¬ 
ternative dargestellt, also ausgerechnet 
jener Staat, der Kuba seit über einem 
halben Jahrhundert (was einmalig in der 
Weltgeschichte ist) mit einer umfassen¬ 
den Handels-, Wirtschafts- und Finanz¬ 
blockade überzieht. Es ist wichtig zu be¬ 
greifen, dass es nicht um ein x-beliebiges 
„Embargo“, also eine zeitlich befristete 
taktische „Bestrafungsmaßnahme“, geht. 
Die Ziele der Blockade sind laut dem 
Memorandum der Regierung der Ver¬ 
einigten Staaten vom 6. April 1960 fol¬ 
gende gewesen: „Ernüchterung und 
Ablehnung aufgrund von wirtschaftli¬ 
cher Unzufriedenheit und Bedrängnis 
hervorzurufen (...) das wirtschaftliche 
Leben Kubas durch Verweigerung von 
Geld und Versorgungsgütern zu schwä¬ 
chen, um die Nominal- und die Reallöh¬ 
ne zu mindern, um Hunger, Verzweiflung 
und den Sturz der Regierung herbeizu¬ 
führen.“ 

Dieses Prinzip gilt bis heute: Erst am 
11. Oktober informierte „Granma Inter- 
nacional“ darüber, dass die US-Blocka- 
de bspw. den Erwerb von Medikamenten 
für Kinder mit Leukämie verhindert. 
Die Zukunft, die diese USA dem kubani¬ 
schen Volk anbieten, bestünde daher nur 
in einer Rückkehr zu den vorrevolutio¬ 
nären Verhältnissen vor 1959, als Kuba 
ein exterritoriales US-Bordell war, so 
wie heute das widerrechtlich besetzte 
kubanische Territorium von Guantäna- 
mo als exterritoriales Konzentrations¬ 
lager missbraucht wird. Der Mehrheit 
des kubanischen Volkes ist dies absolut 
bewusst. Daher wird auch diese globale 
Medienkampagne ihr Ziel nicht errei¬ 
chen. Heinz-W. Hammer 

(Vorsitzender der FG BRD-Kuba e.V., 
Regionalgruppe Essen) 



Chor und Dirigentin sind auch einmal uneins über die Melodie. 
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Mit Gewalt gegen Oppositionelle 

Als „Kriegserklärung“ bezeichneten 
Sprecher der kuwaitischen Opposi¬ 
tion das Vorgehen der Polizei gegen 
Demonstranten in der Hauptstadt des 
Emirats. Die Opposition hatte für den 
vergangenen Sonntag zu Kundgebun¬ 
gen und Protesten gegen Änderungen 
des Wahlrechts vor den Wahlen am 
i. Dezember aufgerufen. Daraufhin 
hatte das Innenministerium alle 
Versammlungen und Proteste außer 
auf dem Platz vordem Parlament 
verboten. 

Mit der Wahlrechtsänderung will 
die herrschende Clique um Emir 
Sabah al-Ahmad al-Sabah unter 
dem Vorwand, die„nationale Einheit 
müsse geschützt werden, seine Macht 
gegen den zunehmenden Unmut der 
Bevölkerung absichern. 

Die Regierung des Ölstaates ist stark 
interessiert am Ankauf deutscher Rüs¬ 
tungsgüter, unter anderem Leopard- 
Panzer. Das Land gilt als Drehscheibe 
zur Einschleusung islamistischer 
Freischärler nach Syrien. Von den rund 
drei Millionen Einwohnern sind nur 
etwa ein Drittel Kuwaiter. Den etwa 
180 ooo Beduinen und den Migranten 
aus arabischen und südostasiatischen 
Ländern werden die Bürgerrechte 
vorenthalten. 



Kolumbiens komplizierte 
Friedensgespräche in Oslo 

Beginn der konkreten Verhandlungen am 15. November in Havanna 


E inen weiteren Tag später als an¬ 
gekündigt sind am 18. Oktober 
in Hurdal, 50 Kilometer nördlich 
von Oslo, offiziell die Friedensgesprä¬ 
che für Kolumbien angelaufen. In ei¬ 
ner live übertragenen Pressekonferenz 
wurden einerseits die bestehenden Dif¬ 
ferenzen, andererseits aber - zumindest 
verbal - auch der Wunsch nach Frieden 
deutlich. 

Beide Seiten erläuterten zunächst ihre 
Sicht der Dinge; danach gab es vor Dut¬ 
zenden Journalist/inn/en aus aller Welt 
zwei getrennte Pressekonferenzen. 
Die Garantiestaaten Norwegen, das 
seit 1988 Kontakte zu den FARC un¬ 
terhält, und Kuba eröffneten die Kon¬ 
ferenz. Kuba war vertreten durch den 
Regierungsbeauftragten Abel Garcfa. 
Für Kolumbiens Regierung sprach der 
Chefunterhändler Humberto de la Cal¬ 
le. Er unterstrich die Andersartigkeit 
dieses Prozesses gegenüber vorheri¬ 
gen Friedensverhandlungen wie dem 
letzten, der vor zehn Jahren scheiter¬ 
te. Wichtig sei die Vertraulichkeit: die 
Gespräche scheitern, wenn Themen 
nach außen dringen, warnte der ehe¬ 
malige Vizepräsident (1994-96) unter 
Präsident Samper. Jedes einzelne The¬ 
ma dürfe nur zu einem bestimmten 
Zeitpunkt erörtert werden; auch, um 
„Störungen durch Gegner des Prozes¬ 
ses“ zu begegnen. In den ideologischen 
Fragen sei natürlich keine Annäherung 
zu erwarten, aber es gehe darum mit 
Würde miteinander zu sprechen. Die 
FARC könnten ihre politischen Ideen 
vortragen und nach einem Friedens¬ 
schluss sollten sie das auch tun, ohne 
dass jemand verlange, dass sie ihre Mei¬ 
nungen ändern müssten - als politische 
Partei. Wenn sie dabei eine Mehrheit 
bei Wahlen fänden, so werde das akzep¬ 
tiert. Kolumbien habe sich geändert, so 
de la Calle: Linke stellten heute in vie¬ 
len Regionen Kolumbiens die Regio¬ 
nalregierungen bzw. Bürgermeister. 
Heute habe der unterste Richter mehr 
Macht als die gesamte Regierung. 

Für die Regierung gelte die Ethik des 
Vereinbarten. Andererseits würde sie 
aber auch lieber ein klares Nein sa¬ 
gen als sich oder das Volk zu betrügen, 
wenn die Bedingungen nicht stimmten. 
De la Calle erwähnte seine Eigenschaft 
als Regierungsvertreter bei der Ausar¬ 
beitung der Verfassung, die 1991 verab¬ 
schiedet wurde, nachdem sich mehrere 
Guerillas aufgelöst hatten. Diese habe 
auch Fehler - man wolle insbesonde¬ 
re dazu auch die Meinung der FARC 
aufmerksam anhören. Ein sofortiger 
Waffenstillstand wird von der Regie¬ 


rungsseite abgelehnt, den sie erst nach 
Abschluss eines Abkommens vorsieht. 
Für den Übergang zu einer unbewaff¬ 
neten politischen Bewegung wolle man 
der Guerilla aber Garantien geben, so 
Humberto de la Calle. Auf den Para- 
militarismus, die 1 200 Ermordeten aus 
Armenvierteln, die man als Guerilleros 
ausgegeben hat und die zahllosen an¬ 
deren Verbrechen des Staates (selbst 
die UN sprechen von 79 Prozent staat¬ 
licher Verantwortlichkeit für die poli¬ 
tischen Morde in Kolumbien, nicht ge¬ 
rechnet die Verbrechen der Paramili- 
tärs) ging Humberto de la Calle nicht 
ein. 

Ivan Märquez eröffnete mit einem 
Zitat des 2008 verstorbenen FARC- 
Gründers Manuel Marulanda, in dem 
der Wunsch nach Frieden für Kolum¬ 
bien ausgedrückt wird. Der FARC- 
Kommandant, der auch Mitglied ihres 
Sekretariats ist, sagte, dass man aus den 
Tropen, dem drittungleichsten Land 
der Erde, zum 60. Breitengrad nach 
Oslo gekommen sei, „mit einem Oli- 
venzweig in der Hand“. Protagonist der 
Gespräche müsse jedoch das Volk sein, 
das Ausdrucksformen seiner Wünsche 
finden solle. Für die Gespräche müsste 
genügend Zeit zur Verfügung stehen, 
denn sie könnten „nicht gegen die 
Uhr“ geführt werden. Ein Waffenstill¬ 
stand sei erforderlich, wozu es zu einer 
„Demilitarisierung seitens des Staates“ 
kommen müsse. Die FARC seien bereit 
für den Frieden bis zur letzten Konse¬ 
quenz zu gehen. Märquez forderte von 
den Staaten der EU die FARC nicht 
weiter als Terrororganisation einzustu¬ 
fen. Der Kommandant ging auf das ver¬ 
fehlte Wirtschaftsmodell Kolumbiens 
ein, das Ressourcen an Öl, Kohle, Fer- 
ronickel und Gold zugunsten transna¬ 
tionaler Konzerne exportiere und das 
Millionen Menschen verarmt, vertreibt 
und Ursache der Ungleichheit ist, und 
forderte eine radikale sozioökonomi- 
sche Umgestaltung. 

Die Fragen der Journalisten in den an¬ 
schließenden Pressekonferenzen er¬ 
öffneten Humberto de la Calle, der als 
einziger für die Regierungsvertreter 
sprach, die Gelegenheit Ivan Märquez 
vorzuwerfen ein neues, nicht vorgese¬ 
henes Themenfeld zu eröffnen: er wies 
die Einbeziehung des Wirtschaftsmo¬ 
dells in die Verhandlungen zurück und 
ermahnte die Guerilla sich „ihren Op¬ 
fern zu stellen“. Die FARC-Delegier¬ 
ten, die alle (Andres Paris, Rodrigo 
Granda, Jesus Santrich, Ricardo Tellez 
und Chefunterhändler Ivän Märquez) 
zu den internationalen Medien spra¬ 
chen, konterten diesen Versuch der 


Reduzierung der Guerilla auf entpo¬ 
litisiertes und entideologisiertes Mor¬ 
den sowie der Gespräche auf eine rei¬ 
ne Verhandlung über Entwaffnung und 
Wiedereingliederung ausführlich. „Die 
FARC sind eine revolutionäre Organi¬ 
sation, die keine Verbrechen gegen das 
Volk begeht“; 18 000 Verschwundene 
allein in der Uribe-Regierungszeit oder 
millionenfache Vertreibungen stünden 
hingegen auf der anderen Seite. Für die 
FARC ginge es bei den Verhandlungen 
außerdem nicht um Abgeordnetensit¬ 
ze neben „in den Drogenhandel verwi¬ 
ckelte Abgeordnete“, sondern um die 
Erwartungen der Kolumbianerinnen 
und Kolumbianer für Gerechtigkeit. 
„Wir machen vom universellen Recht 
auf Widerstand gegen eine Schandre- 
gierung Gebrauch; unsere Aktivität ist 
Antwort auf eine terroristische Gewalt 
des Staates“, erwiderten die Guerille¬ 
ros auf die Frage einer Journalistin, ob 
sie bereit seien, nach einem Friedens¬ 
schluss ins Gefängnis zu gehen. Über¬ 
haupt antworteten die Guerilleros mit 
revolutionärer Klarheit und widerleg¬ 
ten mit ihrem zutiefst analytischen Dis¬ 
kurs die Medien, die schon im Vorfeld 
von Oslo die Version der „von ihren 
Idealen entfernten, militaristischen 
und einzig auf Drogenhandel gerich¬ 
teten Guerilla“ gegenseitig übernom¬ 
men hatten. 

Die Guerilla verlangt die Einbeziehung 
des in den USA inhaftierten und zu 60 
Jahren Haft verurteilten Kommandan¬ 
ten Simon Trinidad in die Delegation 
für Kuba. Man hoffe, die USA würden 
sich zu dem Schritt seiner Freigabe ent¬ 
schließen. In Havanna solle auch die 
vor Jahren durch ihre Eingliederung 
in die bewaffneten FARC-Verbände 
berühmt gewordene Niederländerin 
Tanja Nijmeijer an den Verhandlun¬ 
gen teilnehmen. 

Wie zu erwarten, haben die Einlas¬ 
sungen der FARC-Vertreter zu hefti¬ 
gen Reaktionen in der veröffentlich¬ 
ten Meinung in Kolumbien geführt. 
Carlos Lozano, Chefredakteur der 
KP-Zeitung „Voz“ und 2. Sekretär der 
Partei, erklärte gegenüber der UZ, dass 
die Oligarchie den Frieden gratis will. 
Am 5. November wird der Prozess in 
Havanna mit einem vorbereitenden 
Treffen weitergehen, bevor es zehn 
Tage später mit dem ersten Thema der 
Agrarfrage in die konkreten Verhand¬ 
lungen geht. Außerdem werden in der 
Folge die Bereiche einer Teilnahme der 
Opposition am politischen Geschehen, 
eines möglichen Ende des Konflikts, 
Drogenhandel und Opferentschädi¬ 
gung bearbeitet. Günter Pohl 


Solidarisch und vertraut 

Zur Zusammenarbeit der KPen Benelux-Deutschland 


Die Internationale Kommission des 
Parteivorstandes trifft sich drei bis vier 
Mal im Jahr zu wichtigen Fragen der 
internationalen Arbeit. Auf ihrer letzten 
Sitzung beschloss die IK interessierten 
Leserinnen der UZ Zusammenfassun¬ 
gen von aus unserer Sicht wichtigen 
Referaten und/oder Diskussionsergeb¬ 
nissen zukommen zu lassen. 

In seinem Kurzreferat zur Zusammen¬ 
arbeit der vier Kommunistischen Par¬ 
teien DKP mit der Neuen Kommunisti¬ 
schen Partei der Niederlande (NCPN), 
der Kommunistischen Partei Luxem¬ 
burgs (KPL) und der Partei der Arbeit 
Belgiens (PVDA/PTB) fasste der hier¬ 
für Verantwortliche im Sekretariat, Vol¬ 
ker Metzroth die bisherige Arbeit und 
bislang erfolgte Aktivitäten zusammen. 
Auf Grundlage des Beschlusses des 18. 
Parteitages (siehe Kasten) werden ge¬ 
meinsame Erklärungen verfasst und 
gemeinsame bzw. sich ergänzende Ak¬ 
tivitäten entwickelt und durchgeführt. 
Gemeinsame Aktivitäten waren u.a. 

★ Die Erarbeitung gemeinsamer Stand¬ 
punkte in dem Papier „Flexicurity ver¬ 
hindern“ noch vor Ausbruch der Krise 
2008 

★ Eine gemeinsame Stellungnahme 
„Jetzt den Kampf um den Wechsel auf¬ 
nehmen“ vom Frühjahr 2009, die die 
Krise als mehr als eine Bankenkrise 
einschätzte und sowohl Forderungen 
für die einzelnen Länder als auch für 
die Ebene der EU erhob. 

★ Eine Aktion von PTB und DKP vor 
dem Opelwerk in Antwerpen. In einem 
zweisprachigen Flugblatt an die Beleg¬ 
schaft wurde hervorgehoben, dass ein 
europaweiter Kampf um alle Standorte 
nötig sei, dass sich Belegschaften und 
ihre Vertretungen nicht gegeneinander 
ausspielen lassen dürfen. 

★ Dem vor¬ 
aus ging die 
Einbeziehung 
belgischer Ge¬ 
nossen in eine 
Automobil¬ 
beratung der 
DKP. 

★ Eine ge¬ 
meinsame 
Pressekonfe¬ 
renz in Luxem¬ 
burg zu Fragen 
der Postpri¬ 
vatisierung in 
den vier Ländern, die im Ratssaal von 
Esch/Alzette stattfand und auch bei 
bürgerlichen Medien Resonanz fand. 

★ Zur Postprivatisierung wurde eine ge¬ 
meinsame dreisprachige Broschüre ge¬ 
fertigt, einzelne Exemplare sind noch 
beim PV zu bekommen. 

★ Die Vertretung bei wichtigen Anläs¬ 
sen wie z.B. dem 90. Jahrestag der Grün¬ 
dung der KPL. 

★ Ein Wahlkampfeinsatz von DKP-Mit- 
gliedern in Esch/Alzette, Luxemburg. 

★ Das gemeinsame Auftreten mit einem 
dreisprachigen Flugblatt und einem ge¬ 
meinsamen Demonstrationsblock bei 
der EGB-Demonstration in Brüssel im 
September 2010. Unter der Überschrift 
„Für soziale Gerechtigkeit und Sozialis¬ 
mus“ wurde zum gemeinsamen Kampf 
gegen Austeritätspolitik und Sozialab¬ 
bau aufgefordert, zugleich der Sozialis¬ 
mus als letztendlich alternativlos pro¬ 
pagiert. 

★ Eine Solidaritätserklärung anlässlich 
der wiederholten Volksabstimmung in 
Irland. 

★ Eine Solidaritätserklärung mit den 
kämpfenden griechischen Genossen 
und Kollegen, insbesondere der KKE 
und der PAME. 

★ Proteste gegen den unternehmerge¬ 
steuerten Überfall einer Schlägertrup¬ 
pe aus Deutschland auf Streikende beim 
Automobilzulieferer „Meister“ in Bel¬ 
gien. 

★ Ein gemeinsamer Aufruf zur Verteidi¬ 
gung des Streikrechts, gegen „Monti II“. 

★ Die Vertretung der Parteien bei den 
jeweiligen Pressefesten, so der „Manifi- 
esta“ der PTB und dem „Wisefest“ der 
KPL, beide jährlich, und die der ande¬ 
ren Parteien beim UZ-Pressefest der 
DKP. 

★ Einmal jährlich findet wechselwei¬ 
se in den vier Ländern eine gemein¬ 


same Konferenz zu einer aus Sicht der 
gemeinsamen Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftsarbeit wichtigen und wesentli¬ 
chen Thematik statt. 

★ 2010 fand die Konferenz in Lever¬ 
kusen statt. Sie befasste sich neben 
der allgemeinen Entwicklung im EU- 
Raum vor allem mit der Situation der 
Arbeitenden verschiedener Branchen. 
(Ein Reader mit den Beiträgen kann 
bei kommunisten.de heruntergeladen 
werden.) 

★ Die Konferenz 2011 in Remich be¬ 
fasste sich mit aktuellen Krisenent¬ 
wicklungen. Kommunalpolitik war das 
zweite Thema. Hier wurden auf Wunsch 
insbesondere der Genossen der KPL 
kommunalpolitische Erfahrungen aus¬ 
getauscht, weshalb Kommunalpolitike- 
rlnnen der DKP aus Mörfelden, Idar- 
Oberstein und Püttlingen teilnahmen. 

★ Die jüngste Konferenz fand 2012 in 
Belgien statt und befasste sich schwer¬ 
punktmäßig mit aktuellen Entwick¬ 
lungen im politischen und wirtschaftli¬ 
chen Bereich sowie mit der Rolle der 
Gewerkschaften, gewerkschaftlichen 
Kämpfen und der Betriebsarbeit der 
Parteien. Die schriftlich vorliegenden 
Beiträge sind in der Schlussbearbeitung 
und sollen demnächst über das Internet 
zugänglich gemacht werden. 

★ für die Konferenz 2013 gilt es Fragen 
der in Zeiten der Krise immer stärker 
werdenden Deregulierung der Arbeits¬ 
verhältnisse, des Zurückrollens jeder 
Form von „Sozialstaatlichkeit“ also der 
Zerschlagung der öffentlichen Sozial¬ 
versicherungssysteme genauso wie der 
Schwächung und Entrechtung der Ge¬ 
werkschaften und betrieblicher Inter¬ 
essenvertretungen der Arbeitenden in 
allen Ländern zu analysieren und Wege 
für die Verstärkung des Widerstandes in 
den vier Ländern und auf der Ebene der 

EU zu finden. 
Der zwei¬ 
te Tag die¬ 
ser jährlichen 
Konferenzen 
steht immer 
im Zeichen 
branchenspe¬ 
zifischer Be¬ 
ratungen. Ein 
Schwerpunkt 
ist dabei in der 
Regel die Au- 
tomobilindu- 
strie. Andere 
Branchen waren Post, Stahl, Telekom¬ 
munikation, Eisenbahn, Reifenherstel¬ 
lung, Einzelhandel, Lebensmittel- und 
Getränkeindustrie. 

Die Vertreter/innen der Parteien kom¬ 
men alle zwei Monate zu Arbeitstreffen 
in Lüttich zusammen. 

Bei ihrer jüngsten Beratung Anfang 
Oktober wurde der fortschreitende 
Demokratieabbau sowie die zuneh¬ 
mende Militarisierung der Politik der 
imperialistischen Staaten thematisiert. 
Insbesondere die arabische Welt sei 
ein Brandherd, wobei insbesondere die 
Entwicklung in Syrien sehr dramatisch 
sei. In der anschließenden Diskussion 
wurde erneut unterstrichen, dass es eine 
hohe Übereinstimmung in den Grund¬ 
positionen der vier Parteien - auch be¬ 
züglich der EU - gibt: die Forderung 
nach einem Austritt wird von keiner 
der Parteien für ihr Land (mehr) ver¬ 
treten, vielmehr wird neben der natio¬ 
nalen die der EU als eine weitere Ebe¬ 
ne des Klassenkampfes gesehen. Auch 
in Gewerkschaftsfragen gibt es weitge¬ 
hend Übereinstimmung. Die Parteien 
knüpfen in ihrer praktischen Arbeit an 
konkrete betriebliche und soziale In¬ 
teressen an, arbeiten daran, Menschen 
dazu zu bewegen, für ihre unmittelba¬ 
ren Interessen selbst aktiv zu werden als 
Voraussetzung dafür, dass sie die Not¬ 
wendigkeit der Überwindung des Ka¬ 
pitalismus durch einen revolutionären 
Bruch erkennen und sich auch politisch 
organisieren. 

Diese politisch wirksame und für das 
politische Handeln der Partei notwen¬ 
dige Schnittstelle der Internationalen 
Kommission und der Betriebs- und Ge¬ 
werkschaftsarbeit der DKP soll laut An¬ 
sicht aller Anwesenden in solidarischer 
Vertrautheit weitergeführt werden. 

C.Y. 


„Die DKP wird die regelmäßig 
stattfindende Zusammenarbeit mit 
der Neuen Kommunistischen Partei der 
Niederlande (NCPN), der Kommunistischen 
Partei Luxemburgs (KPL) und der 
Partei der Arbeit Belgiens (PVDA/PTB) 
fortsetzen. Grundlage dieser Treffen 
sind regelmäßiger Erfahrungsaustausch, 
Meinungsaustausch zur Entwicklung in der 
EU und Schlussfolgerungen daraus für die 
praktische Politikjährlich stattfindende 
Beratungen zu einem Themenkomplex/' 
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Kolumne von Werner Sorbok 


Kollateralschäden des 
Kapitalismus 


„Die Finanzkrise nach 2007 hat in 
Großbritannien etwa 1 000 Men¬ 
schen das Leben gekostet. Um die¬ 
se Zahl ist die Rate der Suizide ge¬ 
stiegen, wie Wissenschaftler im Bri¬ 
tischen Ärzteblatt zeigen“, stellt das 
Deutsche Ärzteblatt in seiner Sep¬ 
temberausgabe fest. Der OECD- 
Gesundheitsbericht 2012 kommt zu 
der Erkenntnis, dass die wachsende 
Arbeitslosigkeit in der EU gleich¬ 
falls die Anzahl der Suizide und psy¬ 
chischen Erkrankungen steigen lässt. 
„Arbeitslosigkeit und Hausver¬ 
lust treiben Selbsttötungsraten und 
Depressionen erschreckend in die 
Höhe“, erklärte der Londoner Profes¬ 
sor Martin McKee im vergangenen 
Monat und belegt das mit einer ent¬ 
sprechenden Untersuchung. Er führ¬ 
te aus, dass der Anstieg der Arbeits¬ 
losenrate um ein Prozent die Zahl 
der Selbstmorde mit 0,8 Prozent an- 
steigen lässt. Bei einem Anstieg der 
Arbeitslosigkeit von drei Prozent sei 
eine Suizidrate von über vier Prozent 
nachweisbar. 

Die Fachzeitung kommt Anfang Au¬ 
gust zu der Feststellung, dass in Spa¬ 
nien deutlich mehr Menschen wegen 
psychischer Probleme ärztliche Hilfe 
suchen als vor der Krise. In Griechen¬ 
land sei die Zahl der Einweisungen in 
ein Krankenhaus in einem Jahr um 
fast ein Viertel gestiegen. 

Im April ist es nach dem Selbstmord 
eines 77-jährigen Rentners, der sich 
vor dem Parlament in Athen erschoss, 
zu Tumulten gekommen. Aus seinem 
Abschiedsbrief wird zitiert: „Ich gehe, 
bevor ich meinem Kind zur Last falle 
und im Müll suchen muss.“ 

Für Italien belegen Fachleute vom 
University College London den An¬ 
stieg von Suiziden. Dabei verweisen 
die Wissenschaftler u.a. auch auf ei¬ 
nen Protest von Witwen von Selbst¬ 
mördern vor dem Finanzamt in Bolo¬ 
gna. Sparmaßnahmen der Regierung 
hätten ihre Männer in den Selbst¬ 
mord getrieben. 

Das Ende der Fahnenstange ist bei¬ 
leibe nicht erreicht. Die Kürzungen 
der öffentlichen Haushalte, so bri¬ 
tische Wissenschaftler, können die 
Folgen der Rezession noch weiter 
verstärken und die Selbstmordrate 



erhöhen. Sie weisen darauf hin, dass 
Sparmaßnahmen besonders in den 
sowieso schon benachteiligten Kom¬ 
munen ausgeführt wurden. Der An¬ 
stieg der Arbeitslosigkeit 2010 und 
2011 habe mit Sparmaßnahmen der 
Kommunen zu tun. Die Gefahr sei, 
dass die „menschlichen Kosten einer 
weiter hohen Arbeitslosigkeit die an¬ 
geblichen Vorteile von Haushaltskür¬ 
zungen übersteigen könnten“. 
Ausgerechnet die große Koalition der 
sozialen Kahlschläger im Deutschen 
Bundestag spielen sich im Vorfeld 
der kommenden Bundestagstagswahl 
als Gralshüter der „Sozialen Gerech¬ 
tigkeit“ auf. Verlogener geht es kaum, 
aber unsere Kritik am Kapitalismus 
ist nun mal keine Frage der Moral. 
Im Antrag des Parteivorstandes der 
DKP an den 20. Parteitag heißt es zu 
Recht: „Alle Maßnahmen der Herr¬ 
schenden haben - unabhängig von 
der verfolgten Strategie - bislang 
nur neue Phasen der Krise eingeläu¬ 
tet. Die Folgen tragen die Lohnab¬ 
hängigen, die kleinen Selbstständi¬ 
gen, die Arbeitslosen, die Mehrheit 
der Rentnerinnen und Rentner und 
die Jugend.“ 

Soziale Sicherheit und ein selbstbe¬ 
stimmtes Leben werden unter ka¬ 
pitalistischen Bedingungen nicht zu 
erreichen sein. Zu dieser Erkenntnis¬ 
sen könnten auch die Wissenschaftler 
kommen, die die zitierten Untersu¬ 
chungen erarbeitet haben. Und nicht 
nur diese. 


Müdes Duell der 
mächtigen Männer 


Das letzte Fernsehduell vor dem 
Wahltag zwischen US-Präsident Ba¬ 
rack Obama und seinem Herausfor¬ 
derer, Mitt Romney, brachte keine 
neuen Erkenntnisse: Der heller ge¬ 
tönte Kandidat ist ein wenig schlicht, 
der Dunklere ein wenig heller. Die 
Unterschiede in den Auffassungen 
sind, was die Außenpolitik anbelangt, 
nur graduell. 

So sehr sich Romney am Montag¬ 
abend im Fernsehstudio mühte, als 
Politiker der Mitte und Weltstaats¬ 
mann von Format zu erscheinen, 
seine Strategie ging nicht auf. Auf 
dem Feld der Außenpolitik zog er 
bei jedem Thema den Kürzeren. 
Unterstrich Romney den Anspruch 
der USA auf die Führungsrolle in 
der Welt mit den Worten, „Ameri¬ 
ka muss stark sein“, so konterte der 
Amtsinhaber mit „Die Welt braucht 
ein starkes Amerika“. Beschwor 
Romney das enge Bündnis mit Isra¬ 
el gegen den Iran, so konnte Obama 
den überlegten Außenpolitiker ge¬ 
ben - er halte es für falsch, die USA 
in einen „voreiligen“ Krieg gegen 
den Iran zu ziehen. Verlangte Rom¬ 
ney eine harte Gangart gegen China, 
so antwortete der Präsident, für ihn 
sei dieses Land ein Partner, „solange 
es sich an die Regeln hält“. 


Romney wäre nicht Romney, hätte 
er nicht auch dieses Mal eine bemer¬ 
kenswerte Dummbeutelei von sich 
gegeben: Er beklagte, die US-Marine 
sei heute kleiner als je zuvor seit 1917. 
Spöttisch klärte ihn Obama auf: „Wir 
haben auch weniger Pferde und Bajo¬ 
nette, weil sich das Wesen unseres Mi¬ 
litärs geändert hat.“ Und setzte noch 
eins drauf: „Wir haben diese Dinger, 
die Flugzeugträger genannt werden, 
auf denen Flugzeuge landen können. 
Und wir haben diese Schiffe, die un¬ 
ter Wasser fahren, Atom-U-Boote.“ 
Wer von den beiden die nächsten vier 
Jahre im Weißen Haus sitzen wird, 
darauf hat die Debatte wohl wenig 
Einfluss. Wenn die Fraktionen des 
Großkapitals entschieden haben, wen 
sie ins Rennen schicken, dann ver¬ 
läuft der Kampf um die Stimmen der 
wenigen Unentschiedenen nach den 
Regeln der Telekratie. Die besagen, 
wenn die Gattin auf dem Bildschirm 
telegen rüberkommt, dann bringt 
das mehr Stimmen als man verliert, 
wenn man 47 Prozent der Wähler als 
Schmarotzer beleidigt. Wenn alles 
nichts bringt, muss halt ein Gericht 
entscheiden, wer Präsident wird. Al¬ 
les schon dagewesen. 

Bernd Redlich 



Berufsverbote damals und heute 

München: Veranstaltung zu 40 Jahre „Radikalenerlass“ 


W as sagen uns die Berufsver¬ 
bote heute? In welcher Tra¬ 
dition stehen sie? Sind sie 
heute vom Tisch? Das waren Fragen 
einer Diskussionsveranstaltung der 
DKP im EineWeltHaus am 17. Okto¬ 
ber, die über 80 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer anzog. Zu Beginn skizzier¬ 
te Renate Münder die historische Tra¬ 
dition der Berufsverbote in Deutsch¬ 
land - die ungebrochene Tradition des 
Antikommunismus -, die das Handeln 
so unterschiedlicher Regierungen wie 
bei Bismarck, Hitler, Adenauer oder 
Brandt bestimmte. Letztere argumen¬ 
tierten auch im Sinne der Totalitaris¬ 
mustheorie, aber es waren hauptsäch¬ 
lich die Kommunisten, auf die die Ge¬ 
setze - angeblich gegen extremistische 
Bestrebungen von rechts und links - 
gemünzt waren. 

Vom sogenannten Radikalenerlass 
1972 war die gesamte Linke betroffen, 
die mit dem Kampfbegriff der Ver¬ 
fassungsfeindlichkeit niedergemacht 
wurde, und das von Willy Brandt, der 
angetreten war „mehr Demokratie 
zu wagen“. Die Politik der SPD/FDP- 
Regierung führte zwar zur Öffnung 
nach außen, zu den Ostverträgen von 
1970. Sie führte damit zur gewünschten 
Öffnung der östlichen Märkte für das 
deutsche Kapital - aber Ostpolitik hieß 
zugleich auch „Entspannungspolitik“, 
Anerkennung der DDR. Das war Lan¬ 
desverrat für die Reaktion. Der zivili¬ 
satorische Schub, den die demokrati¬ 
sche und Studentenbewegung gebracht 
hatte, ging der Bourgeoisie sichtlich zu 
weit. Und in Sachen Antikommunis¬ 
mus stand die SPD der Reaktion in 
Nichts nach. 

Auch als der Radikalenerlass wieder 
kassiert wurde, gab es nie ein öffent¬ 
liches Eingeständnis, dass er Unrecht 
war. Mit der Annexion der DDR kam 
es erneut zu massenhaften Berufsver¬ 
boten. Sie sind auch heute nicht vorbei, 
doch im Zeitalter von Google bedarf es 
keines Spitzeleinsatzes mehr. Und nach 
den „Anti-Terror-Gesetzen“ können 
Tausende von Beschäftigten in „lebens- 
oder verteidigungswichtigen Einrich¬ 
tungen“ sogenannten Sicherheitsüber¬ 
prüfungen unterzogen werden. 
Hans-Georg Frieser schilderte an¬ 
hand seines Berufsverbots (Septem¬ 
ber 1973 - Januar 1975) den konkreten 
Ablauf und die breite Solidarität, die es 
möglich machte, dass er nach fast ein¬ 
einhalbjährigem Kampf von der Stadt 
München eingestellt werden musste. Er 
erinnerte aber auch daran, dass nicht 
vergessen werden darf, dass viele der 
vom Berufsverbot Betroffenen nicht 
die Möglichkeiten und das Glück hat¬ 
ten, auf eine derart breite Solidarität 
zurückgreifen zu können und dass von 
vielen die berufliche Existenz vernich¬ 
tet und die gesamte Lebensplanung 
zerstört wurde. 

Er verwies darauf, dass auch von Sei¬ 
ten der privaten Arbeitgeber ähnlich 


verfahren wurde, indem z.B. Hunderte 
von aktiven Jugendvertretern entlas¬ 
sen oder nicht übernommen wurden, 
dass sogenannte schwarze Listen exis¬ 
tierten (und existieren), mit denen sich 
Arbeitgeber gegenseitig informierten, 
um konsequente Gewerkschafter von 
ihren Betrieben fernzuhalten. Und er 
verwies auf ein Urteil des BAG, das die 
Kündigung des Bankkaufmanns Wolf¬ 
gang Schwank für rechtens erklärte. 
Die Kündigung sei deshalb nicht sit¬ 
tenwidrig, da der Kläger sich mit dem 
Inhalt eines von ihm verteilten Partei¬ 
blattes identifiziert hatte, in dem der 
Berufsstand seines Arbeitgebers im all¬ 
gemeinen und der Arbeitgeber selbst 
diskriminiert und in der Meinung der 
Öffentlichkeit herabgesetzt werde. 
Hans E. Schmitt-Lermann schließlich, 
der zahlreiche vom Berufsverbot be¬ 
troffene Kolleginnen und Kollegen 
vertreten hatte, arbeitete in seinem 
Referat - belegt mit vielen Beispie¬ 
len -, die fürchterliche Tradition der 
deutschen Justiz heraus, die auch nach 
1945 von Nazi-Richtern dominiert wur¬ 
de. So war es ausgerechnet W. Römer, 
der Staatsanwalt, der die Geschwister 


Scholl zur Guillotine führte, in der Zeit 
der Berufsverbote zuständig im Bun¬ 
desjustizministerium für den Öffentli¬ 
chen Dienst und das öffentliche Dienst¬ 
recht. Richter wie Gerhard Leibholz, 
ein Alibi-Nichtnazi unter den ersten 
Bundesverfassungsrichtern, wenn auch 
hochrenommiert wegen seines Konser¬ 
vativismus, waren die Ausnahme und 
seine Einsicht „Ohne Stalingrad kein 
Grundgesetz!“ kam selbstverständlich 
auch erst nach der Pensionierung. Un¬ 
angefochten besetzten faschistische 
Beamte wieder hohe, einflussreiche 
Ämter im Staatsapparat, nicht nur in 
der Justiz, wie z.B. Hans Maria Globke, 
enger Berater Andenauers, Leitbild des 
Beamtentums. 

Allein in der Zeit zwischen 1972 und 
1987 gab es, so Schmitt-Lermann, rund 
3,5 Millionen Überprüfungen und etwa 
35 000 negative Berichte des Verfas¬ 
sungsschutzes und etwa 11 000 Bewer¬ 
bern wurde die Einstellung verwehrt. 
2 250 wurden schließlich nicht einge¬ 
stellt, 136 entlassen. Er legte weiter 
dar, dass Kommunisten zwar die am 
schwersten Betroffenen waren, aber 
rund 70 % aller Fälle betrafen Mitglie¬ 
der von VVN, DFG-VK, DFU, SHB 
oder Liste Asta und Fachschaften. 


Schmitt-Lermann schilderte anschau¬ 
lich, wie die Herrschenden dem entfa- 
schisierenden Mentalitätswandel und 
einer gewissen Marxismus-Renaissance 
mit einer rechtskonservativen Ideolo¬ 
giekampagne zu begegnen suchten. 
Diese war auf vier Politikfelder gerich¬ 
tet: gegen die Friedensbewegung - ge¬ 
gen den Antifaschismus - gegen kämp¬ 
ferische Gewerkschafter und gegen 
eine sozialkritische Wissenschaftsfrei¬ 
heit. Diese Herausforderung muss die 
Linke annehmen, vertrat Schmitt-Ler- 
man: Die Bereitschaft zum politisch- 
ideologischen Klassenkampf tut not! 
Zum Abschluss seiner Ausführungen 
erinnerte er noch an die für Dezember 
geplante Änderung des Art. 51 Abga¬ 
benordnung, mit der „extremistischen“ 
Vereinen die steuerbegünstigte Ge¬ 
meinnützigkeit entzogen werden soll 
und mahnte Widerstand an. 

In der anschließenden Diskussion ging 
es vor allem um die Forderungen der 
damals vom Berufsverbot Betroffenen: 
Vollständige Rehabilitation und ange¬ 
messene materielle Entschädigung. Ein 
Kollege stellte sehr anschaulich und be¬ 
drückend dar, wie er sich mühsam an 


Privatschulen durchschlagen musste. 
Da er aufgrund des sogenannten Un¬ 
vereinbarkeitsbeschlusses von 1973 sei¬ 
ne GEW-Mitgliedschaft verlor, erhielt 
er auch keinen Rechtsschutz und hatte 
keine Möglichkeit zur Klage. 

Positiv vermerkt wurde, dass die GEW 
nicht nur die aktuellen Aktivitäten zur 
Rehabilitation aktiv unterstützt, son¬ 
dern als einzige Gewerkschaft auch 
den Unvereinbarkeitsbeschluss, durch 
den Mitglieder von sogenannten links¬ 
extremistischen Organisationen we¬ 
gen angeblich gewerkschaftsfeindli¬ 
cher Betätigung aus der Gewerkschaft 
geworfen wurden, inzwischen aus der 
Satzung gestrichen hat und sich für ihn 
entschuldigt. 

Da in Bayern als einzigem Bundesland 
ein Fragebogen zur Verfassungstreue, 
der die Regelanfrage ersetzt hat, be¬ 
steht, wurde die Diskussion auch über 
seine Auswirkungen, wie damit umzu¬ 
gehen sei und wie seine Abschaffung 
erreicht werden könne, geführt. Eine 
Möglichkeit, dies weiter zu verfolgen, 
gibt es auf einer weiteren Veranstal¬ 
tung zu den Berufsverboten am 23.11. 
2012 im DGB- Haus in München. 

Aus www.kommunisten.de, Text: GF/RM, Foto: Frieser 



Karikatur: Bernd Bücking 
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Bild oben und Bild unten: Mit 868 leeren Kochtöpfen für die weltweit 868 Millio¬ 
nen hungernden Menschen demonstrierten 400 Demonstrantlnnen gegen Nah¬ 
rungsmittelspekulation und Welthunger. Nach wie vor machen Unternehmen 
wie die Deutsche Bank und die Allianz in großem Umfang Geschäfte und Profite 
mit dem Hunger - gedeckt und gefördert von der Bundesregierung. 




Bild oben: Obwohl es vielerorts genug Lebensmittel gibt, bleibt den Menschen 
der Zugang zu ihnen versperrt - sie besitzen ob ihrer Armut schlichtweg keine 
Tauschmittel, um sie zu erwerben. 

Den Zusammenhang zwischen Armut und Hunger verdeutlicht die Grafik unten. 
In den ärmsten Regionen der Welt wütet der Hunger am schlimmsten. 


Aufteilung der Hungerleidenden (in Millionen) 




Welthungertag 2012 


A m 16. Oktober war der Internati¬ 
onale Welternährungstag - oder 
wie er treffender auch heißt: 
Wehhungertag. Passend dazu hatte 
die FAO (die Ernährungs- und Land¬ 
wirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen) zu Beginn des Monats ih¬ 
ren Wehhungerbericht 2012 veröffent¬ 
licht, in dem sie die aktuelle (Unter-) 
Ernährungssituation der Wehbevölke¬ 
rung darlegt. 

Nach aktuellen Zahlen der FAO hun¬ 
gern also weltweit rund 868 Millionen 
Menschen. Anlässlich der erschre¬ 
ckenden Zahlen hatten unter anderen 
Nicht-Regierungs-Organisationen wie 
Attac, Oxfam, die Wehhungerhilfe oder 
„terre des hommes“, aber auch die Ge¬ 
werkschaft NGG und das katholische 
Hilfswerk Misereor zu einer Protestak¬ 
tion zum Welthungertag vor dem Bran¬ 
denburger Tor in Berlin aufgerufen. 

Der Welthunger 

Die Zahl der hungernden Menschen ist 
in den letzten Jahren deutlich gestie¬ 
gen: Von 822 Millionen im Jahr 1990 
auf 852 Millionen 2004, heute sind es 
laut FAO 868 Millionen Menschen. Es 
hungert also etwa jeder achte Mensch. 
Jeden Tag sterben bis zu 100 000 Men¬ 
schen an Hunger oder seinen Folgen - 
jährlich also ungefähr 36,5 Millionen 
Menschen. Damit ist der Hunger die 
Haupttodesursache auf unserem Pla¬ 
neten. 

„Und dieser Hunger“, so Jean Zieg¬ 
ler, Vizepräsident des UN-Menschen- 
rechtsrats und früherer UN-Sonderbe- 
richterstatter für das Recht auf Nah¬ 
rung, „ist von Menschenhand gemacht. 
Wer an Hunger stirbt, stirbt als Opfer 
eines Mordes.“ Auch die Namen der 
Mörder benennt er: Auslandsverschul¬ 
dung, Nahrungsmittelspekulation und 
Armut. 


Der Hunger ist keine natürliche Not¬ 
wendigkeit mehr. Die Entwicklung 
der Produktivkräfte haben besonders 
durch die industrielle und die wissen¬ 
schaftlich-technische Revolution riesi¬ 
ge Sprünge gemacht. Heute gibt es kei¬ 
nen objektiven Mangel an Gütern mehr 
auf der Welt. Bereits 1984 hat die FAO 
berichtet, dass ausgehend von den da¬ 
maligen landwirtschaftlichen Produkti¬ 
onskräften die Erde problemlos mehr 
als 12 Milliarden Menschen ernähren 
könnte. Heute, fast 30 Jahre später, hegt 
diese Zahl weit darüber. Der Hunger 
entsteht also nicht dadurch, dass zu 
wenig Nahrung produziert wird, son¬ 
dern durch ihre ungerechte Verteilung. 
Wenn die Nahrungsmittel gerecht auf 
der Erde verteilt würden, gäbe es mehr 
als genug zu essen für alle. 

Hunger in den 
Industrienationen 

Auch wenn laut FAO 98 Prozent der 
Hungerleidenden - über 852 Millio¬ 
nen - in den so genannten Entwick¬ 
lungsländern leben und Europa und 
Nordamerika gar nicht in den Tabel¬ 
len zur Unterernährung auftauchen, so 
hegt das viel mehr am politischen Kal¬ 
kül, als daran, dass diese Erdteile von 
Armut und Hunger verschont bleiben. 
Jean Ziegler gibt dazu an, dass in Spani¬ 
en laut UNICEF 2,2 Millionen Kinder 
unter zehn Jahren permanent schwerst 
unterernährt sind. „Ähnliche Zahlen 
gibt es für Großbritannien.“ Hinzu 
kommt die permanente Arbeitslosig¬ 
keit. Diese hegt „in den EU-Staaten bei 
über 30 Millionen vornehmlich jungen 
Menschen.“ Und auch in den USA ist 
der Hunger durchaus relevant. Im Jahr 
2005 hungerten 10,8 Millionen US- 
Bürgerlnnen. 35 Millionen, also jeder 
achte US-Amerikaner, hatten Schwie¬ 
rigkeiten sich zu ernähren. Offiziell 


gibt es jedoch keine „Hungernden“, da 
die US-Regierung seit dem November 
2006 stattdessen von Menschen mit 
„sehr geringer Nahrungssicherheit“ 
spricht. (Zahlen USA: www.thehun- 
gersite.de) MHad 


Liste der Länder mit dem 
höchsten Prozentsatz 
an Unterernährung: 


Burundi 

73,4 % 

Eritrea 

65,4 % 

Sambia 

47,4 % 

Haiti 

44,5 % 

Äthiopien 

40,2 % 

Sudan 

39,4 % 

Mosambik 

39,2 % 

Tansania 

38,8 % 

Kongo 

37,4 % 

Namibia 

33,9 % 

Uganda 

34,6 % 

Madagaskar 

33,4 % 

Tschad 

33,4 % 

Simbabwe 

32,8 % 

Jemen 

32,4 % 

Nordkorea 

32,0 % 

Tadschikistan 

31,7% 

Liberia 

31,4% 

Guatemala 

30,4 % 

Kenia 

30,4 % 

Zentral Afr. Rep. 

30,0 % 

Ruanda 

28,9 % 

Sierra Leone 

28,8 % 

Botswana 

27,9 % 

Laos 

27,8 % 

Angola 

27,4 % 

Irak 

26,0 % 

Burkina Faso 

25,9 % 

Paraguay 

25,5 % 

Georgien 

24,7 % 

Mongolei 

24,2 % 

Sri Lanka 

24,0 % 


Quelle: FAO Welthungerbericht 2012 


Jean Ziegler über die Auslandsschuld 


„Die Völker der armen Länder arbei¬ 
ten sich zu Tode, um die Entwicklung 
der reichen Länder zu ünanzieren. Der 
Süden ünanziert den Norden und ins¬ 
besondere die herrschenden Klassen 
der nördlichen Länder. Das wirksams¬ 
te Mittel des Nordens zur Herrschaft 
über den Süden ist heute der Schulden¬ 
dienst. 

Der Kapitalstrom von Süden nach Nor¬ 
den ist überschüssig im Vergleich zum 
Kapitalfluss von Norden nach Süden. 
Die armen Länder zahlen den herr¬ 


schenden Klassen der reichen Länder 
jährlich viel mehr Geld, als sie von ih¬ 
nen in Gestalt von Investitionen, Ko¬ 
operationskrediten, humanitärer Hilfe 
oder so genannter Entwicklungshilfe 
erhalten. 

Im Jahr 2003 belief sich die öffentliche 
Entwicklungshilfe der Industrieländer 
des Nordens für die 122 Länder der 
Dritten Welt auf 54 Milliarden Dol¬ 
lar. Im selben Jahr haben diese Länder 
der Dritten Welt den Kosmokraten der 
Banken des Nordens 436 Milliarden 


Dollar als Schuldendienst überwiesen. 
Diese Verschuldung ist die anschau¬ 
lichste Illustration der strukturellen 
Gewalt, die in der heutigen Weltord¬ 
nung am Werk ist. 

Man braucht keine Maschinengeweh¬ 
re, kein Napalm, keine Panzer, um die 
Völker zu unterwerfen und ins Joch zu 
zwingen. Dafür sorgt heute ganz allein 
die Verschuldung.“ 

Auszug aus: Jean Ziegler: Das Imperium der Schan¬ 
de - Der Kampf gegen Armut und Unterdrückung; 
C.Bertelsmann; 2005; München; S. 69 
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Deutsche Geschichte von 1945 bis heute 

Kapitalistische Restauration kontra sozialistische Alternative 


D er PapyRossa Verlag hat in den letztem Monaten seine Reihe Basiswissen unter anderem mit zwei Bänden von Georg Fülberth zur „ Geschichte der BRD “ 
und von Jörg Roesler zur „ Geschichte der DDR“ fortgesetzt. 

Dem heutigen „Mainstream“ der Verteufelung des Sozialismus und der Verfälschung deutscher Geschichte muss entschiedener entgegengetreten werden. 
Angesichts der Macht der bürgerlichen Medien und der verwirrenden „Informations“-Welt des Internets ist das schwer genug. Zudem erleben wir, dass der 
Marxismus fast vollständig aus den bundesdeutschen Universitäten und Hochschulen verbannt wurde. Schülerinnen und Schüler wie Studierende lernen 
über deutsche Geschichte und Welt Zusammenhänge bestenfalls nur Bruchstücke. 

In Lehrbüchern, in den bürgerlichen Medien, durch Politiker bürgerlicher Parteien wird zudem die DDR als „zweite deutsche Diktatur“gezeichnet. Sie wäre 
sogar „schlimmer“ behauptet nicht nur Hubertus Knabe, Direktor der „Stasi-Gedenkstätte“ in Berlin-Hohenschönhausen. 

Eine sachliche, an den realen Prozessen, an historischen Bedingungen wie an gesellschaftlichen Widersprüchen wie Klassenantagonismen orientierte mar¬ 
xistische Geschichtsschreibung ist für die heutige Auseinandersetzung unverzichtbar. 

Die beiden Bücher, die wir im Folgenden vorstellen, dienen der Aufklärung in diesem Sinne. Sie vermitteln Wissen, das wichtig ist für die Jungen wie die 
Alten. Heinrich Heine schrieb einst: „Der heutige Tag ist ein Resultat des gestrigen. Was dieser gewollt hat, müssen wir erforschen, wenn wir zu wissen wün¬ 
schen, was jener will.“ 

In den beiden jetzt vorliegenden Bänden wird die Politik der Kommunistinnen und Kommunisten nicht beschönigt, eigene Fehler werden nicht verschwiegen. 
Politische Entscheidungen werden gemessen an den humanistischen Ansprüchen unserer eigenen Bewegung und den historischen Chancen. Diese Bücher 
sind wichtig. Doch Kritik wird in den folgenden Rezensionen trotzdem nicht aus gespart: Gerade weil berücksichtigt werden muss, dass diese Bücher für ei¬ 
nen breiteren Kreis von Leserinnen und Lesern geschrieben worden sind. 


Georg Fülberth erzählt 
bundesdeutsche 
Historie 

Von Robert Steigerwald 

Zu beginnen ist mit Georg Fülberths Buch. Fül¬ 
berth gliederte es in zwei unterschiedlich lange 
Kapitel. Kapitel I beschreibt die „Vorgeschichte“. 
Diese begann mit der Gründung eines deutschen 
Nationalstaates. Er geht dann auf den deutschen 
Imperialismus ein, behandelt kurz dessen aggres¬ 
sives Wesen und die Ursachen. Es folgt die Schil¬ 
derung, mit welchen Mitteln man diesen aggressi¬ 
ven deutschen Imperialismus zu zähmen versuch¬ 
te, die mit dem Kalten Krieg ihr Ende fanden und 
in das zweite Kapitel „Geschichte“ einmündet. 
Dazu ist es wichtig daran zu erinnern, dass es 
in den USA und England für den Umgang mit 
dem besiegten Nazi-Deutschland bereits vor dem 
8. Mai 1945 durchaus unterschiedliche Konzepti¬ 
onen gab. 

Die eine sah vor, Deutschland (und Japan) künftig 
jede Möglichkeit zu nehmen, irgendwann erneut 
gegen seine Nachbarn aggressiv zu werden. Dazu 
war die Schaffung bürgerlich-demokratischer, 
weitgehend entmilitarisierter Staaten nötig. Die 
Planungen dafür waren weit fortgeschritten. 

Die andere Konzeption, die sich durchsetzte, sah 
dagegen vor, den Sozialismus - vor allem die Sow¬ 
jetunion, aber auch die jungen Volksdemokratien 
im Osten Europas - so weit wie nur irgend mög¬ 
lich zu schwächen. Dazu brauchte man Deutsch¬ 
land bzw. zumindest seinen größeren, wirtschaft¬ 
lich stärkeren Westteil: wegen der geografischen 
Lage, wegen der Großindustrie (und deren ener¬ 
getischen Basis, der Ruhr-Kohle), wegen des mi¬ 
litärisch (geheimdienstlichen, in der Propaganda 
usw.) nutzbaren Potenzials. 

Bald nach Kriegsende wurden entnazifizierende 
und entmilitarisierende Maßnahmen gestoppt. 
Der erfolgreiche Volksentscheid in Hessen zur 
Enteignung der Nazi- und Kriegsverbrecher, der 
im Zusammenhang mit der Anstimmung über die 
Hessische Verfassung durchgeführt wurde, wur¬ 
de nicht umgesetzt (1. Dezember 1946,72 Prozent 
waren für eine Enteignung). Verantwortlich dafür 
waren die Regierungsparteien SPD und CDU, so¬ 
wie die US-Besatzungsmacht. 

Schritte zur Wiedererrichtung des deutschen Im¬ 
perialismus und Militarismus wurden unternom¬ 
men, die alten Nazis wieder in Amt und Würden 
eingesetzt: in den Geheimdiensten, in der Justiz, in 
den Verwaltungen, in der Wirtschaft, beim Aufbau 
der Bundeswehr. 

Natürlich war sich die Führung der Sowjetunion 
keinen Augenblick im Unklaren, was „der Wes¬ 
ten“ im Schilde führte, aber von Moskau bis Ber¬ 
lin gab es nur verbrannte Erde, waren Städte, 
Dörfer, Industriebetriebe, Straßen und Bahnlini¬ 
en ebenso zerstört, wie die Brücken über die gro¬ 
ßen Ströme. Die Sowjetunion hatte 27 Millionen 
Menschen an Toten verloren und darunter waren 
doch im hohen Maße gerade solche jungen Men¬ 
schen, die man für den Aufbau und den Schutz des 
Landes hätte brauchen müssen. 

Dazu kam für die Sowjetunion unmittelbar seit 
dem August 1945 die Bedrohung durch die ame¬ 
rikanischen Atomwaffen. Wie hätte unter diesen 
Bedingungen die Sowjetunion eine aggressive Au¬ 
ßenpolitik, eine friedensbedrohende Politik be¬ 
treiben können? 

Eine solche Bedrohung konnte in der Nachkriegs¬ 
zeit und später nur durch einen gigantischen Pro¬ 
paganda- und Lügenfeldzug konstruiert werden. 
Wenn die NATO das Nazi-Lied „Nach Ostland 
geht unser Ritt“ anstimmen wollte, musste der von 
ihr besetzte Teil Deutschlands dazu aufgerüstet 
werden. Das stellt Georg Fülberth logischerwei¬ 


se an den Anfang und schildert die sowjetischen 
Gegenmaßnahmen. 

Im Juli 1955 erklärte die Sowjetunion nach vielen 
gescheiterten Verständigungsversuchen, sie gehe 
nun von der Existenz zweier deutscher Staaten 
aus. Das bedeutete, dass eine Wiedervereinigung 
Deutschlands nicht ohne vorherige völkerrecht¬ 
liche Anerkennung der DDR möglich sei. Dem 
stand nun der Alleinvertretungsanspruch Bonns 
(die sogenannte Hallstein-Doktrin 1 , Walter Hall¬ 
stein CDU-Staatssekretär im Auswärtigen Amt 
von 1951 bis 1958 gilt jedoch nicht als eigentlicher 
Urheber der nach ihm benannten Doktrin) ent¬ 
gegen. Da auf kurze Sicht an eine Wiedervereini¬ 
gung Deutschlands unter imperialistischem Vor¬ 
zeichen nicht zu denken war, ging der Imperialis¬ 
mus dazu über, „seinen“ Westen ökonomisch und 
militärisch zusammenzufügen, d.h. unter anderem 
vor allem die Bundesrepublik wirtschaftlich und 
politisch zu stärken. 

Georg Fülberth schildert dann die sozialökono¬ 
mischen Aktivitäten der Bundesrepublik und den 
Weg der SPD, die sich in jenen Jahren endgültig 
von einer sich in Lippenbekenntnissen als „de¬ 
mokratisch-sozialistischen Partei“ bezeichnenden 
in eine des „reformierten Kapitalismus“ wandel¬ 
te. Fülberth macht zugleich darauf aufmerksam, 
dass bereits Anfang der 60er Jahre unter Kennedy 
Änderungen in den Taktiken vor allem des US- 
Imperialismus erfolgten: 

Größeres Gewicht wurde der asiatischen Region 
(China) zugemessen. 

Die Wechsel der Regierungen der BRD und die 
damit verbundenen taktischen Winkelzüge soll¬ 
ten zu einem flexibleren Umgang mit den ande¬ 
ren sozialistischen Staaten führen. Damit war die 
Hoffnung verbunden, dadurch die DDR „in der 
Umarmung erdrücken“ zu können, was zugleich 
verbunden war - unter Ausnutzung der Hallstein- 
Doktrin und der ökonomischen Stärke der Bun¬ 
desrepublik - mit einer erpresserischer Außen¬ 
politik (etwa im Zusammenhang mit dem Nahen 
Osten). 

Durch die Bildung einer Regierung aus SPD 
und FDP kam es zum „Bruch“. Mit Kanzler Wil¬ 
ly Brandt eröffneten sich in der „Deutschland“- 
Politik neue Varianten. Davon zeugten unter an¬ 
derem die Besuche der beiden Regierungschefs 
(Brandt und Stoph) im jeweiligen anderen Staats¬ 
gebiet sowie die Ausarbeitung und der Abschluss 
des Grundlagenvertrags zwischen beiden deut¬ 
schen Staaten. Der Grundlagenvertrag wurde 
am 21. Dezember 1972 geschlossen, am 11. Mai 
(BRD) bzw. 13. Juni 1973 (DDR) ratifiziert und 
trat am 21. Juni 1973 in Kraft. 

Zugleich gab es in der Bundesrepublik wichtige 
Veränderungen im Bildungswesen, eine Verkür¬ 
zung der Wo¬ 
chenarbeitszeit, 
die Reform des 
Paragrafen 175 
u.a. Aber auch 
der „Radika¬ 
lenerlass“ wur¬ 
de verkündet 
und durchge¬ 
setzt. Der Be¬ 
griff „Berufsver¬ 
bot“ ging in den 
Wortschatz der 
meisten europä¬ 
ischen Sprachen 
ein. 

Georg Fülberth 
macht auf die 
vielfältigen Ak¬ 
tionen der bun¬ 
desdeutschen Friedensbewegung aufmerksam. 
Er verweist auch auf die aus Teilen der 68-er „Be¬ 
wegung“ hervorgegangene Partei der „Grünen“, 
bevor die dramatische Periode des Übergangs zur 
„neoliberalen“ Politik und der „Dammbruch“ am 
Ende der achtziger Jahre zum Thema werden. Das 


mündet dann in die Schilderung jenes Prozesses 
ein, der zur Dominanz des deutschen Imperialis¬ 
mus in Europa führte. 

Der Band schließt mit Überblicksliteratur ab. 

Es ist erstaunlich, wie es Georg Fülberth versteht, 
die vielschichtige und widersprüchliche histori¬ 
sche Entwicklung der Bundesrepublik auf dem für 
die Bände der Reihe Basiswissen zur Verfügung 
stehenden Raum abzuhandeln. 

Und noch etwa ist zu erwähnen: Fülberth ist be¬ 
kennender Kommunist, hat als solcher natürlich 
zu den behandelten Problemen eine eigene Posi¬ 
tion, ergreift Partei, doch bringt er es fertig, sich 
neben die Ereignisse und neben die behandelten 
Personen so zu stellen, so und leidenschaftslos 
zu erzählen, wie es war, sich also nicht als Zucht¬ 
meister im Zusammenhang mit dem beschriebe¬ 
nen historischen Prozess zu verhalten - als wäre er 
leidenschaftslos (er ist es nicht, wir kennen uns ja). 

Georg Fülberth, Geschichte der BRD, PapyRossa 
Verlag, Köln 2012,116 Seiten, 9,90 Euro, ISBN 978- 
3-89438-500-2 

1 Die „Hallstein-Doktrin“ galt als außenpolitische Dokt¬ 
rin der Bundesrepublik Deutschland von 1955 bis 1969 
und wurde erst durch die Regierung unter Willy Brandt 
aufgehoben. Sie besagte, dass die Aufnahme diplomati¬ 
scher Beziehungen mit der Deutschen Demokratischen 
Republik durch Drittstaaten als„unfreundlicher Akt“ der 
Bundesrepublik gegenüber angesehen werden müsse. 
Als Gegenmaßnahmen waren Schritte von wirtschaft¬ 
lichen Sanktionen bis zum Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen mit dem betreffenden Staat vorgesehen. 
Ziel war, die DDR außenpolitisch zu isolieren. 


Eine DDR-Geschichte 

Von Nina Hager 

Jörg Rösler, geboren 1940, marxistischer Wirt¬ 
schaftshistoriker, arbeitete nach seinem Studium 
an der Humboldt-Universität und seiner Promo¬ 
tion viele Jahre als Bereichs- bzw. Abteilungsleiter 
am Institut für Wirtschaftsgeschichte der Akade¬ 
mie der Wissenschaften der DDR. Bekannt wur¬ 
de er vor 1990 vor allem durch Forschungen zur 
Wirtschaftsgeschichte der DDR und der osteuro¬ 
päischen sozialistischen Staaten. Nach 1990 war 
er u. a. als Gastprofessor in Montreal und Toronto 
(Kanada) tätig. 

Beiträge von ihm kann man beispielsweise in Ver¬ 
öffentlichungen der Rosa-Luxemburg-Stiftung, 
der „Hellen Panke“ in den „Blättern für deutsche 

und internationale 
Politik“, in „Z. Zeit¬ 
schrift Marxistische 
Erneuerung“ oder 
auch in den „Mar¬ 
xistischen Blättern“ 
nachlesen. 

Umso spannender 
war für mich die An¬ 
kündigung des Ban¬ 
des „Geschichte der 
DDR“ in der Reihe 
Basis wissen des Pa¬ 
pyRossa-Verlags. 
Um es vorauszu¬ 
schicken: Der Wirt¬ 
schaftshistoriker 
Jörg Roesler kann 
„nicht aus seiner 
Haut“ und will es 
auch nicht (S. 10/11). Seine „Geschichte der 
DDR“ ist auch meiner Meinung nach vor allem 
eine Wirtschaftsgeschichte - eine hochspannende, 
hervorragend zusammengefasste Geschichte un¬ 
glaublicher Anfänge unter großen Schwierigkei¬ 
ten, von Arbeiterselbstverwaltung, mehrfach ver¬ 


suchten wirtschaftlichen Reformansätzen, großer 
Möglichkeiten des Sozialismus in dem kleineren 
deutschen Staat, der vor 1945 der wirtschaftlich 
schwächere, rohstoffärmere, immer von Zuliefe¬ 
rungen aus dem Westen abhängige war, der die 
Hauptlast der deutschen Reparationen nach dem 
Krieg zu tragen hatte (weit mehr als 90 Prozent) 
und trotz gewaltiger Aufbauleistungen nie die 
Wirtschaftsleistung der Bundesrepublik erreich¬ 
te. Genauer: Aufgrund der konkreten schwierigen 
historischen Anfangs- und Begleitbedingungen 
sowie eigener Fehler wahrscheinlich auch nicht 
erreichen konnte. 

Seine „Geschichte der DDR“ ist aber nicht nur 
eine „Wirtschaftsgeschichte”“, denn Roesler geht 
natürlich auch auf die politischen Ursachen der 
Nachkriegsentwicklung und die Auswirkungen 
des Kalten Krieges ein. Er versucht politische 
Entscheidungsprozesse in der DDR zu analysie¬ 
ren - bis hin in den Bereich der Kultur. Für ihn ist 
die DDR keine „Fußnote der Geschichte“ (S. 7). 
Er wendet sich gegen den Mainstream: „Die DDR 
war Hauptgegner der BRD im Kalten Krieg und 
ihr wichtigster östlicher Partner in der Zeit der 
Entspannung. Parteien in der Bundesrepublik de¬ 
finierten sich in Wahlkämpfen auch über ihr Ver¬ 
hältnis zum anderen deutschen Staat. Auf sozial¬ 
politischen Gebiet war und blieb die DDR eine 
Herausforderung für die Bundesrepublik. Selbst 
im ökonomischen Bereich wurde sie für einige 
Jahre - man will es kaum glauben - von westdeut¬ 
schen Ökonomen, die von den Wachstumsraten 
der DDR-Wirtschaft in der zweiten Hälfte der 
50er Jahre beeindruckt waren und der Konver¬ 
genztheorie anhingen, als Konkurrenz durchaus 
wahrgenommen.“ (S. 11/12) 

Anders als im Buch von Georg Fülberth gibt es in 
Roeslers Buch 21 Kapitel, in denen er kurz, aber 
detailliert Entwicklungsetappen der DDR be¬ 
schreibt - vom Wiederaufbau unter antifaschisti¬ 
schem (!) Vorzeichen über die Staatsgründung im 
Kalten Krieg, die Krise im Frühjahr/Sommer 1953, 
die Veränderungen nach Stalins Tod, die Rück¬ 
nahme von Reformansätzen, die Aufbruchsstim¬ 
mung in den ersten Jahren des Neuen Ökonomi¬ 
schen Systems (NÖS) in den 60er Jahren, die kon¬ 
servative Wende nach ersten Rückschlägen, die 
vor allem auch Auswirkungen auf die Kulturpoli¬ 
tik hatten (11. Plenum des ZK der SED), die mit 
einem endgültigen Strategiewechsel verbundene 
Ablösung Walter Ulbrichts durch Erich Honecker, 
die wachsenden ökonomischen Schwierigkeiten 
der DDR bis hin zur Stagnation in den 80er Jah¬ 
ren. Roesler beschreibt auch kurz Reformansät¬ 
ze in den letzten Jahren der DDR, geht auf den 
Herbst 1989 und Forderungen der Bürgerbewe¬ 
gungen ein, auf die die SED nicht oder nur noch 
hilflos reagierte. Er macht auf Veränderungsvor¬ 
schläge der Modrow-Regierung 1989/90 aufmerk¬ 
sam und auf die endgültige Kapitulation vor dem 
„Anschluss“ unter der Regierung de Maiziere. 
Die Analyse der Wirtschaftsgeschichte der DDR 
ist aus meiner Sicht die große Stärke dieses Ban¬ 
des. Sie macht deutlich, dass es in der Geschichte 
des Landes „Umbrüche“ gab, die teils mit großen 
Chancen verbunden waren, teils bereits eingelei¬ 
tete Reformen rückgängig machten. Das bestärkt 
meine Auffassung, dass es in der Geschichte des 
Sozialismus nach 1945 mehrfach Umbruchspro¬ 
zesse gegeben hat, in denen andere Entschei¬ 
dungen möglich waren. Ob sie unter den gegebe¬ 
nen historischen Umständen die Niederlage von 
1989/90 verhindert hätten, bleibt offen. 

Etwas ausführlicher hätten die Verweise auf in¬ 
ternationale Einflüsse - vor allem die wesentli¬ 
chen Entscheidungen der sowjetischen Führung, 
in der es von Anfang an nicht nur unterschiedliche 
Haltungen in der „deutschen Frage“, sondern auch 
später im Umgang mit dem kleineren „Partner“ 
gab - ausfallen können. 

Es fehlt mir unter anderem auch eine umfassende¬ 
re Einschätzung der Auswirkungen der mangeln¬ 
den Kooperation und der nationalen Borniertheit 
im RGW (Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
der sozialistischen Staaten). 

Für einseitig halte ich seine Einteilung der führen¬ 
den Politiker der DDR in „Reformer“ und „Kon¬ 
servative“, obgleich er durchaus deutlich macht, 
dass diese Einschätzung in der Geschichte der 
DDR immer nur im Zusammenhang mit ganz 
konkreten Entscheidungen zu sehen ist. 

In den letzten drei Kapiteln versucht Jörg Roes¬ 
ler Bilanz zu ziehen. Er fragt dabei auch nach den 
vergebenen Chancen. 

Ich teile manche seiner Überlegungen in diesen 
letzten Kapitel nicht. Aber das Buch ist auf jeden 
Fall lesens- und verbreitenswert. Nicht nur wegen 
des „Mainstreams“, sondern auch um Verklärun¬ 
gen in den eigenen Reihen entgegenzutreten. 

Jörg Roesler,Geschichte der DDR, Papyrossa Verlag, 
Köln 2012,120 Seiten, 9,90 Euro, ISBN 3894384999 
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Was heißt hier demokratischer Rechtsstaat? 


Uraufführung von Daniel Burkholz' Film „Verboten - verfolgt - vergessen“ 


D er Filmtitel klingt nach ernst¬ 
haftem Konflikt und geforderter 
Anteilnahme, und doch löste bei 
der Welturaufführung von Daniel Burk¬ 
holz' neuem Dokumentarfilm „Verbo¬ 
ten - verfolgt - vergessen“ am Freitag 
im Berliner Kino Central schon das dem 
Film vorangestellte Zitat im übervollen 
Saal allgemeine Heiterkeit aus. „Die 
persönliche Freiheit ist und bleibt das 
höchste Gut des Menschen“ stand da als 
durchaus seriöses Motto, das erst durch 
die Nennung des so zitierten Konrad 
Adenauer in bittere Ironie umschlägt. 
Just dessen Politik, namentlich das ers¬ 
te Strafrechtsänderungsgesetz 1951, hat¬ 
te die im Film (und zum Teil auch im 
Publikumsgespräch nach der Premiere) 
auftretenden Zeitzeugen um eben die¬ 
se persönliche Freiheit gebracht. Nicht 
nur sie. Hunderttausende, nach ande¬ 
ren Schätzungen bis zu einer halben 
Million Menschen wurden direkt oder 
indirekt Opfer der Kommunistenhatz. 
Etwa 10 000 der Verfahren endeten mit 
meist längeren Haftstrafen und Aber¬ 
kennung der bürgerlichen Rechte. Dies 
und die danach oft folgende Isolierung 
und der Verlust des Arbeitsplatzes trie¬ 
ben viele Betroffene für etliche Jahre in 
die Illegalität. 

In nur zwei Tagen hatte die Adenau¬ 
er-Regierung dieses Gesetz durchge¬ 
peitscht, das darum als „Blitzgesetz“ 
bezeichnet wurde und zahlreiche neue 
Straftatbestände einführte, darunter 
Hoch- und Landesverrat und Geheim¬ 
bündelei. Was sich so hoch dramatisch 
anhörte, betraf in der nachfolgenden po¬ 
litischen Praxis oft „Taten“ von gerade¬ 
zu lächerlicher Banalität. Der langjäh¬ 


rige Hagener Kommunalpolitiker und 
immer noch aktive Kommunist Her¬ 
bert Wils führt im Film sogar singend 
vor, zu welch absurden Vorwürfen schon 
ein kämpferisches Lied gegen die Wie¬ 
derbewaffnung der BRD führen konn¬ 
te. „Entfacht für den Frieden lodern 
Rhein und Ruhr“ heißt eine Liedzeile 
darin, eine andere fordert „Einheit für 
Deutschland“. Gesungen zur Gitarre in 
einer Jugendherberge unter unorgani¬ 
sierten Freunden, brachte es Wils schon 
1953, Jahre vor dem KPD-Verbot, acht¬ 
zehn Monate Gefängnis ein. „Wie soll 
ich“, fragt ein Lehrer nach der Premiere 
beim Herausgehen, „das meinen Schü¬ 
lern erklären, die doch die Bundeswehr 
in Afghanistan als Friedenstruppe und 
die so genannte Wiedervereinigung 
Deutschlands seit 1989 als höchstes und 
endlich erreichtes Ziel aller Bonner Po¬ 
litiker vermittelt bekommen?“ 

Welche zentrale Rolle der Streit um 
die Wiederbewaffnung der BRD in 
den Jahrzehnten nach 1945 spielte und 
welche heute kaum noch vorstellbaren 
Massen er zum Protest auf die Straßen 
brachte, dafür hat Burkholz beeindru¬ 
ckendes Archivmaterial gefunden. So 
dokumentiert er die „Jugendkarawane 
gegen Wiederaufrüstung und General¬ 
vertrag“, zu der 1952 ein breites Bündnis 
von kirchlichen wie politischen Jugend¬ 
organisationen für den 11. Mai nach Es¬ 
sen aufgerufen hatte und zu der trotz 
eines kurzfristig erlassenen Verbots 
durch die NRW-Landesregierung 30 000 
Protestierende kamen, wie auch die bis 
heute andauernden Gedenkveranstal¬ 
tungen für den dabei von der Polizei er¬ 
schossenen Jungkommunisten Philipp 


Müller. Gerd Deumlich, der damals in 
Essen dabei war und wegen Tätigkeit 
für die FDJ als „Rädelsführer“ 27 Mo¬ 
nate ins Gefängnis musste, macht darauf 
aufmerksam, dass diese breite antimi¬ 
litaristische Bewegung „nicht von uns 
initiiert“ und bis weit ins bürgerliche La¬ 
ger populär war, und Herbert Wils' Ehe¬ 
frau und Genossin, die man „auf frischer 
Tat“ beim Drucken einer Betriebszei¬ 
tung festnahm und ins Gefängnis warf, 


zitiert sogar einen CDU-Abgeordneten, 
der ihre Kampagne zur Freilassung ihres 
Mannes unterstützte. 

Wie wenig sich diese Verfolgungspraxis 
mit dem offiziellen Anspruch als „demo¬ 
kratischer Rechtsstaat“ vertrug, macht 
Burkholz an vielen Stellen seines Films 
deutlich. So weist der Bochumer Pro¬ 
fessor Till Kössler auf die „Subjektivie- 
rung des Strafrechts“ durch die Urteile 
hin, die zum Beispiel den Besitz „kom¬ 
munistischer“ Bücher oder Broschüren 
im allgemeinen duldeten, ihn aber für 


strafbar erklärten, wenn ihrem Besitzer 
Zustimmung und Unterstützung der da¬ 
rin enthaltenen Ideen unterstellt wur¬ 
de - was die Kommunisten oder jeden, 
den man dafür hielt, unter ein Sonder¬ 
strafrecht stellte. Die oft hanebüchenen 
und substanzlosen Anschuldigungen be¬ 
ruhten nicht selten auf Aussagen ano¬ 
nymer „Hörensagen-Zeugen“, die man 
mit fadenscheinigen Begründungen vor 
Befragung durch die Angeklagten oder 


ihre Verteidiger bewahrte. Rechtsan¬ 
walt Rolf Gössner, der auch zu diesem 
unrühmlichen Kapitel der BRD-Ge- 
schichte mehrfach publiziert hat, stellt 
die Verfolgungen von Kommunisten 
und anderen linken Kräften in eine lan¬ 
ge Traditionslinie, die von rasch reha¬ 
bilitierten Nazirichtern beinahe naht¬ 
los in die Adenauer-Zeit und weiter zu 
den Berufsverboten, in die Stammhei- 
mer Zellen der RAF-Mitglieder und bis 
in die aktuelle Bespitzelung der Partei 
„Die Linke“ reicht. 


Bei allen Widersprüchen zwischen 
Schein und Sein bundesdeutscher Po¬ 
litik, die Burkholz und seine Protago¬ 
nisten sachkundig sichtbar machen, und 
bei allen grotesken Beispielen staatli¬ 
cher Schizophrenie, die auch nach dem 
Eingangszitat Adenauers noch so man¬ 
chen Lacher im Kino auslösten: Burk¬ 
holz schweigt auch nicht über die psy¬ 
chischen und menschlichen Blessuren, 
die die Betroffenen und ihre Familien 
in diesen Jahren aushalten mussten. In¬ 
grid Wils berichtet von Versuchen der 
politischen Polizei, sie in der Haft mit 
dem Angebot vorzeitiger Entlassung - 
„Denken Sie doch an ihre Kinder!“ - zu 
Aussagen oder Anzeigen gegen ihre Ge¬ 
nossen zu bewegen. „Aber sowas tust 
du ja nicht“, sagt sie, „und du denkst da¬ 
bei auch an deine Kinder, aber anders.“ 
Und Deumlich, der nach seiner Haftzeit 
zwölf Jahre in der Illegalität lebte, resü¬ 
miert diese Zeit: „Das war kein Zucker¬ 
schlecken, und da kann man auch ver¬ 
kommen. Es sind einige dabei moralisch 
unter die Räder gekommen.“ Burkholz' 
Gesprächspartner aber blieben wie etli¬ 
che andere Opfer der Adenauer-Zeit in¬ 
teger und bis heute politisch aktiv. Wer 
heute mit dem Süverkrüp-Lied fragt 
„Warum wird so einer Kommunist?“, 
findet in diesem Film überzeugende 
Antworten und Vorbilder. 

Hans-Günther Dicks 

Der Film ist zum Preis von 25,- Euro in 
Kürze auch auf DVD verfügbar. Bestel¬ 
lungen an Neue Impulse Versand, Hoff¬ 
nungstraße 18, 45127 Essen. Telefon: 
(0201) 23 67 57,Telefax: (0201) 24 86 484. 
E-Mail: Neuelmpulse@aol.com 



Foto: roadsid 

Günter Bennhardt und Herbert Wils vor dem Knast, in dem sie einst einsaßen. 


Das Panorama-Museum auf dem Schlachtberg 

Auf Tour durch den Osten (I) • Von Paul Sielaff 


Die Songs der „kleinen Leute“ 

Interview mit Dirk Wilke und Peter Schenzer zum Kulturforum 2012 



Zu jeder Jahreszeit ein lohnendes Ziel: Das Panorama Museum in Bad Frankenhausen. 


Schickt sich das, an ein 
Ereignis zu erinnern, das 
noch zu Zeiten der DDR 
stattfand? „Am 16. Ok¬ 
tober 1987, vor nunmehr 
25 Jahren, signierte Wer¬ 
ner Tübke nach einem elf- 
jährigen Schaffensprozess 
das Monumentalgemälde 
,Frühbürgerliche Revolu¬ 
tion in Deutschland' im 
Panorama Museum Bad 
Frankenhausen“, lese ich 
in der Pressemitteilung, 
die das Museum vor Kur¬ 
zem herausgegeben hat. 

Es gibt also noch die¬ 
ses Museum, das in der 
DDR konzipiert und er¬ 
richtet wurde. Dort oben 
auf dem Schlachtberg bei 
Bad Frankenhausen liegt 
es, dort, wo 1525 ein thü¬ 
ringisches Bauernheer von 
den Heerscharen der Fürs¬ 
ten grausam besiegt wur¬ 
de. Mehr als 8 000 Auf¬ 
ständische, in der Mehrzahl Bauern aus 
Thüringen, hatten sich hier eingefun¬ 
den, um Recht und Freiheit mit Waffen¬ 
gewalt zu erzwingen. Thomas Müntzer 
war einer der bedeutenden Anführer. 
Er wurde hier gefangen genommen, 
später gefoltert und schließlich getötet. 
In der DDR befand man, dass hier auf 
dem Schlachtberg der geeignete Ort 
sei, um an das Geschehen zu erinnern. 
Anfang der 70er Jahre des letzten Jahr¬ 
hunderts wurde der Beschluss gefasst, 
hier bei Bad Frankenhausen eine mo¬ 
numentale Gedenkstätte zu errichten. 
Den Auftrag, ein großes Gemälde zu 
schaffen, erhielt der Leipziger Künstler 
Werner Tübke (1929-2004). Tübke be¬ 
gnügte sich keinesfalls damit, lediglich 
die Schlacht darzustellen. Wie der Ti¬ 
tel es schon sagt, ist das Gemälde eine 
umfassende Darstellung jener Zeit mit 
Bauernkrieg, den Lebensumständen 
der Menschen, ihrer Vorstellungswelt 
mit dem christlichen Glauben, mit be¬ 
deutenden Persönlichkeiten und Ge¬ 
schehnissen. 

Grundlage des Gemäldes ist eine 
l:10-Modellfassung auf Holz. Dieses 
Modell besteht aus fünf Einzeltafeln. 


Nach diesen umfassenden Vorberei¬ 
tungen ging Tübke an die Arbeit, eine 
Endfassung des Gemäldes zu schaffen 
mit den Ausmaßen von 14 Meter Höhe 
und 123 Metern im Umfang. Diese ge¬ 
waltige Aufgabe konnte er nicht allei¬ 
ne bewältigen, und so wurde zusätzlich 
eine Gruppe meist jüngerer Maler ver¬ 
pflichtet. Insgesamt waren es 15 Maler, 
die mit Werner Tübke zusammen gear¬ 
beitet haben. 

Ein Vertrag mit Tübke war zuvor am 
1. April 1976 geschlossen worden. Der 
Grundstein für den Rundbau, den heu¬ 
tigen Saal für das Panorama-Gemälde, 
wurde allerdings schon am 8. Mai 1974 
gelegt. Der Außendurchmesser beträgt 
fast 44 Meter, die Höhe 28 Meter. Be¬ 
reits ein Jahr danach waren der Rund¬ 
bau und die darunter liegende vorge¬ 
zogene Eingangshalle bautechnisch 
fertiggestellt. 

„Nachdem im Dezember 1980 die rest¬ 
lichen Bauarbeiten am Panoramage¬ 
bäude abgeschlossen waren und auch 
das Umfeld mit Wegen und Parkplät¬ 
zen angelegt war, konzentrierte man 
sich nun auf die Vorbereitungen für 
die Malerarbeiten im Panoramasaal“, 


heißt es in einer Museumsbroschüre. 
Als Bildträger wurde eine aus einem 
Stück gewebte Leinwand mit den Ma¬ 
ßen 14,5 mal 123 Meter im Textilkom¬ 
binat Sursk in der Sowjetunion herge¬ 
stellt. 

Eröffnet wurde das Museum schließ¬ 
lich am 14. September 1989. Wie das 
Panorama-Museum mitteilt, waren bis¬ 
lang etwa 2,5 Millionen Besucher hier, 
nicht nur aus Deutschland. Wer das 
Museum besucht, tut gut daran, eine 
Führung mitzumachen. Denn die Viel¬ 
zahl der Einzelheiten des Gemäldes er¬ 
schließt sich nicht ohne Weiteres. Auch 
der Begleitfilm, der über die gesamte 
Entstehungsgeschichte ausführlich in¬ 
formiert, ist empfehlenswert. 

Und dann gilt es noch, die Wirkungs¬ 
stätten Thomas Müntzers zu entde¬ 
cken. Der Weg führt nach Mühlhau¬ 
sen im Westen und bis nach Leipzig im 
Osten. Hilfreich ist das Buch „Reisen 
zu Müntzer“ von 1989 aus dem VEB 
Tourist Verlag, das es nach wie vor im 
Museumsshop auf dem Schlachtberg zu 
kaufen gibt. 


UZ: Immer noch schwer vorstellbar für 
viele eurer Fans: Gibt es tatsächlich eine 
Zeit nach Rotdorn? - Könnt Ihr etwas 
zu eurer Trennung sagen, die ja -für die 
meisten unerwartet -passiert ist? 

Rotdorn hat über 13 Jahre als Gruppe 
existiert. Das war eine wirklich schöne 
und kreative Zeit, mit unzähligen, fast 
immer sehr bewegenden Auftritten bei 
antifaschistischen, antimilitaristischen 
sowie gewerkschaftlichen Aktionen als 
auch bei anderen linken Veranstaltun¬ 
gen und Festen. Wie es oft in Gruppen 
geschieht, haben wir uns nach der lan¬ 
gen Zeit musikalisch in verschiedene 
Richtungen entwickelt und teilweise 
auch voneinander entfernt. 

UZ: Wir finden es toll, dass Ihr beide 
weitermacht! Hattet Ihr in letzter Zeit 
schon öfter Auftritte? Bringt ihr neue 
Songs mit? 

Zunächst einmal soll erwähnt werden, 
dass Sabine Loos und Jens Wolf eben¬ 
falls weiter in anderen musikalischen 
Formationen aktiv sind. Wir selber hat¬ 
ten in der letzten Zeit einige Auftritte, 
so u.a. beim Friedensfest des diesjäh¬ 
rigen Hamburger Ostermarsches so¬ 
wie bei der Abschlusskundgebung der 
Antikriegstagsdemo am 1. September 
in Hamburg als auch bei Veranstaltun¬ 
gen der VVN/BdA. Wir haben auch an 
neuen Songs gearbeitet und freuen uns 
schon darauf, diese dann beim Kultur¬ 
forum 2012 präsentieren zu können. 

UZ: Die Musik von Rotdorn hat vie¬ 
le Jahre lang einen engagierten und 
kämpferischen Beitrag geleistet: im Wi¬ 
derstand gegen Kriegseinsätze und ge¬ 
gen rechts. Es gibt zur Zeit weder An¬ 
sätze für eine breite Politisierung noch 
für große linke Bewegungen im Land. 
Trotz alledem ist keine Friedhofsruhe 
im Land. Auch ein kleiner Erfolg lin¬ 
ker Kulturschaffender? 

Unser Anliegen bleibt es nach wie vor, 
dazu beizutragen, dass „unsere“ Lieder 
nicht weiter durch eine nur auf Profit¬ 
maximierung und Kapitalverwertung 
abzielende imperialistische Massenkul¬ 
tur verdrängt werden und in Vergessen¬ 


heit geraten. „Unsere“ Lieder sind die 
Lieder der internationalen Arbeiterin¬ 
nenbewegung, der antifaschistischen 
Partisanen und Widerstandskämpfe¬ 
rlinnen, der Friedensbewegung sowie 
Lieder gegen die (neo-) koloniale Un¬ 
terdrückung als auch - im Geiste von 
Woody Guthrie, Victor Jara und Phil 
Ochs - die vielen Folksongs der „klei¬ 
nen Leute“, die früher und auch heu¬ 
te keine Stimme hatten bzw. haben, 
um gehört zu werden, da sie unter un¬ 
menschlichen gesellschaftlichen Be¬ 
dingungen litten und leiden. Selbst in 
Zeiten aussichtslos erscheinender Nie¬ 
derlagen und Bedrängnis, wie beispiels¬ 
weise während des Hitlerfaschismus, in 
der Illegalität, in den Konzentrationsla¬ 
gern und unter schwersten und opfer¬ 
reichsten Kampfbedingungen sind Lie¬ 
der und Gedichte entstanden, die Soli¬ 
darität, Mut und Hoffnung vermittelten 
und dazu beitrugen, Isolation und Ver¬ 
einzelung zu überwinden. Hier sei nur 
an das „Moorsoldatenlied“, die Parti¬ 
sanenlieder „Bella Ciao“ und „Zog nit 
keynmol“ sowie an die Spanienlieder 
der Interbrigadisten erinnert. An diese 
Tradition immer wieder anzuknüpfen 
ist gerade auch für uns heute von gro¬ 
ßer Bedeutung: So wie der Hitler-Fa¬ 
schismus letztendlich siegreich nieder¬ 
gerungen wurde, kann letztendlich eine 
Welt und ein Leben ohne Ausbeutung, 
Krieg, Faschismus, Rassismus und Se¬ 
xismus real und möglich werden. 

Nicht zu vergessen sei in diesem Zu¬ 
sammenhang, dass Musik, Literatur, 
Bilder und andere Beiträge fortschritt¬ 
licher Kulturschaffender ja immer auch 
bei Menschen eine emotionale Ebene 
ansprechen und berühren und so - ne¬ 
ben der rationalen Ebene mit aufklä¬ 
renden Flugblättern und wissenschaftli¬ 
chen Texten - einen wirksamen Beitrag 
im Kampf gegen Rechtsentwicklung, 
gegen imperialistische Kriegsgefahr 
leisten und auch den Gedanken der In¬ 
ternationalen Solidarität wieder stär¬ 
ker verbreiten und verankern. 

Peter Schenzer und Dirk Wilke treten beim 
Konzert im Rahmen des DKP-Kulturforums 
„Immer noch gegen den Wind“ am 17. Novem¬ 
ber in Hannover-Linden auf. Information und 
Kontakt: Werner Lutz, E-Mail: einheiztext@t- 
online.de; Tel. 09131/404671 
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Ehrenbürger Hindenburg 

Erzreaktionären gebührt keine Ehre 


„Öffentliche Ehrung für Ewiggestrige“, 
so titelte die Westfälische Rundschau 
am 31. August 2012. Hindenburg ist im¬ 
mer noch Ehrenbürger der Stadt Hagen. 
Ebenso trägt eine Straße diesen Namen. 
Die Diskussion ist neu aufgeflammt am 
Beispiel Münster, wo gerade der Hin- 
denburgplatz in Schlossplatz umbenannt 
wurde. Das gibt auch neue Impulse für 
die Diskussion in unserer Stadt. 
Hindenburg ist Repräsentant einer 
extremen, nationalistischen und preu¬ 
ßisch-reaktionärer Politik. Passen sol¬ 
che Straßennamen noch in unsere Zeit? 
Dabei ist die Diskussion in Hagen nicht 
neu. 1974 schon führte die SDAJ in Ha¬ 
gen eine Aktion zur Umbenennung der 
Hindenburgstraße in „ Salvador-Al- 
lende-Strasse“ durch. Eine gewaltlose 
und friedliche Aktion (siehe Foto). Das 
hinderte die Polizei nicht, mit brutaler 
Gewalt diese Aktion zu unterbinden. 
Gegen sechs SDAJ- Mitglieder wurde 
ein Ermittlungsverfahren eröffnet, be¬ 
gleitet von einer Schadensersatzforde¬ 
rung des Landes NRW vom 18. 9.1974 
in Höhe von 1 063,83 DM. 

„Ist eine spontane politische Mei¬ 
nungsäußerung von Jugendlichen nicht 


höherwertig als ein Straßenschild? Und 
rechtfertigt das einen solchen Polizei- 
einsatz?“ So hieß es in einer Stellung¬ 
nahme des DGB dazu. Und stellte die 
Frage, ob der Name Hindenburg, dem 
Steigbügelhalters Hitlers besonders ge¬ 
schützt sei. 

1985 stellte die DKP einen Antrag an 
den Beschwerdeausschuss auf Um¬ 
benennung der Hindenburgstraße in 
Rudolf-Breitscheid- oder Ernst-Thäl- 
mann-Straße. Wohlwollend erklärte 
man im Ausschuss aber dann die Un¬ 
zuständigkeit. Nun jährt sich im nächs¬ 
ten Jahr zum 80. Mal die Verleihung 
der Ehrenbürgerwürde an Hindenburg. 
Ein guter Anlass für die politischen 
Gremien unserer Stadt, endlich klare 
Verhältnisse zu schaffen. Ehre wem 
Ehre gebührt, aber nicht solchen Erz¬ 
reaktionären wie Hindenburg. Diese 
Ehrenbürgerschaft muss gelöscht wer¬ 
den. Auch die Hindenburgstraße muss 
endlich Vergangenheit werden. 

Was in Münster möglich war, darf in 
Hagen nicht unmöglich sein. 

Herbert Wils, 

Mitglied des Hagener Geschichtsvereins 



Flüchtlingselend und 
Friedensnobelpreis 

Die Würde der Menschen ist antastbar 


Die DKP Dortmund veröffentlichte 
eine Erklärung zum aktuellen Elend der 
völlig unzureichend unter gebrachten 
Asylbewerber in ihrer Stadt. Dabei wird 
auch Bezug genommen auf die absurde 
Verleihung des Friedensnobelpreises an 
die Europäische Union. 

„Was wir bisher nur in den Nachrich¬ 
ten gesehen und gehört haben und sich 
meistens in der Ferne abspielte, das er¬ 
leben wir in diesen Tagen auch direkt 
vor unserer Haustür und unter unseren 
Augen: Das Elend von Flüchtlingen. 
Es gab eine Zeit, in der es DDR- 
Flüchtlinge gab, die waren gern gese¬ 
hen und erwünscht als Arbeitskräf¬ 
te in der BRD, als der Kapitalismus 
noch einigermaßen florierte. Waren sie 
nicht auch Wirtschaftsflüchtlinge? Jetzt 
steckt der Kapitalismus in einer tiefen 
Krise und Europa hat sich abgeschot¬ 
tet. Menschen aus Afrika, die fliehen, 
weil ihre Heimat ihnen keine Perspek¬ 
tive bietet, ertrinken im Mittelmeer. 
Sinti und Roma aus Serbien und Ma¬ 
zedonien sind eh nur „ Armutsflüchtlin- 
ge“ ohne Aussicht auf Gewährung von 
Asyl. Der reaktionäre Innenminister 
Friedrich nennt ihre Flucht Asylbe¬ 
trug 4 und will sie so schnell wie mög¬ 
lich wieder rausschmeißen. 

Die dem Elend entfliehen wollen und 
hier Aufnahme suchen, sind nicht er¬ 
wünscht. Sie sollen in Afrika, dem Irak 
und Afghanistan bleiben, bis die NATO 
dort Demokratie nach ihrem Bild her¬ 


beigebombt hat, oder dort, wo einhei¬ 
mische Oligarchen mit Hilfe westlicher 
Konzerne durch die Ausplünderung 
ihrer Länder das Leben zur Hölle ma¬ 
chen. 

Es sind auch die nicht hier erwünscht, 
die aus den ,neuen 4 EU-Ländern Ost- 
und Südosteuropas, den Hinterhöfen 
und Halbkolonien der EU kommen, 
um hier ein würdigeres Dasein führen 
zu können. Sie sollen dort bleiben, um 
als billige Arbeitskräfte in Schwitzbu¬ 
den für hiesige Konzerne zu knechten 
oder zu verbrennen (kik). 

Auch nach der faktischen Abschaffung 
des Rechts auf Asyl in der BRD zeigen 
der Kapitalismus und mit ihm die EU 
ihre menschenverachtende Fratze. Die 
EU, die jetzt den Friedensnobelpreis 
erhalten hat. Die als NATO - fast alle 
EU-Staaten sind Mitglied - ihre Frie¬ 
densliebe 4 z.B. im Krieg gegen Jugosla¬ 
wien und in Kundus bewiesen hat. Aufs 
Neue soll uns weisgemacht werden, wie 
sozial (s. Flüchtlinge) und friedenshe¬ 
bend (s. Jugoslawien und Kundus) die¬ 
ses System ist. 

Die Flüchtlinge werden bald wieder 
verschwunden sein, wenn sie aus den 
erbärmlichen Notaufnahmeunter¬ 
künften herausgekommen und über 
das Land verteilt worden sind und ihre 
Asylverfahren durchleiden müssen. 
Ihre Würde ist antastbar. Aber eins 
wird bleiben und wachsen: Der Wider¬ 
stand gegen die Ursachen von Krieg 
und Armut und Flüchtlingselend 44 


Für ein friedliches Miteinander aller 
Kulturen in Wuppertal 



Gegen die fremdenfeindlichen Provokationen von „Pro-NRW“ 


Kaum wurden die Pläne bekannt, dass 
die Islamische Gemeinde Wuppertal 
an der Gathe/Ecke Markomannen¬ 
straße eine weitere Moschee mit Kul¬ 
turzentrum bauen will, ging das Ge¬ 
schrei schon los. Oberbürgermeister 
Peter Jung - wie immer populistisch - 
begrüßte diese Pläne begeistert, wäh¬ 
rend nicht wenige seiner Parteifreun¬ 
de schon wieder den „Untergang des 
christlichen Abendlandes“ befürchten. 
Darüber, dass nach diesen Plänen - 
sollten sie denn realisiert werden - 
auch das „Autonome Zentrum“ der 
Abrissbirne zum Opfer fallen wird, 
vergoss bisher keiner der Protagonis¬ 
ten eine Träne. Manch einer wird sich 
wohl auch klammheimlich freuen, 
wenn dieses dauernde „Ärgernis“ der 
sogenannten „Wohlstandsbürger“ auf 
diese Weise ein Ende findet. Vielleicht 
sind manche ja gerade deshalb für eine 
Neugestaltung des Areals, das nach der 
Aufgabe der alten Tankstelle nicht ge¬ 
rade ein Vorzeigeobjekt für Elberfeld 
geworden ist. 

Viel schlimmer ist nach unserer Mei¬ 
nung aber, dass bestimmte Kreise wie 
„Pro-NRW“ versuchen, daraus ihr 
braunes Süppchen zu kochen. Sie ha¬ 
ben in der Vergangenheit schon u.a. in 
Köln und in Duisburg versucht, frem- 
denfeindliche Vorurteile - vor allem 
gegen den sogenannten „Islamismus“ 
zu schüren, indem sie vor dem „Verfall 
christlich-abendländischer Kultur“ und 
der sogenannten „Überfremdung“ ge¬ 
warnt haben. Auch jetzt wollen sie am 


27. Oktober in Wuppertal gegen die 
Moschee - Baupläne demonstrieren. 
Wir Kommunisten sagen: 

★ Wir lassen es nicht zu, dass das seit 
vielen Jahren gewachsene friedliche 
Miteinander der Kulturen in Wuppertal 
durch rassistische und fremden-feindli- 
che Parolen gestört wird! 

★ Wir wollen ein friedliches Miteinan¬ 
der der Menschen in dieser Stadt, wo 
jeder seine Kultur und Weltanschauung 
einbringen kann! 

★ Wir sind auch der Meinung, dass hier 
das Grundgesetz, Artikel 4, strikt ein¬ 
zuhalten ist: „Die Freiheit des Glau¬ 
bens, des Gewissens und die Freiheit 
des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich .. .Die 
ungestörte Religionsausübung wird ge¬ 
währleistet“ 

So darf der Staat (hier in Person des 
OB Jung) sich in solchen Fragen aber 
auch nicht zugunsten einer Religions¬ 
gemeinschaft einmischen! Das wäre 
nämlich eine (grundgesetzwidrige) Be¬ 
vorzugung einer Gruppe. Man beden¬ 
ke, dass die Zahl der gläubigen Musli¬ 
me in Wuppertal weniger als zehn Pro¬ 
zent ausmacht. Andere Gruppen - z.B. 
die Konfessionslosen - sind sowieso 
schon benachteiligt, obwohl ihre Zahl 
in unserer Heimatstadt inzwischen auf 
40 Prozent zugeht! Den Vorteil haben 
zur Zeit nur die großen christlichen 
Gemeinden, deren vielfältige Tätigkeit 
trotz schwindender Mitgliederzahlen 
jährlich mit Millionen Steuergeldern 
bezuschusst wird. 


Wenn also die islamische Gemeinde 
Wuppertal plant, ein neues Zentrum zu 
bauen (... und dafür auch die notwen¬ 
digen Mittel selber aufbringen kann), 
dann wäre es die einzige Aufgabe der 
Stadt, diese Pläne sachlich zu prüfen 
und dann ein geeignetes Gelände zum 
Kauf anzubieten! 

Doch - wenn es dann um das Areal 
Gathe/Markomannenstraße geht, muss 
auch gleichzeitig der Autonomen Sze¬ 
ne in Wuppertal eine neue Bleibe an- 
geboten werden. Denn auch deren Be¬ 
deutung für den kulturellen Reichtum 
Wuppertals ist nicht zu unterschätzen - 
auch wenn das manche Kleinbürger 
nicht wahrhaben wollen! 

Wir Kommunisten wenden uns ent¬ 
schieden dagegen, dass die Menschen 
unserer Stadt durch das Schüren reli¬ 
giöser Vorurteile gegeneinander auf¬ 
gehetzt werden. Das dient nur den In¬ 
teressen der Herrschenden, die uns so 
das Fell über die Ohren ziehen und die 
Lasten der kapitalistischen Krise bes¬ 
ser auf die kleinen Leute abwälzen 
können! 

Unsere Feinde sind nicht die Menschen 
anderer Weltanschauung oder anderen 
Glaubens, sondern die kapitalistischen 
Profitmacher und Geldhaie! Diese sind 
unsere gemeinsamen Gegner, gegen 
die wir den gemeinsamen Widerstand 
aller arbeitenden und arbeitslosen 
Menschen entgegensetzen müssen - 
gleich welchem Glauben sie anhängen. 

Aus: Wupper-Report, Stadtzeitung der DKP Wuppertal, 


Interfraktioneller Antrag gegen Rechts 

Kreistag Darmstadt-Dieburg verurteilt Nazi-Terror 


Die UZ dokumentiert im Folgenden 
einen interfraktionellen Antrag, der vom 
Kreistag Darmstadt-Dieburg beschlos¬ 
sen wurde. Ausgangspunkt und Anlass 
war ein Antrag der Kreistagsfraktion 
„Die Linke“: 

Auch im Landkreis Darmstadt-Die- 
burg muss die Frage nach rechtsext¬ 
remen Aktivitäten im Kreisgebiet neu 
gestellt werden. Die Fraktionen des 
Kreistags haben den Antrag der Frak¬ 
tion DIE LINKE vom 12. Januar 2012 
zum Anlass genommen, den fraktions- 
übergreifenden Antrag zu erarbeiten. 
1. Der Kreistag Darmstadt-Dieburg 
verurteilt die aus den Medienberichter¬ 
stattungen bekannt gewordenen men¬ 
schenverachtenden Verbrechen der 
Gruppe Nationalsozialistischer Unter¬ 
grund 4 . Er fordert - nicht zuletzt im In¬ 
teresse der Opfer und ihrer Familien - 
eine vollständige politische und juris¬ 
tische Aufarbeitung der Geschehnisse 
sowie eine Verurteilung der Täter und 
Unterstützer der Terrorzelle durch die 
jeweils zuständigen staatlichen Organe 
des Bundes und der Länder. Diese wer¬ 
den aufgefordert, soweit wie möglich 
dazu beizutragen, dass öffentlich Klar¬ 
heit über die Hintergründe der rechts¬ 
extremistischen Aktivitäten, über die 
Ursachen für Fehlverhalten staatlicher 
Organe und über Verstrickungen der 


Sicherheitsbehörden mit der rechtsex¬ 
tremen Szene gewonnen wird. 

2. Der Kreistag fordert den Kreisaus¬ 
schuss auf, folgende Vorschläge umzu¬ 
setzen: 

2.1. Verwaltungsinterne Bündelung al¬ 
ler Zuständigkeiten (Jugend, Soziales, 
Kultur, Schule, Erwachsenenbildung 
etc.) mit Beauftragung einer/einem 
Verantwortlichen zur Koordination von 
Aktionen und Präventionsmaßnahmen 
bei rechtsextremistischen Vorkommnis¬ 
sen sowie zur Berichterstattung gegen¬ 
über den zuständigen Ausschüssen des 
Kreistags (GGSA, SKSA). 

2.2. Zusammenarbeit mit den jeweils 
zuständigen Ämtern der Gemeinden 
sowie anderen Stellen (Polizei; Schul¬ 
amt, Kirchen, Gewerkschaften, Sport¬ 
vereinen etc.), um kreis weit schnelle 
Reaktionen auf etwaige lokale rechts¬ 
extreme Aktivitäten zu ermöglichen. 
Hilfreich wäre dabei der Aufbau einer 
zentralen Datei und einer Koordinie¬ 
rung der Beratungsangebote. 

2.3. Erweiterung der Angebote der 
Erwachsenenbildung (Volkshoch¬ 
schule) und der Jugendarbeit (Ju¬ 
gendbildungswerk) zur Stärkung der 
demokratischen Kompetenz und des 
bürgerschaftlichen Engagements ge¬ 
gen Rechtsextremismus. 

2.4. Durchführung von Veranstaltungen 
gegen Rechtsextremismus und Präsen¬ 


tation von Ausstellungen (auch ander- 
weit erarbeitete mobile Fremdaus¬ 
stellungen 4 ; beispielhaft sei hingewie¬ 
sen auf die Ausstellung „Versteckspiel: 
Lifestyle, Symbole und Codes von neo¬ 
nazistischen und extrem rechten Grup¬ 
pen“, aufgebaut von der „Agentur für 
soziale Perspektiven e.V., 2009), auch 
als Wanderausstellungen zur Nutzung 
durch die Gemeinden. Dazu zählen 
auch Angebote zum Besuch von Ge¬ 
denkstätten in erreichbarer Nähe und 
die Vermittlung von Vorträgen. Das ge¬ 
plante Kreisarchiv könnte hier eine ko¬ 
ordinierende Rolle spielen. 

2.5. Prüfung, ob Wettbewerbe zur Stär¬ 
kung der demokratischen Kompetenz 
ausgeschrieben werden können, und 
ggf. Erarbeitung von geeigneten Vor¬ 
schlägen. Im Rahmen des unter Punkt 
2.1 zu erstellenden Berichts. 

2.6. Anstoß zur Bildung eines ,Bündnis¬ 
ses gegen Rechtsextremismus 4 auf der 
Ebene des Landkreises, getragen von 
Bürgerinnen und Bürgern, kreisange¬ 
hörigen Gruppen und Organisationen 
in regionaler Kooperation mit Netzwer¬ 
ken in den benachbarten Kreisen, der 
Stadt Darmstadt und der agah (AG der 
Ausländerbeiräte in Hessen). Hierbei 
ist durch einen öffentlichen Gründungs¬ 
aufruf die Öffentlichkeit in geeigneter 
Form einzubeziehen. 
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Hochspannung für Profite 

„Stromarmut“ ein neues Phänomen infolge steigender Strompreise 


S trom wird für Privathaushalte in 
Deutschland langsam zum Luxus¬ 
gut. Über sechs Milliarden Euro 
mehr müssen die Verbraucher nächstes 
Jahr für den Strom zahlen. Der Grund: 
Die Umlage nach dem Erneuerbare- 
Energie-Gesetz (EEG) steigt um fast 
50 Prozent (47 %) von derzeit 3,592 
Cent je Kilowattstunde auf die Rekord¬ 
höhe von 5,277 Cent. Das haben die 
vier Netzbetreiber Amprion, Tennet, 
50 Hertz und Transnet BW am 15. 10. 
2012 mitgeteilt. Für einen Drei-Perso- 
nen-Durchschnittshaushalt (Verbrauch 
3 000 Kilowattstunden) bedeutet das 
eine jährliche Mehrbelastung von 60 
Euro. Da der Staat über die Mehrwert¬ 
steuer zusätzlich abkassiert, sind es so¬ 
gar über 70 Euro. Die EEG-Vergütun¬ 
gen, die von Betreibern alternativer 
Energieanlagen kassiert werden und 
in erster Linie von Privathaushalten 
aufgebracht werden, summieren sich 
damit 2013 auf insgesamt 20,4 Milli¬ 
arden Euro, vor fünf Jahren waren es 
erst 7,6 Milliarden Euro. Die Erhöhung 
zeigt auch, was ein Kanzlerwort wert 
ist: Die Umlage „soll nicht über die 
heutige Größenordnung von 3,5 Cent 
je Kilowattstunde steigen“ verkündete 
Merkel noch im Juni 2011. 

Ein Jahr später wird deutlich: Die Kos¬ 
ten der Energiewende werden fast aus¬ 
schließlich den Privathaushalten aufge¬ 
halst - Energiekonzerne und Großin¬ 
dustrie profitieren davon (siehe dazu: 
Franz Garnreiter, Zum Stand der Ener¬ 
giewende, www. isw-muenchen. de). 

Es sind drei Ursachen-Komplexe, wes¬ 
halb die Energiewende immer mehr 
zu Lasten von Otto Normalverbrau¬ 
cher geht: 

Da ist einmal das chaotische Manage¬ 
ment von Politik und Energiekonzer¬ 
nen bei der Umsetzung der Energie¬ 
wende. „Die Verbraucher zahlen die 
Rechnung für eine schlecht geplante, 
ineffiziente und unnötig teure Ener¬ 
giepolitik“, sagt Gerd Billen, Chef des 
Spitzenverbandes der deutschen Ver¬ 
braucherzentralen VZBV (zitiert nach 
Spiegel, 27. 8.2012); 
zum zweiten ist es das Subventions¬ 
und Privilegiengeflecht, das beim 
Strompreis um Konzerne und Großun¬ 
ternehmen herum aufgezogen und mit 
der Energiewende verdichtet wurde; 
und schließlich treibt die Abzocke der 
Energiekonzerne - auch als Trittbrett¬ 
fahrer der Energiewende - den Strom¬ 
preis immer weiter in die Höhe. 

„Energiewende: Unternehmen 
sparen - wir zahlen“ 

So titelte eine Münchner Boulevard¬ 
zeitung (tz, 12.10. 2012). Während die 
Privathaushalte für die Energiewende 
mit zig-Milliarden bluten müssen, ist 
für Konzerne und Großindustrie ein 
enges Auffangnetz von Privilegien ge¬ 
knüpft worden. Dokumentiert seien 
hier die wichtigsten Vergünstigungen: 
EEG-Aufschlag: „Hätten im Jahr 2011 
alle Stromverbraucher den EEG-Auf¬ 
schlag von 3,53 ct/kWh gezahlt, dann 
wären über 21 Milliarden Euro zusam¬ 
men gekommen“, schreibt Franz Garn¬ 
reiter (a. a. O.). „Tatsächlich wurden nur 
13,5 Milliarden Euro eingesammelt, 
also knapp zwei Drittel des Sollwertes. 
Das liegt an den vielen und in den letz¬ 
ten Jahren noch vermehrten Reduzie¬ 
rungen und Freistellungen der indus¬ 
triellen Stromverbraucher von dieser 
Umlage. Wer mehr als 1 Million kW 
Strom verbraucht, zahlt nur ein Zehn¬ 
tel dieser Umlage; wer mehr als 100 
Million kW verbraucht, zahlt nur eine 
Umlage von 0,05 ct/kW, also ein Hun¬ 
dertstel des Wertes für die Haushalts¬ 
und Gewerbekunden“. Ein ökologi¬ 
scher Irrsinn: Je höher der Verbrauch, 
desto billiger die Tarife. 

Zudem wurde und wird die Zahl der 
Begünstigten immer weiter erhöht: 
2011 waren es 813,2013 soll ihre Zahl 
auf über 2 000 ansteigen. 

Netzentgelte: Die Kosten für den Aus¬ 
bau der Netze (neue Hochspannungs¬ 
leitungen, Netzanbindung der Off- 
shore-Windanlagen, etc.) werden nach 


Kalkulationen der Netzbetreiber für 
die kommenden zehn Jahre auf rund 
20 Milliarden Euro geschätzt (FAS, 14. 
10. 2012). Auch beim Netzausbau wer¬ 
den große Unternehmen begünstigt. 
„Ähnlich der Ökostrom-Umlage wer¬ 
den auch die Kosten für das Leitungs¬ 
netz von Stromkunden per „Netzent¬ 
gelt“ erhoben. Großverbraucher der 
Industrie können sich davon befreien 
lassen“ (SZ, 16. 8.2012). 

Stromsteuer: Eine ähnliche Situati¬ 
on besteht auch bei der Stromsteuer. 
Würden alle den Sollsatz von 2,05 et/ 
kWh bezahlen, dann würde der Staat 
gut 12 Milliarden Euro einnehmen. 
Wegen der vielen Ausnahmen im In¬ 
dustriestrombereich belaufen sich die 
Steuereinnahmen jedoch nur auf 6 


bis 7 Milliarden Euro (BDEW 2011 = 
Bundesverband der Energie- und Was¬ 
serwirtschaft). 

Konzessionsabgabe: Das gleiche Bild 
bei der Konzessionsabgabe (in etwa 
die Miete für städtischen Grund und 
Straßen für die Stromverteilung): Für 
Haushaltskunden beläuft sie sich auf 
1,8 ct/kWh, industrielle Stromverbrau¬ 
cher zahlen so gut wie gar nichts dafür. 
Mehrwertsteuer: Mit den zusätzlichen 
Belastungen der Haushalte über EEG- 
Abgabe und Netzentgelt, kassiert der 
Staat über die Mehrwertsteuer beim 
Ökostrom zusätzlich ab. So kommt z.B. 
zu den ab 2013 5,3 Cent je kWh EEG- 
Abgabe noch ein Cent Mehrwertsteuer 
dazu, macht 6,3 Cent kWh - 0,33 Cent 
mehr als vorher. Allein an der Erhö¬ 
hung der EEG-Abgabe verdient der 
Staat über eine Milliarde Euro zusätz¬ 
lich an Mehrwertsteuer. Dabei ist die 


Erhebung des vollen Mehrwertsteu¬ 
ersatzes von 19 % auf Strom ohnehin 
eine unsoziale Großtat. Strom hat den 
Charakter eines öffentlichen Gutes, ist 
ein unentbehrliches Mittel zum Leben 
und dürfte, wie andere Lebensmittel, 
bestenfalls mit dem ermäßigten Steu¬ 
ersatz von 7 % belegt werden. 
Sonderverträge: Die industriellen 
Strom - Groß- und Größtverbraucher 
werden nicht nur steuerlich und abga¬ 
benmäßig begünstigt, sie erhalten von 
den Energiekonzernen zudem Extra- 
Konditionen in Form der Sonderverträ¬ 
ge mit Strompreisen von deutlich unter 
10 ct/kWh (der durchschnittliche Preis 
für Haushaltsstrom betrug 201121,0 et/ 
kWh ohne Mehrwertsteuer). Das deckt 
in der Regel gerade noch die Erzeuger¬ 


kosten und einen Teil der Leitungskos¬ 
ten. Diese Sonderverträge sind geheim. 
Alles in allem addieren sich die Strom¬ 
vergünstigungen der Großindustrie auf 
jährlich zig-Milliarden Euro. Alles im 
Namen der internationalen Konkur¬ 
renzfähigkeit - damit die deutsche Ex¬ 
portwalze weiter wie geschmiert läuft. 

Die Abzocke der 
Energiekonzerne 

„Die Stromrechnung für Privatkunden 
wird 2020 wahrscheinlich um 30 % hö¬ 
her sein als heute“, verkündete Tuomo 
Hatakka, der Vorstandsboss von Vat- 
tenfall Europe im Handelsblatt-Inter- 
view (3. 7. 2012). Strom dürfte schon 
im kommenden Jahr um insgesamt 
zehn Prozent teurer werden, erwarten 
Energieversorger und Vergleichsporta¬ 
le wie Verivox (vgl. SZ, 16. 10. 2011). 


Der Hauptgrund sei die Steigerung 
der EEG-Förderung auch in den kom¬ 
menden Jahren und die Netzumlage. 
Die Regierung treibt in der Tat den 
Strompreis auf Rekordhöhe, entge¬ 
gen Merkels Versprechen, Privathaus¬ 
halte müssten auch künftig „mit be¬ 
zahlbarem Strom versorgt werden“. 
Für 200 000 Hartz-IV-Empfänger war 
der Strom schon im vergangenen Jahr 
nicht mehr bezahlbar, wie der Paritäti¬ 
sche Wohlfahrtsverband schätzt. Ihnen 
wurde wegen unbezahlter Rechnungen 
der Strom abgestellt. „Stromarmut“ 
nennt der VdK das neue Phänomen 
und spricht von einer „eklatanten Ver¬ 
letzung sozialer Grundrechte“ (zitiert 
nach Spiegel, 8.10.2012). 

Doch nicht nur die Bundesregierung 


geriert sich als notorische Strompreis¬ 
treiberin. Im vergangenen Jahrzehnt 
haben vor allem auch die Stromkonzer¬ 
ne kräftig abgezockt. Bei einem Drei- 
Personen-Haushalt erhöhten sich die 
monatlichen Stromkosten von 40,66 
Euro im Jahr 2000 auf 75,08 Euro in 
2012 - eine Erhöhung um 85 %. Dabei 
stiegen die enthaltenen Steuern, Abga¬ 
ben und Umlagen von 15,52 Euro auf 
34,10 Euro = + 120 % (BDEW, April 
2012). Das Segment Erzeugung, Trans¬ 
port und Vertrieb am Strompreis er¬ 
höhte sich von 25,14 Euro auf 40,98 
Euro, gleich 63 % - dreimal so schnell 
wie die übrigen Lebenshaltungskosten. 
Die Abzocke der großen Stromkon¬ 
zerne kann deshalb so gnadenlos ex¬ 
ekutiert werden, weil sie unter sich 
die Bundesrepublik in vier Strom- 
„Besatzungszonen“ aufgeteilt haben, 
wo jeweils ein Stromkonzern ein Qua¬ 


si-Monopol besitzt. Es sind dies E.on 
von Nordwesten über Hessen bis Bay¬ 
ern, RWE in NRW, Rheinland-Pfalz 
und Saarland, EnBW in Baden-Würt¬ 
temberg und Vattenfall im Osten (vgl. 
isw-report 73, Klima-Killer-Konzerne, S. 
34-39). Insgesamt beherrscht die „Vie¬ 
rerbande“ 80 % der deutschen Strom¬ 
erzeugung. Die Konzerne diktieren 
weitgehend die Strompreise, geben 
z.B. Preissenkungen an der Leipziger 
Strombörse nicht weiter (vgl. SZ, 12. 
10 . 2012 ). 

Mit der Energiewende haben sie eine 
weitere Profitquelle aufgetan, langen 
sie noch zusätzlich kräftig hin. So wol¬ 
len sie sich z.B. die Einsatzbereitschaft 
ihrer Reserve- und Spitzenkraftwer¬ 
ke extra und zusätzlich bezahlen las¬ 
sen (vgl. Garnreiter, a.a. O.). Finanziert 
durch eine weitere Umlage, wollen sie 
dafür neue Gaskraftwerke bauen, die 
dann Angebotsschwankungen bei den 
erneuerbaren Energien (EE) ausglei- 
chen könnten. 

Insgesamt haben die Energiekonzerne 
im vergangenen Jahrzehnt zig-Milliar¬ 
den an Profit gemacht (siehe Tabelle). 
Nach kurzzeitigen Minderungen im 
Rahmen der Wirtschaftskrise, laufen 
sie jetzt wieder zu Profit-Höchstform 
auf. Im ersten Halbjahr 2012 stieg der 
Nettogewinn (nach Steuern) bei E.on 
auf 3,3 Milliarden Euro (das operati¬ 
ve Ergebnis, d.h. Gewinn vor Steuern, 
Zinsen und Abschreibungen = EBIT- 
DA - auf 6,7 Milliarden Euro), bei 
RWE auf 1,67 Milliarden. Euro (ope¬ 
rativer Gewinn 5,1 Milliarden Euro). 
Ihren Profit wollen sie zusätzlich durch 
Kostensenkung, sprich: Arbeitsplatz¬ 
vernichtung in die Höhe treiben. RWE 
will im Rahmen seines Sparprogramms 
RWE 2015 10 400 Stellen der jetzt 72 

000 Arbeitsplätze abbauen; E.on plant 

bis 2015 die Liquidierung von 11 000 

der 80 000 Arbeitsplätze. 

Zu erwähnen bleibt, dass alle vier 
Besatzer-Konzerne ehemals staatli¬ 
che Energieunternehmen waren oder, 
wie im Fall Vattenfall, sich staatliche 
Energiebetriebe auf dem Gebiet der 
ehemaligen DDR einverleibten. Wä¬ 
ren die Konzerne nicht privatisiert 
worden, dann hätten die über 80 Mil¬ 
liarden Euro Nettogewinn, die sie in 
den vergangenen zehn Jahren erwirt¬ 
schafteten, in staatliche Kassen fließen 
können. Damit wäre ein Großteil der 
Umstellung auf regenerative Energie¬ 
quellen zu finanzieren gewesen und 
hätte - bei entsprechendem politischen 
Willen - die Energiewende schon viel 
früher eingeleitet werden können. So 
aber wurden die Milliarden Profite für 
Dividenden an die Aktionäre und zur 
Expansion und Einverleibung anderer 
Energieversorger quer durch Europa, 
zum europaweiten Einfluss und Aus¬ 
bau der Macht der Stromgiganten ver¬ 
geudet. 

Das unterstreicht: Eine sozial und öko¬ 
logisch gestaltete Energiewende bedarf 
der Vergesellschaftung unter demokra¬ 
tischer Kontrolle dieser Konzerne, ver¬ 
bunden mit einer demokratischen, ge¬ 
samtgesellschaftlichen Energieplanung 
(vgl. Alternativen zur Energiewirtschaft, 
in: isw-report 73, S. 51 ff). 


Fred Schmid,isw 


Die Gier der Vier 

Profite (nach Steuern) der Stromkonzerne 
2002-2011 in Milliarden Euro 



2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

Ges. 

E.on 

2,78 

4,65 

4,34 

7,41 

6,08 

7,72 

1,62 

8,67 

6,28 

-1,86 

47,69 

RWE 

1,05 

0,95 

2,14 

2,23 

3,85 

1,81 

2,56 

3,57 

3,31 

1,81 

23,28 

EnBW 

0,28 

-1,19 

0,13 

0,52 

1,11 

1,36 

0,88 

0,77 

1,16 

-0,87 

4,16 

Vattenfall 

0,21 

-0,13 

0,27 

0,73 

0,99 

0,86 

0,87 

0,91 

0,26 

1,07 

6,04 


4,32 

4,28 

6,88 

10,89 

12,03 

11,75 

5,93 

13,92 

11,01 

0,15 

81,17 


Quelle: Geschäftsberichte 
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unsere zeit m 


Wir haben einen treuen Freund, guten Genossen und standhaften 
Weggefährten verloren und trauern um 

Willi Holzel 

16. Dezember 1947-13. Oktober 2012 

Er hat unseren Büchern ihr Gesicht gegeben. Sein Ideenreichtum, 
seine Ratschläge und seine Solidarität werden uns fehlen. 

PapyRossa Verlag 

Jürgen Harrer 


Nach langer, schwerer Krankheit ist unser Genosse 

Emil (Heinrich) Fichtl 

verstorben. 

Emil kam nach Emden und arbeitete aktiv in der FDJ und 
KPD. Er wurde nach deren Verbot wegen Hochverrats an¬ 
geklagt und saß dann für seine Überzeugung ein Jahr, zum 
Teil in Einzelhaft, im Gefängnis. Das konnte seinen politi¬ 
schen Willen nicht brechen und so wurde er 1968 zum Grün¬ 
dungsmitglied der DKP. Er arbeitete bis zu seiner schweren 
Erkrankung in verschiedenen leitenden Funktionen in der 
Partei, in der Hauptsache als Kreiskassierer. 

Sein Tod reißt eine Lücke in unsere Reihen. Wir werden ihn 
vermissen 

DKP Kreis Emden Ostfriesland 


Im Alter von 88 Jahren ist unser Genosse 

Erich Lenz 

friedlich eingeschlafen. 

Mit Erich verlieren wir einen unermüdlichen Kämpfer für Ge¬ 
rechtigkeit, Frieden und Sozialismus. Mit seinem Auftreten in 
den Gemeindeversammlungen vor Ort, in Partei, Ostermarsch 
und VVN-Bund der Antifaschisten hat er uns stetig inspiriert, 
informiert und zu neuen Aktivitäten aufgerufen. Sei es das 
AKW Philippsburg, das Brennelemente-Zwischenlager oder 
der Ausbau des Flugplatzes in Speyer. Jahrzehntelang hat er im 
Landkreis die UZ verkauft und konnte dabei viele Kontakte 
knüpfen und uns Interessenten zuführen. 

Sein Tod hinterlässt eine große Lücke in unserer Bewegung. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisvereinigung Karlsruhe 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 

Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Reimes 


* Superior 


15911 


1685 


175 » 


1830 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: Ü2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


r 


Ir unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salalbüftet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ühernachtung/Frühstück 30,-bis 53,- € pF 
HP 15,50 € p.P, * VP, 22,-Ep.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthoEheimes.de * www.gasthof-heimes.de 


Sechzig Jahre lang zu zweit, 
ein ganzen Leben Seit‘an Seit‘. 

Höhen waren und auch Tiefen, 
manchmal gar die Tränen liefen. 

Aber alles ging vorbei - 
zusammen hielten diese zwei. 

Wir gratulieren 

Walter und Inge Abczynski 

zur diamantenen Hochzeit 

60 Jahre verheiratet, das ist ein Grund, stolz zu sein! 

Auf diesem Weg gab es viele Schwierigkeiten, die sie gemeinsam 
überwunden haben. Ein Beispiel: Walter war wegen seiner Mit¬ 
gliedschaft in der KPD im Gefängnis, war aber trotzdem immer 
aktiv in der kommunistischen Bewegung. 

Aber sie haben nie aufgegeben. Sie haben viel geleistet. 

Große Unterstützung gab es immer aus ihrem Freundeskreis, der 
auch seit 60 Jahren besteht. 

Gesundheitlich nicht mehr ganz fit, nehmen sie aber noch heute 
aktiv am Leben teil. 

Wir sind stolz auf sie! 

Ulrike, Ulrich , Erika , Paul , Anna, Thomas 



Bänkelsänger, Bücherwurm, Rote-Punkt-Aktivist, Friedensbe¬ 
weger, Kreisvorsitzender, „Kubaner“, Bezirkssekretär ... 

Der Hammer: Unser „ Fäustel“ wird 70! 

Ein unvergessliches Fest und alles, alles Gute für die Zukunft 
wünschen Dir 

Deine Genossinnen der Kreisorganisation Bonn/Rhein-Sieg 


Am 27 Oktober wird 

Horst Bernard 

80 Jahre jung 

Dazu alles Gute, vor allem Gesundheit und Kraft für Deine 
Aktivitäten als unermüdlicher Antifaschist, vor allem aber 
auch für Deine Frau und uns wünschen Dir 

Deine Kinder und Enkelkinder (nebst Anhang) 


Mitteilung des 
Neue Impulse Verlages 

Das Interesse für die aktuelle Ausgabe der Marxistischen Blätter 
... die stärkste der Parteien? war größer als erwartet. Das Heft 
ist derzeit vergriffen und musste nachgedruckt werden. Es steht 
ab Anfang November wieder zur Verfügung z.B. für DKP-Kon- 
ferenzen, den Aktionsverkauf oder Info-Tische. 

Lothar Geisler, Geschäftsführender Redakteur 


Carlis Bienenhonig 

HoHo. hobt ihr 

fr* schon Irwinen Honig 

Früh- oder Sommertracht 


500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 

i ^ iit ' i* 

ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 


Wir liefern auch handgefertigte 

,s y 5 ' i 

Bienenwachskerzen. Anfragen bei: 

. ■ t.. 

Imkerei Trauth, 02241 973111 
camatra@web. de 



www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


DKP/Karl - Liebknecht - Schule 

Am Stadtpark 68, 51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 - bzw. 
02151/315838, e-mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 17 ./ 18 . November 2012 

Sie reden von Wiedervereinigung 
Wer hat Deutschland zu welchem Zweck 
gespalten? 

Darüber wollen wir mit Günter Judick reden. 

„Über geschichtliche Ereignisse beklagt man sich nicht, man be¬ 
müht sich im Gegenteil, ihre Ursachen zu verstehen und damit auch 
ihre Folgen, die noch lange nicht erschöpft sind.“ (Friedrich Engels 
MEW21 Seite 201) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen 
nur, wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Frei¬ 
tag 30 Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation 
oder Bezirksvorstand abklären. 


Bildungsveranstaltung der DKP Frankfurt/Main 

Samstag: 3. November 2012, von 13.00 bis 17.00 Uhr. 

Ort: Frankfurt/M., Haus Gallus, Frankenallee 111, Vereinsraum 2 
Referent: Leo Mayer, stellvertretender Vorsitzender der DKP 


Wege zum Sozialismus - 
Was hat Gramsci uns heute dazu zu sagen? 

★ Kleiner Überblick zu Themen, an denen Gramsci gearbeitet hat 

★ Alltagsverstand - Bewusstsein - Rolle der „organischen 
Intellektuellen“, Rolle der Partei 

★ Kulturelle Hegemonie 


Klima und Klassenkampf 

Das Mensch-Natur-Verhältnis im 
Widerstreit sozialer Interessen 



Dr. Hans-Peter-Brenner, Klimawandel - „Systemfrage“ oder „Mensch¬ 
heitsproblem“? ★ Prof. Dr. Nina Hager, Zu philosophischen Aspekten des 
Mensch-Natur-Verhältnisses ★ Franz Garnreiter, Mit „grüner Marktwirt¬ 
schaft“ zu einer naturverträglichen Wirtschaft? ★ Eva Bulling-Schröter, Die 
Berliner Klimapolitik und die Alternativen der LINKEN ★ Dr. Helmut Selinger, 
Globale Klimagerechtigkeit. 

Anmeldung erbeten bei Hermann Kopp, 
Marx-Engels-Stiftung@t-online.de, Tel. 0211-6802828 


Einladung 

zur Bezirksmitgliederversammlung 
der DKP Baden-Württemberg 
am Samstag, den 17. November 2012 

Beginn: 10.00 Uhr 

Ort: Sängerheim Untertürkheim, 70327 Stuttgart-Untertürkheim, 
Lindenschulstr. 29 


Tagesordnung: 

Wie Vorschlag in der Einladung 

Bezirksvorstand der DKP Baden-Württemberg 

Einladung 

zur 

Landesmitgliederversammlung der DKP Thüringen 

am Samstag, 15. Dezember 2012 
9.00 bis 16.00 Uhr 
in der Jugendbibliothek Gera 
Werner-Petzold-Straße 17, 07549 Gera 

Vorgeschlagene Tagesordnung: 

Begrüßung/Eröffnung der Versammlung 
Bericht des Koordinierungsrates 

Diskussion zum Antrag des Parteivorstandes an den 20. Parteitag 
Wahl des Koordinierungsrates 
Wahl der Delegierten zum 20. Parteitag 
Schlusswort 

Mitgliedsbücher nicht vergessen! 


Der Helm eines alten Genossen ist voller Beulen, 
und einige davon stammen auch vom Feind. 

(Jürgen Kuczynski) 

Einladung zur Kreismitgliederversammlung der 
DKP Recklinghausen 
Tagesordnung: 

Politischer Bericht und Diskussion 

Wahlen des Kreisvorstands und der Delegierten zur Bezirksdelegierten¬ 
konferenz sowie zum Parteitag der DKP 

Dienstag, 13. November, 19.30 Uhr 
Ladenlokal Kellerstraße 7, Recklinghausen 


Anzeigen helfen der UZ 


Ferienwohnung in Südfrankreich 

bei Narbonne (bis 4 Personen) 
besonders schön auch im Frühling 
Info: hiltraut.wurm@googlemail.com 
08144/7200 



Entschleunigung: 


Ruhe & Naiur satt im Müritz-National¬ 
park. 2 FeWoje 2 3 Pers. ganzjährig in 
Kratzcburg-Granzin. Havel & Havclsccn. 
B 001 & Rad. Info: www.trinogga.de oder 
0331/870796 (AB) 


Toskana, nah am Reer 

wnw.tfr«atu biühcf.dc 14039.DS4&. EH 73 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimnec 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 

KindeTpa-adire. 
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„Boykott des Urlaubslandes 
Türkei“ 

Betr.: „Knaststaat Türkei“, UZ vom 5. 
10., Seite 7 

Wieder mal wurde eine kurdische 
Abgeordnete, Sebahat Tuncel, für ihr 
demokratisches Engagement für die 
Rechte der kurdischen Minderheit zu 
einer hohen Gefängnisstrafe (8 Jahre) 
verurteilt. Der Folterstaat Türkei tritt 
die Menschenrechte der Kurden im ei¬ 
genen Staat mit Füßen, bzw. walzt sie 
mit Panzern platt und erschießt sie mit 
Gewehren. Nichtsdestotrotz: Gestern 
plärrte mir ein schlecht informierter 
Sprecher von NDR II aus dem Radio 
in einem Interview mit einem CDU- 
MdB mit einer unverfrorenen Anfra¬ 
ge an diesen Abgeordneten entgegen. 
Er wollte ganz harmlos wissen, was 
denn eigentlich dagegen spräche, dass 
die Türkei in der jetzigen Tage zum 
Schutz der dortigen Menschenrechte in 
Syrien einmarschiere. Dies führt mich 
in meiner Beurteilung der speziellen 
Art der Demokratie der Türkei dazu, 
an der Forderung nach einem Boykott 
des Urlaubslandes Türkei festzuhal¬ 
ten. Jedenfalls bis dort eine Demokra¬ 
tie zumindest in der Form der bürger¬ 
lich-parlamentarischen Demokratie 
mit ebenfalls vielen Nachteilen, aber 
ohne Todesschwadrone und mörderi¬ 
scher Polizei- und Armeewillkür ver¬ 
wirklicht ist. 

Rüdiger Deissler, Göttingen 

Wir teilten die Euphorie nicht 

Betr.: „Ein aufrührender 
Gastkommentar“ UZ vom 12.10., 
Seite 15 

Ich teile sowohl Fob als auch Kritik 
an den Gastkommentar Klaus Wage- 
ner durch Gen Hannes Stütz. Aus Be¬ 
troffenheit beschränke ich mich auf die 
Kritik und möchte sie konkretisieren. 
In meiner Studentenzeit (1976 bis 1984) 
hatte ich zusammen mit dem MSB 
Spartakus vor und nach dem Sturz 1979 
der US-Marionette, dem Schah, Kon¬ 
takt mit Tudeh-Genosslnnen aus dem 
Iran. Der Sturz wurde aus verständli¬ 
chen Gründen von der Tudehpartei 
unterstützt. Vor allem die 68er Stu¬ 
dentenbewegung und ihr Nachfolger 
(z.B.TAZ) feierten den Machtwechsel 
euphorisch. Wir als Kommunistinnen 
teilten die Euphorie nicht. 

Wie sich dann auch bald zeigte, wur¬ 
de unter Chomeini bald ein klerikal¬ 
faschistisches Terrorregime errichtet, 
welches sich gegen alle fortschrittli¬ 
chen Kräfte auch physisch richtete. 
Ein Tudeh-Genosse erklärte mir die¬ 
se Entwicklung mit einem iranischem 
Sprichwort: „Ein Huhn wird zweimal 
geschlachtet.“ 

Uwe Moldenhauer ; Altena 

Zynismus, Hohn und Spott 

Betr.: „Arbeitgeber-Tag“ in Berlin 

Der jüngste „Arbeitgeber“-Tag war 
wieder einmal vom Feinsten. Die 


Creme der selbsternannten Leistungs¬ 
träger und Eliten, Ausbeuter und Pro¬ 
fiteure wären sie richtiger benannt, 
hatte sich versammelt, dazu die Kanz¬ 
lerin der Volkspartei CDU, und man 
tauschte sich gegenseitig Komplimen¬ 
te aus, viel Lob an die Politik war da¬ 
bei und es kann nicht anders sein, wenn 
ein Herr Hundt dabei ist, dann gibt es 
gleich weitergehende Erwartungen und 
Mahnungen. Zu volksverbunden darf 
sie natürlich nicht werden diese CDU. 
Das Rententhema fertigte Hundt mit 
fast an Genialität grenzender Einfach¬ 
heit ab. Es gebe nur zwei Möglichkei¬ 
ten die Rente zu sichern - Arbeit und 
Eigenvorsorge. Da bleibt einem fast die 
Spucke weg. 

Der Herr Hundt, der seit vielen Jahren 
den Niedriglohnsektor beförderte und 
forderte samt vieler weiterer lohnab- 
senkenden Gaunereien und Tricks, der 
stellt sich hin und fordert von denen Ei¬ 
genvorsorge, die er selbst auf ein Lohn¬ 
niveau zu drücken versucht, das gera¬ 
de oder nicht einmal mehr zum Leben 
reicht. 

Dieser Mann ist keiner, der nicht weiß 
wovon er spricht und deshalb ist sol¬ 
ches an Zynismus, Hohn und Spott 
nicht zu überbieten. Oder doch? 
Großen Dank nahm die Volksparteien¬ 
kanzlerin von Hundt gern und erfreut 
an. Wenig verwunderlich, auch SPD 
und Grüne erhielten ein wenig Dank, 
für ihr Stillhalten nehmen wir mal an. 
Ehrenwert für sie keineswegs. Kritik 


am Niedriglohnsektor sei für Hundt 
nur „Ideologie und Propaganda“. (...) 
Wie die Faust aufs Auge erfüllt die 
Volkskanzlerin eilfertig den Wunsch 
des Herrn Hundt nach Eingriff in die 
Tarifpolitik, damit noch besser und 
konzentriert weiter abgesenkt, gekürzt 
und ausgespielt werden kann. Dafür ist 
sie zu haben. Bei Mindestlöhnen aber 
hören wir sie laut schreien, das sei Sa¬ 
che der Tarifpartner. Was soll also ihre 
Intervention in die Tarifpolitik? 
„Arbeitnehmerinteressen“, das sind 
eben nicht die Interessen, die bei Mer¬ 
kel auf der Liste stehen. So leise kommt 
allerdings in mir die Frage hoch, wo se¬ 
hen und hören wir auch einmal wenigs¬ 
tens ebenso deutlich-dreiste Worte und 
Forderungen von unseren Gewerk¬ 
schaften gegen diese Unverschämt¬ 
heiten? Heißer Herbst war mal und ist 
scheinbar out. Auch unser DGB-Som- 
mer scheint abgetaucht und darf oder 
will nicht mehr in vielen Runden, wo er 
die Interessen seiner Klientel auf den 
Punkt bringen könnte. Haben wir uns 
als Gewerkschaften schon vollends aufs 
Betteln verlegt und sind uns die öko¬ 
nomischen Tatsachen ganz abhanden 
gekommen? Da denk ich noch nicht 
einmal daran, warum Gewerkschaften 
zu Krieg und Rüstung, zu Gesundheits¬ 
politik, Rente, Energiepreise und vieles 
andere so gar nichts Prinzipielles und 
klar Forderndes zu sagen haben. 

Roland Winkler ; Aue 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 26.0KT 


Göttingen: „Näher als sie scheinen“, 
Präsentation der DKP Göttingen 
mit Kai Degenhardt. Foyer des „Hol- 
bornschen Hauses“, Rote Straße 34, 
20.00 Uhr. Kostenbeitrag 5,00 Euro, 
Schüler, Studenten, Erwerbslose 
3.00 Euro. 


SA ★ 27. OKT 


Wesel: „Die Kommunen und die 
RWE - Verflechtungen und Abhän¬ 
gigkeiten als Bremsklotz der Ener¬ 
giewende/Was können wir tun?“ Kli¬ 
maratschlag „Klimabündnis Nieder¬ 
rhein“ . Referat Prof. Dr. R. Marquardt. 
NABU, Freybergweg 9,11.00 Uhr bis 
13.00 Uhr. 


MO ★ 29. OKT 


Köln: Mitgliederversammlung der 
DKP Köln-Kalk. Naturfreundehaus 
Köln-Kalk, 19.00 Uhr. 


FR ★ 2. NOV 


Esslingen/Neckar: Jahreshaupt¬ 
versammlung der DKP Neckar-Fils. 
Restaurant SC 1875, Weilstraße 85, 
18.00 Uhr. 


SA ★ 3. NOV 


Frankfurt/Main: „Wege zum Sozia¬ 
lismus - Was hat Gramsci uns heute 
dazu zu sagen?“ Bildungsveranstal¬ 
tung der DKP mit Leo Mayer, stellver¬ 
tretender Vorsitzender der DKP. Haus 
Gallus, Frankenallee 111, Vereinsraum 
2,13.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


Düsseldorf: Jahrestagung der Co- 
ordination gegen Bayer-Gefahren. 
Geschichte und Perspektive von Kon¬ 
zern- und Globalisierungskritik. Um¬ 
weltzentrum Düsseldorf, Merowin¬ 
ger Straße 88,9.30 Uhr bis 18.00 Uhr. 


Siegen: „Neofaschismus und Krise - 
Perspektiven aus Wissenschaft, 
Politik und Journalismus“, Tagung 
der VVN-BdA Siegerland-Wittgen¬ 
stein gemeinsam mit dem Landes¬ 
verband NRW der VVN-BdA und der 
Marx-Engels-Stiftung mit Beiträgen 
von Manfred Weißbecker, Herbert 


Schui, Ulla Jelpke und Jürgen Lloyd. 
Universität Siegen, Raum: AR-K122/23, 
Adolf-Reichwein-Straße 2,10.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr. Anmeldungen per Mail 
an: Marx-Engels-Stiftung@t-online. 
de. Die Teilnahme ist kostenlos. 


Dl ★ 6 . NOV 


München: „Antrag des PV an den 
Parteitag“, Gruppenabend der DKP 
Neuhausen-Süd. KommTreff, Holzap¬ 
felstraße 3,19.00 Uhr. 


Ml ★ 7.NOV 


Hanau: „... und als nächstes ist Spa¬ 
nien dran.“ Veranstaltung der DKP 
Main-Kinzig zur wirtschaftlichen 
Situation und über den Widerstand 
im Land mit Juan-Luis Camacho, Ver¬ 
treter der KP Spaniens in der BRD. 
Reinhardskirche, Hanau-Kesselstadt, 
Jakob-Rullmann-Straße 6,19.30 Uhr. 


Dortmund: „Welche Auseinanderset¬ 
zungen, Tarifverhandlungen, Streiks 
hat es gegeben und was ist dabei 
erreicht worden? Und vor allem: 
Was steht im kommenden Jahr an? 
Wofür wollen wir uns in Bewegung 
setzen?“ Veranstaltung der SDAJ mit 
den Gästen von der IG Metall, ver. 
di und der IG BAU. Zentrum für Po¬ 
litik und Kultur, Oesterholzstraße 27, 
19.00 Uhr. 


FR ★ 9. NOV 


Schweinfurt: Sascha Stanicic stellt 
sein Buch „Anti-Sarrazin - Argumen¬ 
te gegen Rassismus, Islamfeindlich¬ 
keit und Sozialdarwinismus“ auf 
dem Gruppenabend der DKP vor. 
DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Einladung 

zur Landesmitgliederversammlung der 
DKP Mecklenburg-Vorpommern 

1 . Dezember 2012 

Beginn: 10.00 Uhr 

Bismarckstuben/Kulturhaus, N.-Stensen- 
Straße 1,17166 Teterow 

Tagesordnung (Vorschlag) 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

2.1. Wahl der Versammlungsleitung 

2.2. Beschlussfassung überTagesordnung, 

Geschäftsordnung, Wahlordnung 

2.3. Wahl der Wahlkommission 

2.4. Wahl der Antragskommission 

3. Referat des/der Vertreterin des Parteivorstandes 

4. Diskussion 

5. Beratung von Anträgen und Entschließungen 

6. Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten zum 20. Parteitag 

7. Schlusswort und Verabschiedung 

Bitte Mitgliedsbücher mitbringen! 


Klarstellung der UZ-Redaktion 

In der Nummer 26 unserer Zeitung (26. Juni) erschien auf Seite 16 der Artikel 
„Eine U-Bahn von Lemberg bis nach Auschwitz“. Der Autor dieses Artikels 
legt Wert darauf festzustellen, dass er in keiner Weise um seine Genehmi¬ 
gung eines Abdrucks in der UZ gefragt wurde. 

Die Redaktion hat sich bei ihm entschuldigt. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 13. bis 19. Oktober 



... will Bundesinnenminister Friedrich ausgemacht haben. Die Demokratie brauche deshalb einen „starken 
Verfassungsschutz“, erklärte der CSU-Politiker. 

Das heißt die Verhältnisse auf den Kopf zu stellen und die Opfer zu verhöhnen. Die im Zuge der Diskussion 
um das NPD-Verbot eingestandene flächendeckende Durchdringung der faschistischen Szene durch den 
Verfassungsschutz, die unübersehbare Nähe des Verfassungsschutzes zum Terror der NSU und anderer Nazi- 
Gruppen sprechen eindeutig eine andere Sprache. 

Ein Verfassungsschutz, der so stark in Mord und Mordhetze verstrickt ist, gehört abgeschafft. 

„Sicheres Stadionerlebnis“ oder 
„Demokratieabbau“ 


Montag 

Daniel „ Gigi“ Giese aus Meppen wusste 
etwas. Seine Faschisten-Band „ Gigi und 
die braunen Stadtmusikanten“sang dar¬ 
über. Auf der 2010 veröffentlichten und 
seit 2011 verbotenen CD mit dem appe¬ 
titlichen Titel „Adolf Hitler lebt“. Einer 
der Songs trägt den Titel „Döner Killer“. 
Darin heißt es unter anderem: „Die Er¬ 
mittler stehen unter Strom/eine blutige 
Spur und keiner stoppt das Phantom/am 
Dönerstand herrschen Angst und Schre¬ 
cken/kommt er vorbei, müssen sie ver¬ 
recken.“ Und an anderer Stelle: „ Wer ist 
der Nächste? Wann ist es so weit?“ und 
„Neun sind nicht genug“. Das war lange 
bevor der Nationalsozialistische Unter¬ 
grund im Bewusstsein der Öffentlichkeit 
auftauchte. 

Kann man sich eindeutiger als Sympa¬ 
thisant von Mördern und als Wissender 
outen? Wohl kaum. Nahm irgendeine 
Ermittlungsbehörde Giese damals in 
die Zange, um zu erfahren, was er kon¬ 
kret wusste? Nein! Der rosarote Panther 
taucht in den Bekennervideos der NSU 
auf. Das Phantom ist eine wichtige Figur 
in der gleichnamigen Filmserie. 

Das Amtsgericht Meppen hat Giese we¬ 
gen Volksverhetzung und Billigung von 
Straftaten verurteilt; zu sieben Monaten 
auf Bewährung, dazu eine Geldstrafe in 
Höhe von 600 Euro. Interessant die Be¬ 
gründung: Giese habe die Mordserie der 
NSU verherrlicht. Giese selbst behaupte¬ 
te im Prozess, dass er von der Mordserie 
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der 
CD nichts gewusst habe. Das hat das Ge¬ 
richt als offenkundige Schutzbehauptung 
erkannt. Wo aber bleibt die Konsequenz? 
Wenn Giese etwas Konkretes wusste, ste¬ 
hen ganz andere Straftaten im Raum wie 
Strafvereitelung, Mitwisserschaft, Bil¬ 
dung einer kriminellen Vereinigung. Wir 
erinnern uns, wie Linke strafrechtlich ver¬ 
folgt wurden und werden, wenn Sympa¬ 
thie mit staatsfeindlichen Aktivitäten nur 
vermutet wurde. 

Diese Justiz bleibt auf dem rechten Auge 
blind und mehr als das. 


Das ist das Dilemma so vieler Science¬ 
fiction-Filme: dass die Zukunft, in der sie 
zu spielen vorgeben, doch immer eine in 
der Gegenwart ausgedachte ist und die 
mal erschreckenden, mal optimistischen 
Visionen, die sie vor uns ausbreiten, oft 
kaum mehr sind als ein dürftig verhüll¬ 
ter Reflex aktueller Befindlichkeiten. 
Variante 1: Vor Katastrophen von ga¬ 
laktischem Ausmaß ist die Welt nur zu 
retten durch einen Supermenschen, der 
dennoch seine Super-Hightech-Waffen 
so urtümlich primitiv einsetzt wie unsere 
Urahnen Faustkeil und Keule. Variante 2, 
in der das Böse gegen die Menschen und 
die von ihnen geschaffene Maschinenin¬ 
telligenz nie eine Chance hat, ist zwar 
sympathischer, entspringt aber einem 
ähnlich naiven Weltbild. Ganz gleich ob 
die Technik nun als Dämon, Geheimnis 
oder Glücksverheißung ausgemalt wird, 
immer steht sie im Zentrum der Hand¬ 
lung und degradiert die Menschen zu 
überflüssigem Beiwerk. 

Wie schön, dass nun „Robot und Frank“ 
in unsere Kinos kommt, ein Science-fic¬ 
tion-Film, der so gut wie alle Regeln des 
Genres bricht. Regisseur Jake Schreier 
und sein Drehbuchautor Christopher D. 
Ford entführen uns nicht in ferne Jahr¬ 
hunderte oder Galaxien, schwelgen nicht 
in der Faszination bizarrer Wundertech¬ 
nik. Statt eines interstellaren Kampfs 
präsentieren sie einen alternden, von 
beginnender Demenz geplagten Titel¬ 
helden Frank, der zurückgezogen in ei¬ 
ner waldreichen Gegend am Rand von 
New York lebt und es in besseren Jahren 
zu zweifelhaftem Ruhm gebracht hat: als 
professioneller Meister-Einbrecher und 
Juwelendieb. Sein vermeintliches Inter¬ 
esse für die Literatur gilt bei näherem 
Hinsehen mehr der örtlichen Bibliothe¬ 
karin. Wie ein kybernetischer Zangenan¬ 
griff muss es Frank darum erscheinen, als 
sein Sohn Hunter ihm einen Haushalts¬ 
und Pflegeroboter ins Haus bringt, um 
sich die ständigen langen Fahrten zu ihm 
zu ersparen. 


Donnerstag 

Klaus Dieter Fritsche (CSU) wusste auch 
was. Aber der will nichts erzählen - zu¬ 
mindest nicht dem Bundestagsuntersu¬ 
chungsausschuss zu den NSU-Morden. 
Klaus-Dieter Fritsche war neun Jahre 
lang Vizechef des Bundesamts für Verfas¬ 
sungsschutz . Er war Nachrichtendienst- 
Koordinator im Kanzleramt bei Frau Dr. 
Angela Merkel. 

Von daher weiß er anscheinend noch wie 
man mit Abgeordneten umgeht. Zwi¬ 
schenfragen ignoriert er. Statt zur Sache 
zu sprechen, verteilt er Zensuren. Abge¬ 
ordnete und Medien nähmen an einem 
„Skandalisierungs-Wettbewerb “ teilneh¬ 
men. Es sei gefährlich für die Demokratie 
zu unterstellen, staatliche Stellen würden 
vertuschen. Außerdem würden Informa¬ 
tionen aus geheimen Akten veröffentlicht. 
Das sei für die Arbeit der Verfassungs¬ 
schützer schädlich. Da belehrt einer, der 
offensichtlich unbelehrbar ist. 

Und was macht der Untersuchungsaus¬ 
schuss? Der schimpft - und lässt den 
Mann gewähren. Eigentlich hatte man 
von ihm wissen wollen: Warum hatten 
die Behörden keine heiße Spur von den 
NSU-Terroristen? Dazu hat er nicht ein 
Wort gesagt. 

Warum ist so jemand noch auf freiem 
Fuß? Verunglimpfung des Bundestages 
ist immerhin auch ein Straftatbestand. 

★ 

Schulz, Van Rompuy und Barroso wis¬ 
sen seit heute was. Nämlich, was sie am 
10. Dezember machen. Da fahren sie 
zusammen nach Oslo, um den Friedens¬ 
nobelpreis entgegenzunehmen. Die drei 
EU-Größen werden sich dort in bes¬ 
ter Gesellschaft befinden. Sie selbst, die 
Preisverleiher und die illustren Teilneh¬ 
mer der Festveranstaltung sind einander 
absolut würdig und ebenbürtig. 

Sie werden sich spätestens dann Wiederse¬ 
hen, wenn die peinlichsten Persönlichkei¬ 
ten des Jahres 2012 gekürt werden. Alle 
haben beste Siegchancen, einzeln und im 
Kollektiv. 

Adi Reiher 


Notgedrungen verbündet sich Frank mit 
dem Roboter, doch auch dessen men¬ 
schenähnlicher Körperbau, sein adret¬ 
tes Äußeres und seine freundliche Stim¬ 
me bringen Frank nicht dazu, ihm einen 
menschlichen Namen zu geben. Nur ganz 
allmählich nötigt ihm Robots alles um¬ 
fassende Programmierung Respekt ab, 
und Freundschaft wird daraus erst, als 
ihm aufgeht, dass Robots gigantische 
Festplatte auch Programme enthält, die 
er für einen späten Wiedereinstieg in sei¬ 
nen „Beruf“ nutzen kann. Letzteren hat 
Frank stets mit dem Anspruch ausgeübt, 
den Reichtum der Wenigen gerechter zu 
verteilen - ein Anspruch, der mit dem 
Robot einprogrammierten Prinzip der 
Achtung vor dem Privateigentum zuerst 
kollidiert, bis auch der einer „menschli¬ 
chen Regung“ nachgibt.. .Wo die techni¬ 
sche Wunderwelt nicht glitzert, glänzen 
die Darsteller umso mehr. Der frühere 
Produzent Schreier hat für sein Regie¬ 
debüt ein großartiges Ensemble vor der 
Kamera, darunter James Marsden als 
Hunter, Liv Tyler als Franks ökobeweg¬ 
te und in der Welt umherreisende Toch¬ 
ter Madison. Superstar Susan Sarandon 
beweist wieder einmal, dass sie auch in 
scheinbar kleinen Rollen brillieren kann, 
hier als Bibliothekarin Jennifer; dass 
ihre Rolle so klein nicht ist, ahnt man 
zwar, bestätigt sich aber erst im überra¬ 
schenden Finale. Doch Schreiers größter 
Trumpf ist der 74-jährige Ausnahmemi¬ 
me Frank Langella in der Titelrolle. Mal 
schüchterner Verehrer, dann wieder 
aufbrausender Vater, dickköpfiger Geg¬ 
ner von Veränderung und geübter Ver¬ 
drängungskünstler, wenn es um sein Al¬ 
ter und seine schwindende Gesundheit 
geht - all dies verkörpert der vielseitige 
Langella, dessen Liebe der Bühne mehr 
noch als dem Film gehört, scheinbar un¬ 
angestrengt in winzigen Gesten, in Nu¬ 
ancen seiner Stimme und seiner perfekt 
kontrollierten Mimik. 

Hans-Günther Dicks 


Unter dem Namen „Sicheres Stadioner¬ 
lebnis“ hat die DFL (Deutsche Fußball- 
Liga) ein Konzept zur Verbesserung der 
Sicherheit in den Stadien vorgelegt. Die¬ 
ses Konzept stößt auf allgemeine Kritik. 
Es ist nach Meinung vieler Fußball¬ 
fans kein Anti-Gewalt-Projekt, sondern 
beinhalte den Versuch rechtsstaatliche 
Prinzipien für Fußballfans außer Kraft 
zu setzen. Wir dokumentieren Auszüge 
einiger Stellungnahmen: 

Ständiger Fanausschuss des FC St. Pauli 
19.10. 2012 

Am 17.10. fand auf Einladung des Prä¬ 
sidiums (des FC St. Pauli, d. Red.) ein 
Gespräch über den von der DFL unter 
dem Titel „sicheres Stadionerlebnis“ 
vorgelegten Maßnahmenkatalog statt. 
Vertreter des Ständigen Fanausschus¬ 
ses waren hierzu zunächst nicht einge¬ 
laden, dies erfolgte nachträglich nach 
Intervention von Fanladen, Aufsichts¬ 
rat und AFM (Abteilung fördernde Mit¬ 
glieder, d. Red). 

Bei diesem Gespräch haben mit Aus¬ 
nahme von Präsidium und Geschäfts¬ 
führung alle Beteiligten ihre klare Ab¬ 
lehnung des DFL-Papiers zum Aus¬ 
druck gebracht. Diese erfolgt jedoch 
keineswegs aufgrund mangelnder em¬ 
pirischer Daten über Gewalt im Fuß¬ 
ball, wie die Stellungnahme des Präsi¬ 
diums glauben machen kann, sondern 
aus grundsätzlichen Erwägungen. Die 
geplanten Maßnahmen der DFL sind 
für uns nichts anderes als eine Kriegs¬ 
erklärung an alle organisierten Fans in 
den deutschen Fußballstadien. Dieser 
Meinung sind auch die offiziellen Fan¬ 
clubs des FC St. Pauli, die sich auf ihrer 
jährlichen Delegiertenversammlung 
am 6. 10. ebenfalls einstimmig gegen 
das DFL-Papier ausgesprochen haben. 
Eine hervorragende inhaltliche Be¬ 
gründung findet sich in der Erklärung 
von Union Berlin zum Thema, auf wel¬ 
che wir an dieser Stelle verweisen und 
die wir uns in ähnlicher Form auch vom 
FC St. Pauli erhofft haben. Hierfür lie¬ 
gen aber offenbar die Ansichten von 
Präsidium und organisierter Fanszene 
zu weit auseinander. 

Das Angebot aller am Treffen beteilig¬ 
ten Gremien, mit dem Präsidium ge¬ 
meinsam eine Stellungnahme abzuge¬ 
ben, wurde von diesem abgelehnt und 
statt dessen eine nur vom Präsidium ge¬ 
tragene Erklärung veröffentlicht. Da¬ 
her sehen wir uns gezwungen, mit einer 


eigenen Stellungnahme die Tragweite 
der Diskussion öffentlich zu machen 
und unsere Position klarzustellen. 
Selbstverständlich sind wir bereit, 
an Gesprächen über die Zukunft des 


Fußballs als Zuschauersport teilzu¬ 
nehmen und hierfür Konzepte mit zu 
entwickeln. Solche Gespräche können 
aber nicht von oben verordnete Bedin¬ 
gungen zur Grundlage haben, sondern 
müssen mit einer Bestandsaufnahme 
beginnen, alle Beteiligten einbinden, 
auf Augenhöhe stattfinden und ergeb¬ 
nisoffen sein.“ 

Positionierung des Präsidiums und der 
aktiven Fanszene des 1. FC Union Ber¬ 
lin e. V. zum Konzeptpapier „Sicheres 
Stadionerlebnis“ 

1. Einleitung 

Auf der Grundlage intensiver Diskus¬ 
sionen mit der aktiven Fanszene des 1. 
FC Union Berlin werten das Präsidium 
und die Fan- und Mitgliederabteilung 
des 1. FC Union Berlin das Konzept¬ 
papier „Sicheres Stadionerlebnis“ als 
in großen Teilen problematisch, daher 
in seiner Gesamtheit grundsätzlich als 
nicht akzeptabel und lehnen es im Er¬ 
gebnis ab. 

Die Gründe hierfür liegen nach unse¬ 
rer Auffassung zum einen in der Aus¬ 
nutzung der Asymmetrie im Verhältnis 
Verband - Verein - Vereinsmitglied/ 
Fan, aber vor allem in der offenkun¬ 
digen Fehleinschätzung gegenwärtiger 


Tendenzen im Bereich der Fußballsta¬ 
dien durch DFL und DFB und darauf 
aufbauend falschen Schlussfolgerun¬ 
gen. Die Vielschichtigkeit der Prob¬ 
lematik soll im Folgenden erläutert 


werden, zunächst im Wege einer Ein¬ 
schätzung der derzeitigen Situation, 
anschließend erfolgt die Analyse und 
Bezugnahme auf einzelne Punkte aus 
dem Konzeptpapier. 

(vollständiger Text auf der Homepage 
http://www.fc-union-berlin.de) 


Der rote Kanal 


Stand by Me, Das Geheimnis 
eines Sommers, USA 1986 

Einer der besseren Filme über das Erwach¬ 
senwerden. Spannend, voller Humor. Die üb¬ 
liche US-amerikanische Sentimentalität hält 
sich in Grenzen. 

So., 28.10., 12.50 -14.35 Uhr, kabel eins 

Unsere feindlichen 
Nachbarn, USA 1995 

Nach dem Ende des Kalten Krieges su¬ 
chen die USA neue Gegner. Es kommt zum 
Krieg mit Kanada. Satire von Michael Moo¬ 
re. Das „Lexikon des internationalen Films“ 
schrieb, der Film sei eine „treffsichere Satire 
auf Leichtgläubigkeit, Verführbarkeit und die 
artige Folgsamkeit der Medien“. 

Mo., 29.10., 22.20 - 23.50 Uhr, arte 


Wenn Roboter menschlich werden 

„Robot und Frank" ist Science-fiction der anderen Art 










